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1 VORWORT 

1.1 Gesetzesauftrag und Inhalt des Berichtes über die öffentlichen Finan

zen 2003 

Der Staatsschuldenausschuss, der von 1970 bis Mai 1997 ein Gremium der ÖSterreichischen Postsparkasse war, ist seit In
Kraft-Treten des Bundesgesetzes über die Errichtung des Staatsschuldenausschusses am 14. Mai 1997 (BGBI. 742/1996) 
als eigenständiges Gremium rechtlich verankert und bei der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB) angesiedelt. Die Agen
den des Ausschusses und dessen Zusammensetzung sind per Gesetz festgelegt. Sie wurden durch eine Novelle des StA
Gesetzes (BGBI. 1612002), die mit Anfang Jänner 2002 in Kraft trat, verändert. Die Novelle sah neben einer Änderung der 
Zusammensetzung eine deutliche Ausweitung des Aufgabengebiets des Staatsschuldenausschusses vor. Ökonomische 
Analysen zu Fragen der Staatsverschuldung und Einschätzungen der finanzpolitischen Lage sollen im Gegensatz zu bisher 
nicht nur den Bund sondern alle öffentlichen Haushalte (Bund, Länder, Gemeinden, Sozialversicherungsträger) umfassen. Im 
Einzelnen definiert § 1 Abs. 1 des Staalsschuldenausschussgeselzes i. d. g. F. folgende Agenden: 

1) Einschätzung der finanzpolitischen Lage mit Vorschau. Dies vor dem Hintergrund der fiskalpolitischen Ziele ÖSterreichs 
und den Entwicklungstendenzen des Geld- und Kapitalmarktes; 

2) Analysen über volkswirtschaftliche Auswirkungen der Finanzoperationen im Zusammenhang mit der Finanzschuld der 
öffentlichen Haushalte auf der Basis der Ergebnisse von Untersuchungen gemäß Z 1; 

3) Analyse der Nachhaltigkeit und Qualität der Budgetpolitik der öffentlichen Haushalte; 

4) Abgabe von schriftlichen Empfehlungen zur Finanzpolitik öffentlicher Haushalte in ÖSterreich unter Berücksichtigung 
konjunktureller Rahmenbedingungen; 

5) jäh�iche Erstattung eines Berichtes über die dem Bundesminister für Finanzen gegebenen Empfehlungen unter An
schluss der Ergebnisse der Untersuchungen und Analysen gemäß Z 1 bis 3, den der Bundesminister für Finanzen dem 
Nationalrat und der Bundesregierung vorzulegen hat; 

6) Mitwirkung bei der öffentlichen Meinungsbildung im Zusammenhang mit den Aufgaben des Staatsschuldenausschusses 
sowie Durchführung informativer Veranstaltungen. 

Diese Aufgaben werden vom Staatsschuldenausschuss gemeinsam mit dessen Arbeitsausschuss wahrgenommen. Die 
Mitglieder des Staatsschuldenausschusses werden von der Bundesregierung, der Wirtschaftskammer Österreich im Einver
nehmen mit der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern, der Bundesarbeitskammer, dem ÖSterreichischen 
Gemeindebund, dem ÖSterreichischen Städtebund und der Landeshauptmännerkonferenz entsandt (§ 1 Abs. 2 leg. dl). Der 
vo�iegende Bericht über die öffentlichen Finanzen 2003 trägt dem gesetzlichen Auftrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 5 Rechnung. 

Das Kapitel zwei des Berichts beginnt mit einer Darstellung der monetären und realökonomischen Rahmenbedingun
gen im Jahr 2003. Die Zins- und Rentenmarktentwicklungen im Euroraum werden dabei ebenso wie die Konjunktursituation 
in Österreich beleuchtet. 

Das dritte Kapitel widmet sich der Fiskalposition des öffentlichen Sektors in Österreich im Sinne des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts. Neben methodischen Erläuterungen zum Verschuldungs- und Defizitbegriff laut Maastricht werden hier die 
Budget- und Verschuldungsentwicklung sowie die Einnahmen- und Ausgabenstruktur des Staates und seiner Teilsektoren 
(Bund, Länder, Gemeinden, Sozialversicherungsträger) in ÖSterreich aufgezeigt und analysiert. Eine Zeitreihe über die Defi
zit- und Verschuldungsentwicklung seit 1986 befindet sich dazu im Anhang A 2. Darüber hinaus wird im gegenständlichen 

6 

III-97 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)8 von 120

www.parlament.gv.at



Bericht erstmals auch die Gläubigerstruktur der öffenUichen Verschuldung ÖSterreichs präsentiert. Gleichzeitig wurde auf die 
Darstellung der Finanziel1.Jngsrechnung für Österreich verzichtet. 

Eine ausfüMiche Untersuchung der Finanzschuldengebarung des Bundes im Jahr 2003 ist Gegenstand des vierten Kapi. 
tels. Hier werden scwohl die Entwicklung, Struktur, Verzinsung und Fristigkeit der Finanzschuld als auch der Finanzschul· 
denaufwand des Bundes dargestellt. Das letzte Unterkapitel von Kapitel vier Skizziert zudem das Risiko-Controlling des Debt· 
Managements des Bundes in Österreich. 

Einen Vergleich der Staatsverschuldung wichtiger westlicher Industrieländer bietet das fünfte Kapitel. Oie Kennzahlen 
beziehen sich auf die Höhe der öffentlichen Verschuldung (in Relation zum BIP und zur Bevölkerung) und auf die Entwicklung 
der Verschuldung (Veränderung der Verschuldung innerhalb eines Jahres in % des Vo�ahresstands und in % des BIP). Zu· 
dem wird der Durchschnittszinssalz der öffenUichen Verschuldung für die EU·12·länder präsentiert. Zeitreihen für die letzten 
zehn Jahre sind im Anhang A 10 zu finden. 

Im Kapitel sechs wird basierend auf dem Stabilitätsprogramm der Bundesregierung vom November 2003 die geplante 
Budget· und Schuldenentwicklung des öffentlichen Sektors in Österreich in den kommenden Jahren beleuchtet. 

Eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse ist Gegenstand des Kapitels sieben. 

Der Anhang enlhäll zunächst die seit dem vo�ährigen Bericht beschlossenen Empfehlungen an den Bundesminister für 
Finanzen und danach statistische Informationen. Eine Zeitreihe über die Defizit· und Verschuldungsentwicklung des 
öffentlichen Sektors in ÖSterreich befindet sich im Anhang A 2. Einen Überblick über die längerfristige Entwicklung der 
Finanzschuld und des Nettodefizits des Bundes geben die Anhänge A 3 bis A 5. Danach werden die beiden Verschuldungs· 
begriffe 'nicht fällige Finanzschuld des Bundes im engeren Sinn' und 'nicht fällige Finanzschuld des Bundes' gegenüberge· 
stellt. Die Verschuldung der Länder und der Gemeinden in administrativer Betrachtung sowie der Unternehmen des Bundes, 
der Krankenanstaltenbetriebsgesellschaften der Länder und von marktbestimmten Betrieben der Gemeinden sind Gegen· 
stand der Anhänge A 7 bis A 9. Zeitreihen über die internationale Verschuldung im Sinne von Maastricht entlnält Anhang 
A 10. Den Abschluss des Berichts bilden Erläuterungen wichtiger Begriffe der Finanzschuld und des Rentenmarktes. 

Oie Behandlung des Sonderthemas "Entwicklung der öffentlichen Beschäftigung in Österreich" bildet den Abschluss 
des vorliegenden Berichts. In diesem Abschnitt werden die Hauptergebnisse einer Studie präsentiert, die im Auftrag des 
Staatsschuldenausschusses Anfang 2004 erstellt wurde. 

Der Staatsschuldenausschuss und dessen Arbeitsausschuss haben 2003104 regelmäßig Sitzungen abgehalten, an denen 
Vertreter der Gebietskörperschaften, der Sozialpartner, des Kreditwesens und der Oesterreichischen Nationalbank scwie 
Experten aus dem Kreis der Kreditwirtschaft, der Sozialpartner, aus den WirtschaftsforschungsinsUtuten und dem Finanz· 
ministerium einschließlich der Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur teilnahmen. 
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1.2 Zusammensetzung des Staatsschuldenausschusses 

1 .2.1 Ausschuss für die Mitwirkung an der Verwaltung der Staatsschuld 

Mitglieder: 

Präsident: Univ. Prof. DDr. Helmut Frisch 
Vizepräsident: Generaldirektor Mag. Dr. Walter Rothensteiner 
Vizepräsident: Dr. Günther Chaloupek 

Dr. Fidelis Bauer 
Mag. Peter Brandner (seit 26.11.2003) 

Univ. Doz. Dr. Josef Christl (bis 25.11.2003) 

Finanzdirektor Dr. Rudolf Ebner 
Generalsekretär wHR Dr. Robert Hink 
Univ. Prof. Mag. Dr. Herbert Kofler 
HonProf. Dkfm. Dr. Gerhard Lehner 
Leitender Sekretär Dr. Richard Leutner 
Dr. Egon Mohr 
Mag. Bruno Rossmann 
Sektionsleiter Univ. Doz. Dr. Gerhard Steger 
Geschäftsführer Mag. Dr. Peter Takacs 
Kommerzialrat Dr. Klaus Wejwoda 

Ersatzmitglieder: 

Univ. Prof. Dr. Bernhard Felderer 
Ministerialrat Dr. Eduard Fleischmann 
Mag. Dietmar Griebler 
Mag. Hannes Hofer 
Dr. Peter Kaluza 
Mag. Georg Kovarik 
Mag. Erich Kühnelt 
Mag. Robert Lehner 
Direktor Mag. Heinz Peter 
Ministerialrat Mag. AJfred Pichler 
Syndikus Dr. Herbert Pichler 
Landesgeschäftsführer-Stellvertreter Dietmar Pilz 
Generalsekretär Obersenatsrat Dkfm. Dr. Erich Pramböck 
Ministerialrat Dkfm. Dr. Anton Rainer 
Geschäftsführer Mag. Gilbert Trattner 

.) Im Einvernehmen mit der prasidentenkonferenz der landwlrtschaftskammem Osterreichs. 
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entsendet von: 

Bundesregierung 
Wirtschaftskammer Österreich' 

Bundesarbeitskammer 

Wirtschaftskammer Österreich' 
Bundesregierung 
Bundesregierung 

ÖSterreichischer Städtebund 
Österreichischer Gemeindebund 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Bundesarbeitskammer 
Landeshauptmännerkonferenz 

Bundesarbeitskammer 
Bundesregierung 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer Österreich' 

entsendet von: 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Landeshauptmännerkonferenz 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer ÖSterreich' 
Bundesarbeitskammer 

Wirtschaftskammer ÖSterreich' 
Bundesarbeitskammer 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Wirtschaftskammer Österreich' 

Österreichischer Gemeindebund 
Österreichischer Städtebund 

Bundesregierung 
Bundesregierung 
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1.2.2 Arbeitsausschuss für die Mitwirkung an der Verwaltung der Staatsschuld 

Mitglieder: 

Vorsitzender: Univ, Prof, DDr, Helmut Frisch 
1. stellv, Vorsitzender: Dr. Gunther Chaloupek 
2. stellv, Vorsitzender: Dr. Fidelis Bauer 

Finanzdirektor Dr. Rudolf Ebner 
Ministerialrat Dr, Eduard Fleischmann 
Mag, Dietmar Griebler 
Generalsekretär wHR Dr. Robert Hink 
HonProf. Dkfm, Dr. Gemard Lehner 
Leitender Sekretär Dr. Richard Leutner 
Kommerzialrat Dr. Klaus Wejwoda 

Ersatzmitglieder: 

Univ. Prof. Dr, Bemhard Felderer 
Dr. Peter Kaluza 
Mag, Georg Kovarik 
Mag, Erich Kuhnelt 
Dr, Egon Mohr 
Landesgeschäffsführer-Stellvertreter Dietmar Pilz 
Generalsekretär Obersenatsrat Dkfm, Dr. Erich Pramböck 
Ministerialrat Dkfm, Dr, Anton Rainer 
Mag. Bruno Rossmann 
Geschäftsführer Mag, Dr. Peter Takacs 

Ex�rlen: 

Direktor Mag. Peter Brezinschek 
Geschäftsführer Ministerialrat Dr, Helmut Eder 
Dr. Emest Gnan 
Mag, Hannes Hofer 
Ministerialrat Mag. Dr. Kar! Jaros 
Geschäftsführer Mag. Paul Kocher 
Ministerialrat Dkfm, Dr, Anton Rainer 
Mag. Bruno Rossmann 
Direktor Mag, Erich Weiss 

1.2.3 Vertreter der Oesterrelchlschen Nationalbank 

Mag, Dr. Peter Mooslechner 

.) Im Einvernehmen mit der Prasidentenkonferenz def Landwirtschaftskammern OsterreIchs 

entsendet von: 

Bundesregierung 
Bundesarbeitskammer 

Wirtschaffskammer ÖSterreich' 

ÖSterreichischer Städtebund 
Bundesregierung 

Landeshauptmännerkonferenz 
ÖSterreichischer Gemeindebund 

Bundesregierung 
Bundesarbeitskammer 

Wirtschaftskammer ÖSterreich1 

entsendet von: 

Bundesregierung 
Wirtschaftskammer Österreich1 

Bundesarbeitskammer 
Wirtschaftskammer ÖSterreich1 
Landeshauptmännerkonferenz 

ÖSterreichischer Gemeindebund 
ÖSterreichischer Städtebund 

Bundesregierung 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
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1.2.4 Büro des Staatsschuldenausschusses') 

Mag, Eva Hauth 
Mag, Bemhard Grossmann 
Silvia Szamuhely 

Anfragen können an die Oesterreichische Nationalbank, Abteilung für volkswirtschaftliche Analysen, Frau Mag, Eva Hauth, 
Tel. 404 20-0W 7471 oder Henm Mag, Bemhard Grossmann, Tel. 404 2O-0W 7473, Otto-Wagner-Plalz 3, 1090 Wien, ge
richtet werden, Bestellungen des Finanzberichts ÖSterreichs unter Tel,: 404 20-0W 7472, Fax: 404 20-DW 7499 oder e-Mail: 
Silvia,Szamuhely@oenb,at. 

Der .Bericht über die öffentlichen Finanzen 2003' ist unter der Intemet-Homepage des Staatsschuldenausschusses 
(http�/www.staatsschuldenausschuss.at) abrufbar, 

.) Wir danken Mag, Wane< Waschiczek, Mag, Gerald Wimmer, Mag, Mallhia. Fuchs und Dllsabel WInkler (Desterreichische Nationalbank) 
sowie Mag, Paul Kocher (Osle"eichlsche Bundesfinanzierungsagentur) fOr Ihre Beitrage zur E,.lellung deS gegenständlichen Berichts 
Ober die öffentlichen Finanzen, 
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2 MONETÄRE UND REALÖKONOMISCHE RAHMENBEDINGUN· 

GEN IM JAHR 2003 

2.1 I nternationale Zinsentwicklung 

Die internationale, geopolitische Lage war im ersten Halbjahr 2003 von Unsicherheiten geprägt, die mit einer - bedingt durch 
den Irak-Krieg - hohen Risikoaversion der Investoren und gedämpften Wachstumserwartungen einhergingen. In der zweiten 
Jahreshälfte verbesserten sich allerdings die Konjunkturperspektiven für die Industriestaaten. In diesem Umfeld senkte der 
EZB-Rat im Jahr 2003 zweimal seine Leilzinsen: Am 6. März 2003 wurde der Mindestbietungssalz für die Hauptrefinanzie
rungsgeschäfle um 25 Basispunkte auf 2,5% reduziert, und am 5. Juni 2003 beschloss der EZB-Rat, den Tendersalz um 
weitere 50 Basispunkte auf 2,0% zu vermindern. 

Tabelle 1 :  Renditen und Zinssätze au1 den Internationalen FInanzmärkten 1999 bis 2003 

(Periodenmittelwerte in %) 

1999 2000 2001 2002 2003 

Leitzinssätze 'l 
Euroraum: T endersatz l) 3.00 4,75 3,25 2,75 2,00 
USA: Zlelsalz der Fed FundS Rate 5,50 6,50 1,75 1,25 1,00 
Japan: Diskontsatz 0,50 0,50 0.10 0.10 0.10 

Sitze fOr Orel�onats·Geld 

Eutoraum 3) 2.96 4.39 4.26 3.32 2.33 
USA 5.41 6.53 3.78 1.80 1 .22 

Japan 0.28 0.29 0.16 0.09 0.09 

Renditen von Staatsanleihen (10 Jahre) 

Euroraum 4.66 5.44 5.03 4.92 4.16 
USA 5.64 6.03 5.00 4.61 4.01 
Japan 1.76 1 .76 1.32 1.27 0.99 

1)  Periodenendwerte. 
2) 1999 Mengenlend.""1Z der EZS; 2000 bis 2003 ZinstendersalZ der EZB (Mindestbietungssatz). 
3) EURIBOR. 
Quelle: EZS. OeNB. 
Rundungen können in alten Tabellen Rechendifferenzen ergeben. 

Die US-Notenbank beließ bis zur Jahresmitte 2003 mit Hinweis auf die geopclitischen Unsicherheiten den Zielsalz der Fed 
Funds Rate unverändert bei lY.%. Erst bei der FOMC-Sitzung (Federal Open Market Committee) am 25. Juni 2003 wurde 
der Zielsalz für die Fed Funds Rate um 25 Basispunkte auf 1 % gesenkt, die damit den niedrigsten Sland seit 1958 erreichte. 
In ihrer Begründung des Zinsschrittes erläuterte die US-Notenbank, dass sich die AUSSichten für eine Verbesserung der Wirt
schafIslage in der nahen Zukunft zwar erhöht hätten. jedoch weiterhin erhebliche wirtschaftliche Risiken existieren. 

Die Bank of Japan (BoJ) hielt auch 2003 an der seit 2001 bestehenden Geldmengenpclitik mit Zinsen nahe bei null grund
sätzlich fest. modifizierte jedoch ihr geldpclitisches Instrumentarium. Sie kaufte ab Ende Juli 2003 erstmals Asset-Backed 
Securities (ABS). um damit - unter Umgehung der Geschäftsbanken - der Kreditverknappung von Klein- und Mittelbetrieben 
entgegenzuwirken. Da sich die mit Not leidenden Kredite kämpfenden Banken bei der Neuvergabe von Krediten sehr z.urück
hielten. gelangte die bislang von der Bank 01 Japan den Geschäflsbanken zur Verfügung gestellte Liquidität nicht in die Re
alwirtschaft. 
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Die Geldmarktzinsen Irrl EvoraJrI: 'Narer ents;Jrechend der (;je'Cpolltlsc�e; EntscheiCLJnq.:::n Cer EZB ,n der erster Jarres

hal�e rucklauf,g Daruber hinaus ließen das geddl1pfle W,rtscha�swachsILJn1 und der Anslieg des Euro-Wechselkurses - die 

Zu eine EnJ.'arlung eines nacrlassenden IrfIJ:IOr"1sdrucks :uhrte'l das Z nS'';i-,e3 LJ s:n�er 11 de" h\' eltefl Jahreshalfte t;,rrlU'!

:e e,ne Aufhe'lu:l'� ces K..:)'l ........ kturtl�ces ce'" AJ/.:v":s:'enj ce" (Je;�""';1�k.::I'lSer zur- S:I s:an:l I 'Tl Janresdurc"schnlt: 8g c�er 

Jre -Monals-EURIBOR n'l: 2 33 � L.n' 99 3aslspu'lkte unte' den- V�,rjrlhres""I,,:': 

Ir der JSA ""0 sie!'" das Z:ns:"�'eaL.. z .... Be';;iln 'l -jes � a""'es auf ... -:: :aJS : e'erer' t\ 'ieaJ cefarc '\!Y cer Zlnsr:",c"'](l'l'j 201�13 

deutlich schwacher ausgepragt Ir den " .. Vüchcn ,.ar cer �e 'tllnSSenkJrrJ kam es ZJ el�err R,Jci'l.gang der GeldMar:.;!z.nsen 

um rund'. ProLenlpunkl danach wies die Z,nsen\w,cklung wenig Veranderung auf Im Jahresdurchschl1lll lag der Drel

Monats-Satz 2DOJ U0, ru re 60 Bas S8,ur�k�e unter dem ef"'tspreclleGden VO�!f1rres' ... ert Ir Japf1n '.,ed\:.1rrten die GeldmarktlIn

se" das ,�a'1Le Ja'V L..Cer a.) rren-: SC'1,:),' sei: el'l c:e� Jarrer ZJ becba:::+:e'l:�p'1 t e·e ...... Ni',e:lu "are :Je, r'ul P'oze"� 

Ir der ers:erl Jahresralr.e 20Cr3 8,rOlonglerte� ere Anleihezinsen In cje�, \.'e:t? �. g:en Staalen .:JI'': Ab'wartstendenz der 'v'ergar

gene'! Jar'e v:'C "eien :J s Mlt:e ",/' JL: Tlefs:�ta'-ce ,:,e se t ..:.� Jarre;' n =ht erre,c-': I .. O'j(,"! ""3 "e", Ursac .... e" ..... ' \�,ese 

Rendllenruckgange waren neben den' Irok-Kr'ey die Uns,cneche,: bei'effenlj SARS Defia:lonsanqs:e und scrwacne Kor

junklurdalen Drei MonalE' nach dem Drehen der Akllenborsell vollzog Sich dann aber auch ou! den Anlelhemarklen die 

Trendwerde die Re"'1clte der ' O-;3hri<;.)er' Bcr�chrn;:n;arie he schre'lte zv ... ':sC'len M!:te J"rl l,'ld E'lcJe August l.Frl ca 150 
Basls;), .... n�te nacr o:-cr' Na:::h elfle' G!-..:9..: .... Je',· .. e�" .... � rT' Se:::e'TlJe s(,: .. ,'�r",ter c,e Rercjrten r' (; r'e Se :· ...... arts8e""egu .... g 

ein 

Aue'! 'Tl Eurordurr Nar d",.: .jen ,M.r e "e'llark:efl r �e" ers:er r.bna:e� L',y'j (�,ne e"hchk' �:s kOJ,,.'E"')lor ce' 1r"v'E'stcre,r Uf1c1 

eine damit elntlergehende Flucht aus den 4�t:enmark.ter In Sicherere Ref1:e'l,herte 2u reg·strlere'l AlJßerCem :rug r der 

erslen Jahreshal�e der nachlassende KonJunkluropllmlsmus LU einem welleren Ruckgang der Rendllen bel Wie In den USA 

""ar auch auf dem Ewo-Rentenrna'!o,t a8 Mitte JLl1� eire Trend'.>vende ZJ ,.pr:eIC,,:rer der Rerd::e'ld'lst1eg seit �,JI1te J""nl ge

s�a'tete sl:::h .eeoe" stetl,�e� .... ""c tJe:rvg �>s ZJ'" I---'ocr. ,.; ..... fang Deze .... 1ter 'LJ'ld el'le'l pr::::.ze":�",,, ... t SIe' Z rsa .... st,eg �1 zwe :efl 

HalbJa .... ,r lag lil der k.onlunk.tJ'eller E'horurg J'''r(J i�er jar:lt '.·ert:undenen Er.· .. ;::jr�ung \,or Lel!/Inserhohungefl In ,jen USA be

gn.,rdet .... Jerrj es '�'O 1189 s cr-r 'n Cer z..vel�er' Jahresraifte e,re tell''''''€' se Umschl,:::ht'Jrg z� rISK, ;mtere', Arlagefor'l1en 

In Japar erreichten die Renditen langfristiger Stad!sanlelnen Im ersten Haib!ahr 2003 ebenfalls neue TIefststande In l1enen 

Sich der wachsende KonJunklurpesSlmlsmus der Anleger wIderspIegeile In der Lwellen Jahreshal!le slleg die Zuverslchl 111 

BezJg auf d'e heiterer \,VacrstL..r1lsperspek:I<"en Zl;'lenmenC an dar·eber lr'Jger dazJ aucr-- Portfolloumschlchtungefl aus 

cer A.n e remark:e" in die ar S:a'�e ge' .... "rrenden ,,;,,,t er�a"kte zu einer StclJ lislerung ces Z ""sr, '.,;e3 ..... s t:>ei 

D,e Zinsstrukturkurve gernessen CI .... Jer Dltfererz z',',':sche" Renditen zehnJd'l'rger Arlelhen ...JrC jer- Drel-�.1onats

Ge,dmarr.;,!sa:z ""U'C1P 2DrJ3 'TI E:....roqetlel e�""as s:e"er So errchte es C'l :�,e J 1erenz Ct'r 11=-""d"l'csrendlte und ces Drei" 

Monalssalzes irr Euroraumion 160 Basispuo,l-?n ,Cl Jahresdurchschnll: 2'J02 auf 183 BaSispunkle 2003 In den USA bl,en 

die Sieigung eier Z'IlSslruklurkurve 2003 ahnllch sleil wie Im VorjClhr 1279 1111 Jahresdurchschl1l\12003 C]egenuber 281 Basls-

8cCkien 2002, 
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Grafik 1 
Zinsstrukturkurve*) Im Euroraum 2002 und 2003 
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Quelle. Eurostal EZB 

Grafik 2 
Renditenabstände 9- bis 1 D-jährlger Staatsanleihen zu Deutschland 
MonatsdurchschnItte 
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Belgien - ÖSterreich - Niederlande Frankreich 

13 

III-97 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 120

www.parlament.gv.at



Tabene 2: Renditenabstände 9- bis 1 0-jährlger staatlicher Schuldverschreibungen Im Eu

roraum zu Deutschland 1 999 bis 2003 (Periodenmittelwerte In Prozentpunkten) 

1999 2000 2001 2002 2003 

Belgien 0.26 0.33 0.33 0.20 0.1 1  
Finnland 0.23 0.22 0.25 0.20 0.06 
Frankreich 0.12 0.13 0.14 0.08 0.06 
Griechenland 1.81 0.84 0.51 0.34 0.20 
I�and 0.22 0.25 0.21 0.23 0.06 
Ita lien 0.24 0.31 0.39 0.25 0.18 
Niederlande 0.14 0.14 0.16 0.11 0.05 
Österreich 0,19 0,29 0,28 0,18 0,08 

Portugal 0.29 0.34 0.36 0.22 0.1 I 

Spanien 0.24 0,26 0.32 0.18 0.05 

EU�11�Aggr8gat ') 0.21 0,25 0,27 0,18 0,09 
EU·12·Aggrega, � 0,37 0,31 0.29 0,20 0,10 

1 )  Ohne Luxemburg, oone Griechenland 
2) Ohne Luxemburg 
Quelle EZB. 

Wie schon im Jahr zuvor war 2003 - parallel zum allgemeinen Rückgang der Anleiherenditen - eine weitere Konvergenz der 
Benchmark·Anleihezinsen innemalb des Euroraumes beobachtbar, da Deutschland einen Gutteil seines Zinsbonus gegen· 
über dem Durchschnitt des Euroraums einbüßle. Der Renditenabstand für 9- bis 10-jährige Schuldverschreibungen zu 
Deutschland verringerte sich im Durchschnitt des Jahres in allen WWU-Teilnehmerstaaten und fiel in sechs Euroraumländern 
unter die Marke von 10 Basispunkten. Im (ungewichteten) Mittel halbierte sich die Zinsdifferenz der Emissionen der Euro
raum-Staaten (ohne Luxemburg). Der Zinsabstand ÖSterreichs zu Deutschland reduzierte sich 2003 um 10 Basispunkte und 
lag mit 8 Basispunkten knapp unter dem Durchschnitt des Euroraums. 

2.2 Rentenmarkt im Euroraum 

Der Euro hat als Anlage- und Finanzierungswährung auf den internationalen Finanzmärkten im Jahr 2003 weiter an Akzep
tanz gewonnen und überflügelte erstmals den US·Doliar als international bedeutende Emissionswährung. Gemäß den Statis
tiken der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich erhöhte sich der Marktanteil von auf Euro lautenden internationalen 
Wertpapieren 1 im Vergleich zum Vo�ahr von 38% auf 44%, jener des US-Dollars verminderte sich hingegen von 46% auf 
40%. Zum Teil war die Verschiebung dieser Relationen jedoch lediglich Ausdruck der deutlichen Aufwertung des Euro im 
Jahr 2003. 

Auch bei den Emissionen von Ansässigen des Eurowährungsgebiets hat der Euro 2003 seinen Anteil weiter leicht ausgebaut. 
Im Berichtsjahr nahmen Emittenten mit Sitz im Euroraum etwas mehr als 90% ihres Bruttoemissionsvolumens (mit Laufzeiten 
von über 1 Jahr) in Euro auf, nachdem dieser Anteil im Jahr zuvor bei knapp 89% gelegen war. Insgesamt erreichte das 
EUR-Wertpapieremissionsvolumen von Ansässigen im Euroraum brutto 1.673 Mrd EUR. Wie in den V�ahren prägten die 
öffentlichen Haushalte und die finanziellen Kapitalgesellschaften (Banken und andere finanzielle Unternehmen) den EUR
Rentenmarkt. Mehr als die Hälfte des Zuwachses ging 2003 auf die finanziellen Kapitalgesellschaften und rund ein Drittel auf 
die öffentlichen Haushalte zurück, während die Emissionen des privaten Sektors knapp 10% zum Wachstum beitrugen. 

I Außerhalb des Heimatlands begebene Bonds und Not .. in EUR. 
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Tabene 3: Entwicklung der von Anslsslgen Im Euro-WIhrungsgeblet begebenen 

Wertpapiere" nach Emittentengruppen 2003 (in Mrd EUR) 

Sland Anteil BNno- Nenover3ndeNng Sland 

3112 2002 In % emissionen absolut In % 31 1 2<2003 

Wertpapiere In EUR 

Finanzielle Kapitalgesellschaften 2<866 42.5 831 248 8.6 3< 1 13 

Nlchtfinanzlelle Kapllalgesellschaften 383 5,7 98 48 12.4 430 

Zentralstaat 3<328 49.3 692 129 3.9 3 457 

Sonstige öffentliche HaushaHe 168 2.5 53 37 21,9 205 
Summe 6.745 100,0 1 .673 461 6.8 7.206 

Wertpapiere In Fremdwlhrungen 

Finanzielle Kapilalgesellschaften 467 73.4 151 31 6,6 498 

Nichtfinanzlelle Kapilalgesellschaften 63 9,9 10 -5 -7,3 59 

Zentralslaal 99 15.6 19 -9 -9.2 90 

Sonstige öffentliche HaushaHe 7 1 , 1  3 2 27.1 9 

Summe 637 100.0 183 19  3.0 656 
Wertpapiere In.gesamt 

Finanzielle Kapi1algesellschaften 3 333 45,2 982 279 8,4 3<612 

Nichtfinanzoelle Kapilalgesellschaften 446 6.0 108 43 9.6 489 
Zentralstaat 3.428 46,4 710 120 3,5 3.547 

Sonstige OffenUIche Haushalte 175 2,4 57 39 22.1 214 

Summe 7.382 100.0 '<856 480 6.5 7.862 

' }  Verzinsliche Wertpapiere ma einer Ursprungslaufzeit von Ober I Jahr. 
Ouelle: EZB 

Anteil 

in "-

43.2 

6.0 
48.0 

2.8 

100.0 

75.9 

8.9 

13.8 

1.4 

100.0 

45.9 

6,2 

45,1 

2.7 

100.0 

Das Emissionsvolumen der finanziellen Kapitalgesellschaften (Banken und andere finanzielle Untemehmen) hat sich im 

Vergleich zum VOIjahr um 8,6% und damit stärker als das Finanzierungsvolumen auf dem EUR-Anleihemarkt insgesamt 

erhöht Diese Ausweitung dürfte we�gehend der sich konjunkturbedingt belebenden Kreditnachfrage des privaten nichtfinan

ziellen Sektors zuzurechnen sein. Darüber hinaus spiegelt sich darin die zunehmende Nutzung von .Finanzierungstöchtem· 

seitens nichtfinanzieller Kapitalgesellschaften zur Begebung von Schuldverschreibungen wider. 

Der gesamte Umlauf der vom öffentlichen Sektor (Zentralstaat und sonstige öffentliche Haushalte) emittierten Schuldver

schreibungen stieg 2003 um 4,7%< Der Anteil der Zentralstaaten am EUR-Rentenmarkt hat sich - wie schon im Jahr 2002 -

venmindert, während bei den regionalen und lokalen Gebietskörperschaften ein leichter Zuwachs zu registrieren war. In 

Summe reduzierte sich der Anteil der von öffentlichen Haushalten begebenen, auf Euro lautenden Schuldverschreibungen 

von 51,8 auf 50,8%. 

Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften weiteten ihre Emissionstätigkeit auf dem EUR-Rentenmarkt 2003 erheblich aus< Der 
Umlauf an Untemehmensanleihen stieg um 1 2,4%, nachdem der Zuwachs im Jahr zuvor noch rund 7% betragen hatte. Zum 

einen war diese Beschleunigung darauf zurückzuführen, dass sich der Finanzierungsbedarf des Untemehmenssektors ange

sichts sich aufhellender Konjunkturperspektiven stabilisierte< Zum anderen spiegelten sich darin die verbesserten Finanzie

rungsbedingungen für Untemehmen auf dem Anleihemarkt wider. Die Renditenabstände von Untemehmensanleihen zu den 

Renditen von Staatsanleihen verringerten sich 2003 markant. Allerdings ist bei der Beurteilung der Expansion der von nichtli

nanziellen Kapitalgesellschaften begebenen Schuldverschreibungen zu berücksichtigen, dass die Emissionstätigkeit im Be

reich der Unternehmensanleihen in der zweiten Hälfte des Jahres 2002 sehr gedämpft war. 
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Österreichische Emittenten nahmen den EUR-Rentenmarkt 2003 in ähnlich starkem Ausmaß in Anspruch wie der Durch
schnitt der WWU-Länder, Der Umlauf an Wertpapieren österreichischer Emittenten stieg im Berichtsjahr um 6,9% (im Ver
gleich zu 6,8% für den GesamtmarKt der Ansässigen im Eurowährungsgebiet), Wie auf dem euroraumweiten RentenmarKt 
waren der öffentliche Sektor und die Kreditinstitute die wichtigsten Emittentengruppen, Der Anteil der nichtfinanziellen Kapi
talgesellschaften am Umlauf hat sich im Jahr 2003 erhöht. Allerdings muss hier bedacht werden, dass unter Berücksichtigung 
der Rechtsträgerfinanzierungen, durch die der Bund seit 1998 Finanzierungen (insbesondere in Form von Anleihen) an 
staatsnahe Unternehmen weiterleitet, der tatsächliche Anteil der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften am gesamten Umlauf 
österreichischer Emittenten deutlich höher wäre (Näheres siehe Kapitel 4), 

Der Umlauf der von Ansässigen des Euroraums in Fremdwährung begebenen Wertpapiere erhöhte sich 2003 mit einem 
Zuwachs von 3,0% nur halb so dynamisch wie jener der EUR-Emissionen, Der Fremdwährungsanteil am Gesamtumlauf ging 
dadurch im Vergleich zum Vo�ahr von 8,6% auf 8,3% zurück, Mehr als drei Viertel des Umlaufs von Fremdwährungsemissi0-
nen entfielen Ende 2003 auf finanzielle Kapitalgesellschaften, nur rund 15% auf den öffenUichen Sektor, Auch der Fremdwäh
rungsanteil an den gesamten ausstehenden Schuldverschreibungen war zu diesem Zeitpunkt bei den finanziellen Kapitalge
sellschaften mit 13,8% (nach 14,0% zum Ultimo 2002) am höchsten, Der Untemehmenssektor verminderte hingegen seine 
Fremdwährungsemissionen absolut, ebenso wie die Zentralstaaten, bei denen der Fremdwährungsanteil am Gesamtumlauf 
Ende 2003 nur 2,6% betrug. 

Deutlich höher als im Durchschnitt des Euroraums ist der Fremdwährungsanteil bei österreichischen Emittenten - und zwar 
bei allen Emittentengruppen: Insgesamt betrug der Anteil der Fremdwährungsemissionen am Gesamtumlauf zum Ultimo des 
Berichtsjahres 20, 1%; er war jedoch wie auf dem gesamten Markt rückläufig (2002: 22,0%). Besonders ausgeprägt war die 
Fremdwährungsintensität bei den sonstigen öffentlichen Haushalten, bei denen 88,2% der Schuldverschreibungen in fremder 
Währung denominiert waren. Der Zentralslaat hatte demgegenüber Ende 2003 einen Fremdwährungsanteil von 12,4%, was 
die geringste Quote aller Emittentengruppen darstellte, Bei finanziellen und nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften lautete 
jeweils mehr als ein Viertel ihrer Schuldverschreibungen auf fremde Währung. 

Tabelle 4: Bruttoemissionen von auf Euro lautenden Wertpapieren 1) nach Verzinsungsmo

dalltät 2001 bis 2003 (o;.-Antelle) 

2001 2002 2003 

Festverzinst 68,0 65,9 68,1 

Variabel verzinst 18,3 19,3 19,0 

Nullkuponanleihen 1 1 ,9 1 1 ,4 1 0,9 

Sonstige 1,9 3,5 3,9 

100,0 100,0 100,0 

1 )  Verzinsliche Wertpapiere mit einer Laufzeit von mehr als 1 Jahr. Mindest-
emisslonsvolumen SO Mio EUR 

Quelle EU-Kommission 

Betrachtet man die auf Euro lautenden Wertpapiere nach ihrer Verzinsungsmodalität, so waren knapp zwei Drittel der im 
Jahr 2003 aufgenommenen Schuldverschreibungen fest verzinst, weniger als ein Fünftel wiesen eine variable Verzinsung 
auf. Diesbezüglich ergaben sich gegenüber dem Jahr zuvor nur geringfügige Änderungen. Der anhaltend hohe Anteil fest 
verzinster Anleihen deutet darauf hin, dass eine steigende Zahl von Emittenten keine we�eren Zinssenkungen mehr erwarte
te und daher versucht haben dürfte, sich das im vergangenen Jahr vorherrschende relativ niedrige Zinsniveau auf längere 
Sicht zu sichern, 
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Die durchschnitUiche Laufzeit der Bruttoemissionen von EUR-Anleihen hat sich im Jahr 2003 weiter leicht erhöht. Dazu dürf
te nicht zuletzt das niedrige nominelle Zinsniveau und die nicht sehr steile Zinsstrukturkurve beigetragen haben. Wie schon 
im Jahr zuvor war der Anteil von 1- bis 3-jährigen Emissionen rückläufig, der Anteil des 3- bis 7-jährigen Laufzeitensegments 
blieb unverändert. Der Anteil lang laufender Anleihen (7 bis 11 Jahre, über 11 Jahre) nahm hingegen im Berichtsjahr zu. 

Tabelle 5: Bruttoemissionen von auf Euro lautenden Wertpapieren " nach Ursprungslauf· 

zeit 2001 bis 2003 (%.Antelle) 

2001 2002 2003 

1 bis 3 Jahre 24,5 23.9 21,4 

3 bis 7 Jahre 38, 1 38,5 38,5 

7 bis 1 1  Jahre 27,9 26,3 27,8 

Ober 1 1  Jahre 9,5 1 1 ,4 12,3 

100,0 100,0 100,0 

1 )  VerzJnsJiche Wertpapiere mit einer Laufzeit von mehr als 1 Jahr, Mindest-

emissionsvolumen 50 Mio EUR 
Quelle: EU-Kommission 

2.3 Österreichische Konjunktursituation 

Die nunmehr seit 2001 anhaltende Konjunkturschwäche konnte auch im Berichtsjahr 2003 nicht überwunden werden, wenn
gleich in der zweiten Jahreshälfte 2003, insbesondere bei der konjunkturreagiblen Sachgütererzeugung, eine Belebung spür
bar wurde und die allgemeine konjunkturelle Stimmung sich besserte. Die österreich ische Wirtschaft wuchs im Jahr 2003 mit 
real Y.% (2002: +1 ,4%) im gleichen Ausmaß wie der Durchschnitt der EU-15 und rascher als die Eurozone (+0,4%). Erschwe
rend für eine konjunkturelle ErIlolung in Europa wirkte die schwache Binnennachfrage, verbunden mit einer steigenden Spar
Quote als Folge der zunehmenden Verunsicherung der Bevölkerung angesichts der angespannten Arbeitsmarktsituation 
sowie der Konsolidierungsbemühungen (z. B. Pensionsreforrnen) öffenUicher Haushalte, aber auch die Stärke des Euro. Von 
der Weltwirtschaft (vor allem Asien und Nordamerika) gehen zwar expansive Impulse aus, die Dynamik überträgt sich jedoch 
nur zögerlich. Weiters wurde der Aufschwung in den USA wesentlich durch die Forderung der Militärausgaben und der Bau
tätigkeit getragen und selzte folglich kaum Impulse für die europäische Wirtschaft. Seit Anfang des Jahres 2004 trübt sich die 
Stimmung hinsichtlich des erwarteten Wirtschaftsaufschwungs (Untemehmensbefragung der Europäischen Kommission, Ifo
Geschäftsklimaindex für Deutschland, WIFO-Konjunkturtest für Österreich) wieder ein. Allerdings wird in der gegenwärtigen 
Entwicklung nur eine Konjunkturpause und kein Ende der zaghaften Erholung der wirtschaftlichen Lage gesehen. Die Kon
junklursitualion in Europa dürfte aber auch 2004 sehr tabil bleiben (Terror, Ölpreis, US-Zwillingsdefizit). 

Die einzelnen Nachfragekomponenten der Wirtschaftsleistung wiesen im Berichtsjahr 2003 einen anderen Verlauf als im 
Vo�ahr auf: Nachdem sich die Außenwirtschaft noch im Jahr 2002 als Stülze der heimischen Wirtschaft erwies (Export: 
+3,7%, Import: +1,2; Wachstumsbeitrag: +1,4 Prozentpunkte), war im Jahr 2003 ein negativer Außenbeitrag (Wachstumsbei
trag: -1,0 Prozentpunkte) mit verhaltenem Exportwachstum (+1,0%) zu verzeichnen. Diese Entwicklung geht vor allem auf die 
schwache Nachfrage des EU-Binnenmarktes zurück. Die österreichischen Unternehmen verloren aber auch Marktanteile auf 
den Märkten der EU-BeitrittsJänder. Gleichzeitig lösten die hohen Ausrüstungsinvestitionen gegen Ende des Jahres einen 
Importschub aus, so dass die Importe 2003 mit real 3,0% relativ stark zunahmen. 

Die österreichische Konjunktur wurde 2003 durch die Entwicklung der Inlandsnachfrage, vor allem der Bauinvestitionen und 
des privaten Konsums stabilisiert. Die Bauinvestitionen konnten im Berichtsjahr aufgrund der regen Nachfrage im Infrastruk-
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Grafik 3 
Wachstumsbeiträge zum realen BIP 2002 und 2003 
Beiträge in Prozentpunkten auf Ouartalsbasis im Vo�ahresvergleich 

in %-Punkten 
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Grafik 4 
Aktiv unselbstständig Erwerbstätige und vorgemerkte Arbeitslose 2002 und 2003 
Veränderung absolut auf Ouartalsbasis im Vo�ahresvergleich 
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Ouelle. Hauptverband der österrelcluschen SozialversICherungsträger. AMS ÖSterreICh und WIFD-Berechnungen. 
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turbereich (z. B. Ausweitung des Finanzierungsranmens der SCHIG und ASFINAG) spürbar gesteigert werden (2003: +2,8%; 

2002: -0,7%), aber auch die Ausrustungsinvestitionen legten mit 6,1% (2002: -5,2%) beträchtlich zu. Der Wachstumsbeitrag 

der Bruttoinvestitionen lag 2003 bei 1,0 Prozentpunkten. Ein positiver Wachstumsbeitrag in Höhe von +0,8 Prozentpunkten 

kam ebenso vom privaten Konsum, der gegenüber dem Vorjahr um 1 ,3% real zunahm (2002: +0,8%). Auch der öffenUiche 

Konsum weitete sich erstmals wieder seit 1999 elwas stärker aus und erreichte eine Wachstumsrate von 0,7% (2002: 

+0,1%). 

Tabelle 6: Konjunkturindikatoren für Österreich 1 999 bis 2003 

1999 2000 2001 2002 

Veranderung zum Vorjahr In % 
(sofern nichl ende" angegeben) 

Bruttoinlandsprodukt 

Nominell +3.4 +4,9 +2,8 +2,7 
Real +2.7 +3,4 +0,8 +1.4 

Nachfragekomponenten, feill 

Kon-sumausgaben +2.6 +2.4 +0,7 +0,6 

Private Haushalte l) +2,3 +3,3 + 1 ,4 +0,8 
Slaat +3,0 -0,1 -1,4 +0,1 

Bruttoinvestitionen +4,5 +3.3 -2.5 -3.3 
AusrOshmgen +4,7 +11,8 -2.1 -5.2 
Bauten +0,3 +1.9 -2.5 -0.7 

Exporte I. w. S. +8.5 +13,4 +7,5 +3,7 
Importe I. w. S. +9,0 +11,6 +5,9 +1,2 

Prels8 

HVPI � +0,5 +2,0 +2.3 +1,7 
BIP-Denalor +0,7 +1,4 +2,1 +1 ,4 

Einkommen 

Brutto, real Je Arbeitnehmer .) +1,0 +1 ,0 -0,8 +1 ,0 
NeUo, real je Arbeitnehmer ·J +0,7 +1,6 -1.1 +0,8 

Arbeltsm.r1rt 

UnselbSls13ndig aktiv Beschaftigle (In 1 .000) � +37,2 +28.2 +12,3 -14,3 
VOIllemerl<le Att>e11s1Ose (in 1.000) " -16,1 ·27,4 +9,6 +28,5 
Arbeitslosenquote in % der Erwerbspersonen ?) 3.9 3,7 3,6 4,3 

Budgetsaldo des Staates In % des BIP 'I -2,3 w1,S +0,2 -0,2 

l4tlstungsbllanz.saldo In % des BIP -3,2 -2,6 -1,9 +0,2 

LeistungsbIlanz In Mio EURj Nettowerta -6.330 -5.357 -1.132 +366 
GOter und Dienstleistungen -1 . 729 -1 247 +661 +4.396 
Einkommen -2.698 -2.661 -3.441 -2.229 
Laufende Transfers -1 .902 -1 .449 -1.352 -1 .801 

KapitalbIlanz in Mlo EUR, Nettowerte +6.614 +4 679 +4 183 -3.386 

2003 " 

+2,7 

+0,7 

+1,1 

+1,3 

+0,7 

+4,6 

+{i.l 
+2.8 

+1,0 

+3,0 

+1,3 

+2,0 

+0,5 

+0,2 

+6,2 

+7.7 

4.4 

-1,3 

-0,9 

-2.045 

+2.478 

-2.458 

-2.065 

+3.106 

1 ) Vortaufige Ergebnisse gem3ß WIFO-Prognose vom April 2004, Zahlungsbilanz: vo�auroge Ergebnisse laut OeNB. 
2) Einschließlich prlvale Organisationen ohne Erwerbszwecl< 
3) Harmonisierte, Verbraucherpreisindex. 
4) BeschaftigungsverhAltnisse. 
5) Vertnderung zum Vorjahr in 1.000 laut Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungstrager. 
6) Ver3nderung zum Vo�ahr In 1.000 laut Arbeitsmarklservice Österreich. 
7) Gemaß intemationalem Konzept (Eurostat). 
8) Im Sinne der budgetaren Notifikation, Stand: April 2004. 
Quelle: Statistik Auslria. AMS Osterreich, Hauplverband der Oslerroichlschen Sozialvorsichorungsttager, WIFO, OeNB. 
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Grafik 5 
Leistungsbilanzsaldo Österreichs 1 999 bis 2003 

in % des BIP 
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Grafik 6 
Komponenten der Kapitalbilanz Österreichs 1 999 bis 2003 

in Mrd EUR 
70-r-------------------------------------------------------, 

Aktiv Passiv 
OO-r--------------------------------------------------� 

50 -+-----

40 

30 

20 

1 0  

o 

-10 -r---------------

-20�----------------------------------------------------------' 
1 999 2000 2001 2002 2003") 1 999 2000 2001 2002 2003") 

• PortfoliOlnvestitionen • Sonstige InvestItIonen Direk1investltionen 

-) VorlAulige oa.en. 
Quelle. OeNB 

21 

III-97 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 23 von 120

www.parlament.gv.at



Mrd EUR erheblich. Die grenzüberschreitenden Portfolioinvestitionen drehten gegenüber 2002 von einem Nettokapitalex
port (4,2 Mrd EUR) in einen Nettokapitalimport in Höhe von 5,0 Mrd EUR. Mit einem Kapitalabftuss im Ausmaß von 15,9 Mrd 
EUR waren Österreichs Wertpapierveranlagungen im Ausland im Berichtsjahr deutlich rückläufig (2002: 25,0 Mrd EUR), 
wobei der Rückgang festverzinsliche Wertpapiere und Anteilscheine betraf. Die stärkste Veränderung zeigte sich bei den 
Geschäften mit Geldmarktpapieren: 2003 wurden diese Titel verkauft oder von den Emittenten getilgt (Kapitalzufluss von 3,4 
Mrd EUR), während dieses Veranlagungsinstrument 2002 von inländischen Investoren verstärkt nachgefragt worden war 
(Kapitalabfluss von 4,2 Mrd EUR). Im Gegensatz zur Veranlagungsseite erhöhte sich der Absatz österreichischer Wertpapie
re an ausländische Investoren geringfügig um 0,1 Mrd EUR auf 20,9 Mrd EUR im Jahr 2003. Aus Krediten und Bankeinlagen 
(Sonstigen Investitionen) floss netto Kapital im Ausmaß von 2,8 Mrd EUR aus ÖSterreich ab, nachdem 2002 noch ein Net
tokapitalimport in HÖhe von 4,1 Mrd EUR zu verzeichnen war. Im Rahmen der Finanzderivate weitete sich der Nettokapital
export auf -0,7 Mrd EUR aus (2002: -0,5 Mrd EUR). 
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3 FISKALPOSITION DES ÖFFENTLICHEN SEKTORS IN ÖSTER

REICH GEMÄSS STABILlTÄTS- UND WACHSTUMSPAKT 

Der EG-Vertrag zur Gründung der Europäischen Union 3 (EU) verpflichtete die EU-Staaten, .übermäßige· Defizite zu vermei

den. Diese Auflagen wurden mit dem im Juli 1997 verabschiedeten .Stabilitäts- und Wachstumspakr 4 noch verstärkt Der 

Stabilitäts- und Wachstumspakt verpflichtet die Teilnehme�änder der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU), ihre Bud
getpolitik so auszurichten, dass mittelfristig ein .nahezu ausgeglichener Haushalt oder Budgetüberschuss· erreicht wird. 

Nahezu ausgeglichene Staatshaushalte in normalen Konjunktu�agen sollen den erforde�ichen haushaltspolitischen Spiel

raum schaffen, um die automatischen Stabilisatoren wirken zu lassen und um gegebenenfalls antizyklische Maßnahmen 

setzen zu können, ohne die Obergrenze für das öffenUiche Defizit von 3% des BIP zu überschretten. Dazu sind .Stabilitäts

programme" von den Teilnehme�ändem der WWU jäMich bis Ende des ersten Quartals vorzulegen, die über das vorange

gangene Jahr, die zu erwartende Wirtschaftsentwicklung und die Budgetziele des laufenden und der folgenden drei Jahre 
Auskunft geben.5 Femer werden in den .Grundzügen der WirtSchaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft" 6 die 

wirtschaftspoliUschen Ziele der EU konkretisiert. 

Zusätzlich zu den Stabilitäts programmen sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, ihren Budgetsaldo und ihren Schuldenstand 

der Europäischen Kommission und dem Eurostat (Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften) zweimal jäh�ich (vor 

dem 1 .  März und vor dem 1 .  September) im Rahmen der so genannten .budgetären Notifikation· bekannt zu geben. Alle 

diese Informationen unterliegen einem multilateralen Prüfverfahren auf EU-Ebene und sollen sicherstellen, dass die Verpflich

tungen des EG-Vertrages und des Stabilitäts- und Wachstumspaktes eingehalten werden. Die Gesamtheit dieser rechtlichen 
Bestimmungen wird als .Excessive Deficit Procedure (EDP)" bezeichnet. 

Die ökonomischen Notwendigkeiten für die Gewährleistung einer stabilitätsorientierten Budgetpolitik im Euroraum sind 

vielfältig: Solide Haushaltsgebarung stützt die Geldpolitik in ihrer Aufgabe, die Preise stabil und das Zinsniveau niedrig zu 

halten. Durch Budgetrestriktionen kann vermieden werden, dass sich hohe Budgetdefizite in einigen Ländern der WWU nega

tiv auf den gesamten Währungsraum auswirken. Zudem kommt insbesondere der Finanzpolitik die Aufgabe zu, asym

metrische Schocks in der WWU abzufedem bzw. bei nationalen Konjunkturschwankungen zu stabilisieren. Durch eine Ver

ringerung der öffentlichen Verschuldung kann weiters Spielraum geschaffen werden, um verstärkt wachstums- und beschäfti

gungsfördemde Akzente in der Finanzpolitik, wie Investitionen in die Infrastruktur und Humankapital sowie Steuerredukti0-

nen, zu setzen. 

Die Daten zur Defizit- und Verschuldungsentwicklung des öffentlichen Sektors sind auf Basis des Europäischen Systems 

VOlkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95) sowie der EU-Verordnungen zur budgetären Notifikation 7 zu ermitteln 

und weichen von jenen der traditionellen administrativen Finanzstatistiken (Bund, Länder, Gemeinden) und damit auch von 

den Gebarungsübersichten der Statistik Austria 8 und den Ergebnissen über die Finanzschuld des Bundes (siehe dazu Kapi

tel 4) ab. Die methodischen Grundsätze des ESVG 95 sowie wesentliche Abweichungen zu den administrativen Daten wer
den im Folgenden erläutert.9 

3 Vertrag Ober die EUroP�lsche Union, ·EURQPE"lDokument Nr. 1759160, Agence Internationale d'lnformalion pou' la Presse, Brasset 
1992. Art 104 c und 1091 EG-Vertrag und Protokoll 5 Ober das Verfahren bei einem ObermAßlgen Defizll 

4 Verordnung aber den AUSbau der hauShaltspolitIschen Überwachung und der Überwachung und Koordinlerung der WJrtschaftspolitiken 
(N' 1466/97), Verordnung Obe' die Beschleunigung und KI3rung des Verfahrens bei einem ObermAßigen DefIZit (NI. 1467197) und Enl
schließung des Europäischen Rates vom 17. Juni 1997 aber den Stabilit�ts- und WachsMnspakl 

5 D as  aktuelle Stabilitatsprogramm fOr die Jahre 2003 bis 2007 ist Gegenstand des Kapitels 6_ 
6 Gemaß Art. 99 Abo. 2 des EG-Vertrages zu, GJ1Jndung der Eu,e>paischen Union. 
7 Verordnung (EG) Nr. 3605193 ge�ndert durch die VerOl'dnung (EG) N,. 47512000 und N,. 35112002. 
B Statistik Austria, Beitrllge zu, Osterreichischen Statistik. Gebarungen und Sektor Staat 20 .. (GebletskOrperschaßen und sonstige OHentii

che Rechtstrage,). 
9 Methodische Details Zur Ermittlung des Budgetsaldos des Staales sind im .leitfaden Maaslricht-Defizir. 2. Auflage, Statistik AustTia, 

Wien, 2002, nachzulesen. 
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3.1 Exkurs: Methodische Erläuterungen zum Budgetsaldo und zur öffent

lichen Verschuldung im Sinne von Maastricht 

Sektorabgrenzung 

Der Sektor Staat laut ESVG 95 deckt nicht nur jene Einheiten ab, die in den Budgets der Gebietskörperschaften und Sozial
versicherungsträger enthalten sind, sondem auch andere institutionelle Einheiten, die sich primär mittels Zwangsabgaben 
finanzieren. Dazu zählen ,außerbudgetäre Einheiten', wie rechtlich selbstständige Fonds (z. B. Insolvenzausgleichsfonds, 
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds, Krankenanstaltenfonds) ebenso wie die Bundes- und Landeskammem. Gleichzeitig 
werden staatsnahe oder in den öffentlichen Budgets subsumierte Einheiten ausgeklammert, die grundsätzlich marktmäßige 
(kommerzielle) Tätigkeiten erbringen und neben der Entscheidungsfreiheit in ihrer Hauptfunktion auch über eine vollständige 
Rechnungsführung verfügen (z. B. Bahn, Post, Wiener Stadtwerke, ASFINAG, Landes-Krankenanstalten-Betriebsgesell
schaften,10 Gebührenhaushalte 11). Für die Unterscheidung, ob es sich um Einheiten des Staales oder des Untemeh
menssektors handelt, ist neben anderen Kriterien insbesondere die ,50-Prozent-Regel' im ESVG maßgeblich. Die Prozent
regel besagt, dass eine Einheit Marktproduzent ist, wenn die laufenden Kosten (Vorleistungen, Personalkosten, Abschrei
bungen, nicht jedoch Schuldzinsen) mindestens zu 50% durch Produktionserlöse (Verkaufsertöse, Entgelte, Gebührenein
nahmen für konkrete Leistungen) 12 gedeckt werden. 

Saldenbegriff im Sinne von Maastricht und ESVG 9S 

Der Salden· bzw. Defizitbegriff des ESVG 95 (Finanzierungssaldo) weicht konzeptiv vom administrativen Salden- bzw. 
Nettodefizitbegriff ab, indem er nicht administrative Ausgaben und Einnahmen vergleicht, sondern die Veränderung der Ver
bindlichkeiten und Forderungen berücksichtigt. Ein negativer Finanzierungssaldo (Defizit) bedeutet, dass sich das Nettofi
nanzvermögen des Staates innerhalb des Beobachtungszeitraums reduziert hat. Im Gegensatz zum administrativen Defizit 
führt weder die Deckung von Ausgaben durch den Abbau von Finanzaktiva (Veräußerung von Beteiligungen etc.) sowie 
Rücklagenentnahmen zu einem geringeren Defizit im Sinne von Maastricht, noch steigt das Defizit durch budgetäre Ausga
ben an, die dazu verwendet werden, das Finanzvermögen zu erhöhen. Dazu zählen beispielsweise die Dartehensvergaben 
der Länder im Rahmen der Wohnbauförderung, die im Sinne des ESVG 95 nichl defizitwirksam sind. Diese konzeptionellen 
Unterschiede zwischen dem administrativen und dem ESVG-Saldenbegriff sind dafür verantwortlich, dass die Länder und 
Gemeinden häufig zwar Defizite in den administrativen Budgets, nicht jedoch im Sinne des ESVG 95 aufweisen. 

Seit März 2002 weicht überdies der Maastricht-Saldenbegriff vom ESVG·Saldenbegriff in einem Punkt ab. Während Zins
ströme von derivativen Finanztransaktionen (Swaps, Forward-Rate-Agreements) im ESVG 95 nach aktueller Rechtslage 13 
als reine finanzielle Transaktionen ohne Auswirkungen auf das Vermögen zu betrachten und daher nicht bei der Ermittlung 
des Zinsaufwandes bzw. in weiterer Folge des Budgetsaldos des Staates zu berücksichtigen sind, fiießen solche derivativen 
Transaktionen bei der Berechnung des Zinsaufwandes bzw. bei der Ermittlung des Budgetsaldos im Sinne von Maastricht 
weiterhin ein. Der Maastricht-Zinsaufwand (Memo-ESVG-Code: EDP 14 04) spiegelt - indem er die schlussendlich zu 
bedienenden Zinsleistungen des Staates für die öffentliche Verschuldung erfasst - die Sicht des Schuldners wider und war im 
Berichtsjahr 2003 in Österreich um rund 0,3 Mrd EUR oder 0,1% des BIP geringer als der ESVG-95-Zinsaufwand (ESVG
Code: D4). Die hier präsentierten Ergebnisse zur Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors in ÖSterreich folgen der Maast
richl-Abgrenzung bzw. den EU-Verordnungen zur budgetären Notifikation. 

Periodengerechte Zuordnung der Transaktionen 

Laut ESVG 95 erfolgt die Verbuchung der Transaktionen grundsätzlich nach dem .Accrual-Prinzip·, d. h. nach dem Zeit
punkt der Entstehung einer Forderung bzw. einer Verbindlichkeit. Im Gegensatz dazu herrscht bei den administrativen Statis-

10 Seit der Umslellung auf die leistungsorientierte Spitalsfinanzierung 1997 
1 1  Unlernehmen und Betriebe der Gemeinden mit marktbest/mmter T.atigkeit (Wasserver-, Abwasserentsorguog und Wohnungswirtschaft), 
12 Nlchl zu den ProduktIonserlOsen zahlen Zwangsabgaben. Subventionen. Zinseinnahmen, Schuldaufnahmen oder Transferzahlungen, 
1 3 Verordnung (EG) Nt. 2558/2001 
14 Excessive Delicit Procedure (EDP). 
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tiken das .Kassenprinzip' vor, was insbesondere beim Steueraufkommen (z. B. Mehrwertsteuer) und beim Zinsaufwand für 
die öffentliche Verschuldung zu unterschiedlichen Ergebnissen führen kann. Während auf Cash-Basis (administratives Bud
get) Zinszahlungen für Schuldaufnahmen des Jahres t im Regelfall erst im Jahr t+ 1 zu leisten sind, fällt nach der periodenbe
reinigten Zuordnung (Accrual-Prinzip) ein Teil des Zinsaufwands, nämlich jener vom Zeitpunkt der Schuldaufnahme bis zum 
Jahresende, bereits im Jahr t an. Parallel dazu reduziert sich der Zinsaufwand im TIlgungsjahr um diesen Betrag. Das Aus
maß der Abweichung im jeweiligen Jahr hängt von mehreren Faktoren ab (Höhe der Neuverschuldung, Zeitpunkt, Höhe und 
Zinssatz der jeweils zu tilgenden sowie Zeitpunkt und Zinssatz der zu refinanzierenden Schuld) und kann sowohl zu höheren 
als auch niedrigeren Ergebnissen als bei der Cash-Betrachtung führen. Bei den Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
wird in Österreich das ,Time-Adjusted-Cash-Verfahren' angewandt (zeiUiche Anpassung der tatsächlich geleisteten Beträge 
an den Transaktionszeitpunkt ohne uneinbringliche Forderungen). 

Verschuldung.begriff im Sinne von Maa.trlcht 

Der Verschuldungsbegriff im Sinne von Maastricht 15 beruht auf den EU-Verordnungen zur budgetären Notifikation und 
entspricht im Wesentlichen jenem der nationalen Finanzstatistiken der Gebietskörperschaften (Bruttokonzept, 16 Nominalwert
konzeptY Stichtagsbetrachtung zum Jahresende). Zu den Schulden des Staates im Sinne von Maastricht zählen Darlehen 
von Finanzintermediären, auf den Finanzmärkten direkt aufgenommene Schuldtitel (titrierte Schuldkategorien). Auch derivati
ve Finanztransaktionen (Cross-Currency-Swaps und Forward-Rate-Agreements) sind (Verordnung (EG), Nr. 47512000) bei 
der Berechnung der öffenUichen Verschuldung analog zum Zinsaufwand zu berücksichtigen. Nicht einzubeziehen sind Ver
bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (kurz- und langfristige Handelskredite), Anzahlungen auf begonnene oder 
bestellte Arbeiten sowie schwebende Posten (Erläge). Differenzen zu den administrativen Informationen ergeben sich vor 
allem durch die abweichende Sektorabgrenzung, die den ESVG-95-Vorgaben foigt, und durch die Konsolidierung von 
innersekloralen Verpflichtungen. Intergovemmentale Schulden (Verbindlichkeiten bzw. Forderungen zwischen den öffent
lichen Rechtsträgem) bleiben außer Ansatz, da sie sich in Summe ausgleichen. 

Weiters sind auch Finanzierungen des Bundes für Dritte (Rechtsträgerfinanzierungen) - laut Feststellung von Eurostat 
(Jänner 2003) - bei den Schulden im Sinne von Maastricht hinzuzuzählen.18 Die ÖSterreichische Bundesfinanzierungs
agentur (ÖBFA), die im Namen und auf Rechnung des Bundes agiert, ist seit 1 998  zusätzlich auch für Rechtsträger des Bun
des (ÖBB, ÖIAG, ASFINAG, SCHIG, AC, MUQUA) 19 sowie seit 2000 für die Bundesländer tätig (siehe auch Kapitel 4). Die 
ÖBFA nimmt die Finanzierung für Dritte (Rechtsträger und Bundesländer) entsprechend den Vorgaben der Auftraggeber im 
Namen des Bundes vor und leitet die Mittel mit analogen Konditionen in Form von Darlehensvergaben an die Rechtsträger 
bzw. Bundesländer weiter. Obwohl der Schuldendienst (Zinsen, TIlgungen) zur Gänze von den Auftraggebern (Rechtsträ
gem, Ländem) getragen wird, so handelt es sich dennoch um aushaltende Schuldtitel des Bundes (I. d. R. Bundesanleihen), 
die gemäß Eurostat bei den Schulden des Bundes im Sinne von Maastricht (strenges Bruttokonzept) hinzuzuzählen sind. 
Diese Feststellung von Eurostat erhöht zwar den Schuldenstand des Bundes seit 1998, nicht aber den Finanzierungssaldo 
im Sinne von Maastricht bzw. des ESVG 95, da den Zinsausgaben des Bundes für die Finanzierungen der Rechtsträger 
Zinseinnahmen von diesen Rechtsträgern in gleicher Höhe gegenüberstehen. 

15  Oie Offent liche Verschuldung wird im Rahmen der .Gesamtwirt.schafthchen FInanzierungsrechnung" ebenfalls erfassl Die primlr auf 
monetarstal1s1iodlen Dalenquellen der CleNB beruhenden Ergebnisse der Gesam1w1rtschaftJicher1 Finanzierung.rechnung folgl den 
ESVG-95-Vorgaben und welchl in5tieSOndere in Bezug auf die Bewertung. d18 zu Marktwerten und nichl zu Nominalwerten erfolgI, vom 
Verschuldungsbegnff Im Sinne von Maas1rich1 ab Siehe dazu Beilagen zum _Statistischen Monalshefr der ClaNB. 9/1999, 112000, 
912000, 91200 " 912002 und 912003. 

16 Erfassung des aushaftenden Volumens an finanziellen Verbindlichkeiten, keine Bereinigung um finanzielle Aktiva 
17 Bewertung der Verbindlichkei1en zum Nominalwert und nichl zum jeweiligen Mar1<lwert. 
18 Adaplierung der ursprOnglichen Ausstattungsmerkmale der Verschuldung fllr Dritte Im Wege von Swaps, sind gem3ß Eurostat nicht In die 

öHenthche Verschuldung von Maastricht einzubeziehen 
19 Oslerreichlsche Bundesbahnen, Oslerreichische Induslrieholding AG, AUlobahnen- und Schnells1nIßen-Flnanz18rungs-Ak1iengesell

schaft, WIen, Schieneninfraslrukturfinanzierungo-GmbH, AUSTRO CONTROL (Oslerreichische Gesellschaft fllr Zivilluflfahrt mbh), Muse
umsQuartier Emchtungs- und 8etriebsgmbH. 
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3.2 Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors und seiner Subsektoren 

in Österreich 2003 

3.2.1 Gesamtentwicklung 

Die aktuellen Ergebnisse für die Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors in Österreich für das Berichtsjahr 2003 
bestätigen die bereits zu Jahresanfang 2003 im österreichischen Stabilitätsprogramm dargestellte Ausweitung des gesamt
staaUichen Budgetdefizits in ÖSterreich, Nach einem Budgetdefizit im Jahr 2002 in Höhe von 0,2% des BIP, dürfte sich im 
Berichtsjahr ein Budgetdefizit für den öffentlichen Sektor in Höhe von 1 ,3% des BIP ergeben, Hier muss jedoch erwähnt wer
den, dass die vorliegenden Daten für 2003 noch vorläufig sind und vor allem im Bereich der Gemeindegebarung auf Schät
zungen beruhen.20 Vergleicht man die endgültigen Ergebnisse für das Jahr 2002 mit dem Ergebnis für das Jahr 2002 zum 
Zeitpunkt Februar 2003 (siehe Tabelle 7), so wird ersichtlich, dass statistische Revisionen das Ergebnis noch merldich verän
dem können, Noch Ende Februar 2003 wurde von einem Budgetdefizit des Staates für 2002 von 0,6% des BIP ausgegan
gen, tatsächlich ergab sich nur ein Budgetdefizit von 0,2% des BIP, Für das Berichtsjahr 2003 sind allerdings Revisionen 
hinsichtlich des Budgetdefizits in dieser Größenordnung nicht zu erwarten, da Statistik Austria über zusätzliche Primärinfor
mationen (Quartalsdaten der Gebietskörperschaften) verfügt und die Datenaufbereitung beschleunigen konnte. Allerdings 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich die Ergebnisse in Bezug auf einzelne Einnahmen- und Ausgabenpositionen 
des Staates infolge von Revisionen noch ändem, 

Im Berichtsjahr 2003 waren für die Verschlechterung des Budgetsaldos des Staates inSbesondere konjunkturelle Einflüsse 
verantworUich, Zum Teil bedingten jedoch auch andere Einflussfaktoren budgetäre Mehrausgaben bzw, Mindereinnahmen, 
die durch die Fortsetzung des Konsolidierungskurses nur zum Teil kompensiert werden konnten. Im Folgenden werden nun 
wichtige Einzelaspekte, die die Budgetentwicklung im Jahr 2003 bei den öffentlichen Hausha�en prägten, angeführt: 

Tabelle 7: Einsc:hätzungen zur Budgetentwic:klung des Staates für 2002 und 2003 

BudgelSaldo I) Budgetsaldo 1) 
2002 2003 

in Mrd EUR in % des BIP in Mrd EUR In % des BIP 

Ende Februar 2003 
-1,2 -0,6 -2.9 -1,3 

Budget3r. NotifikatIOn " 

Ende August 2003 
Budgetllr. Notifikation " -0,3 -0,2 -2,8 -1.3 

NOVember 2003 
-0,1 -1,3 

Stabihtlltsprogramm BMF 

End. Februar 2004 
-0,5 -0,2 -2,6 -1,1  

Budgetare Notifikation 2) 

Ende Mlrz 2004 
-Il,5 -0,2 -2,9 -1,3 Meldung an Eurostat 3) 

1 )  Budgetsaldo des Staates im Sinne der BudgetIren NOllfikation (Zinsaufwand unter BarOck-
sichtigung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus W,hrungstauschvertragen) 

2) Meldeverpflichtung an die EU-Kommission gem3ß EU-Verordnung Nr. 3605193 zuletzt 903n-
dert durch Nr 35112002, Ouelle, StauSbk Austrio (2003) und BMF (2004), 

3) Meldeverpflichtung an das Statisusche Amt der Europllischen Gemeinschanen (Eurostat). 
Ouelle StaUstik Au.tria 

20 EndgOItige Ergebnisse aber die Budgetgebarung aller OffonUichen Haushalte im Sinne des ESVG 95 liegen mit einer zeiUichen VerzOg&
rung VOll Ober einem Jahr VOf 
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Grafik 7 
Öffentlicher Finanzierungssaldo laut Maastricht 1 994 bis 2003*) 
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.) Gemäß ESVG 95 Im Sinne der budgetllren Notifikation (Verordnung Nr. 3605193 I. d. g. F. des Rates). 
Ouelle: Statistik Austria, WIFO. 

Grafik 8 
Öffentliche Verschuldung laut Maastricht 1 994 bis 2003*) 
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• Das Steueraufkommen war im Jahr 2003 vor allem durch die anhaltend ungünstige Wirtschaflslage, aber auch infolge 
von Sondereffekten abermals äußerst gedämpft. Die Gesamtsteuereinnahmen 21 aller Gebietskörperschaften fielen s0-
gar mit 0,4 Mrd EUR geringfügig niedriger als im Vo�ahr aus (Steueraufkommen 2003: 62,9 Mrd EUR, 2002 und 2001: 
63,3 Mrd EUR). Erhebliche Steuerausfälle waren insbesondere bei den direkten Steuern und hier wiederum bei der ver
anlagten Einkommen- und Körperschaftsteuer zu verzeichnen, deren Aufkommen rückläufig war. Das geringe Steu
eraufkommen bei den direkten Steuern ging zum Teil auch auf Sondereffekte zurück, wie Steuererleichterungen aus den 
beiden Konjunkturpaketen 22 des Jahres 2002 (rund -0,6 Mrd EUR), Steuererleichterungen für Geschädigte der Hoch
wasserkatastrophe im Sommer 2002 (rund -0,3 Mrd EUR), Zahlungen infolge der Aufhebungen der Unfallrentenbe
steuerung sowie auf einen Rückgang der Steuerguthaben (-0,5 Mrd EUR). Die staatlichen Einnahmen aus der Umsatz
steuer 23 und Kommunalsteuer stagnierten ebenfalls, wobei sich bei der Umsatzsteuer die Reform der Einfuhrumsatz
steuer zusätzlich auswirkte, die einen einmaligen Einnahmenentgang in Höhe von 0,3 Mrd EUR bewirkte. Merkliche Zu
wächse bei den aufkommensslarken Steuerarten konnten im Berichtsjahr ausschließlich bei der lohnsteuer und bei der 
Mineralötsteuer verzeichnet werden. Insgesamt ergab sich im Berichtsjahr 2003 ein geringfügiger Zuwachs an Steuer
einnahmen von 0,1 Mrd EUR gegenüber dem Vo�ahr auf der Bundesebene, während das Steueraufkommen der lan
des- und Gemeindeebene mit jeweils 0,2 Mrd EUR leicht rückläufig war. 

• Die angespannte Arbeitsmarktlage (weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit) erforderte auf der Ausgabenseite erhöhte Bud
gelmittel des Bundes für leistungen der Arbeitslosenversicherung (+0,3 Mrd EUR oder + 1 1  ,2%) und dürfte gleichzei
tig auch bei den Ländern und Gemeinden Mehrausgaben für die soziale Absicherung (Sozialhilfe) bedingt haben. Wei
ters reichte das Aufkommen an Sozialversicherungsbeiträgen 24 (Anstieg: +2,4%) nicht aus, um die Ausgaben der 
Sozialversicherungsträger zu decken. Die ASVG-Pensionen wurden 2003 mit einer über der Inflationsrate liegenden Ra
te von durchschnilUich 2,0% (0,5% Pensionserhöhung plus 1 ,5% Wertausgleich) angehoben. Der Zuschuss des Bun
des für die Pensionsversicherung stieg deuUich (+1,0 Mrd EUR oder +1 7,8%), wobei allerdings dieser Zuwachs teil
weise durch den Wegfall von bisherigen Zahlungen des AMS Österreich an die Sozialversicherungsträger begründet 
war. 

• Darüber hinaus ergaben sich beim Bund insbesondere Mehrausgaben durch familienpolitische Maßnahmen (Inan
spruchnahme des Kinderbetreuungsgeldes, Anhebung der Familienbeihilfen per 1 .  Jänner 2003; Ausgaben des Famili
enlastenausgleichsfonds: +0,4 Mrd EUR oder 7,7%) und durch steigende Personalkosten. Durch die Anhebung der 
Pensionen sowie den Anstieg der Pensionierungen stiegen die Pensionsleistungen des Bundes für Bundesbeamte und 
landeslehrer um insgesamt 0,2 Mrd EUR oder 6,4%, wobei insbesondere die Pensionsleistungen an die landeslehrer 
einen expansiven Verlauf aufwiesen (+0,1 Mrd EUR oder 12,2%). Die Anzahl der Pensionierungen von Bundesbeamten 
hat sich 2003 mit 6.987 Personen im Vergleich zum Vo�ahr beinahe verdoppelt. Auch die Kosten für die aktiv Bedienste
ten des Bundes (Arbeitnehmerentgelte laut ESVG) entwickelten sich 2003 infolge der lohnanhebung (+2,1% oder zu
mindest um 30 Euro pro Monat) etwas dynamischer als im Vorjahr (2003: +0,2 Mrd EUR oder +2,5%, 2002: +0,1 Mrd 
EUR oder +0,8%). Positiv hervorzuheben ist, dass der Bund sein Vorhaben, den Personalstand deuUich zu reduzieren, 
fortsetzte und im Jahr 2003 (31.12.2002 bis 31 . 12.2003) weitere 4.069 BeSChäftigte in Vollzeitäquivalenten 25 (VZÄ) (da
von 192 vZÄ durch Ausgliederungen (Museen)) abbaute.25 Die Rückführung des Personalstandes trägt nicht nur dazu 
bei, die gegenwärtige Kostenentwicklung der aktiv Bediensteten des Bundes zu vermindern, sondem dämpft vor allem 
nachhaltig den Kostendruck. In der Übergangsphase dürfte aber der Personalabbau mit zusätzlichen Pensionsleistungen 
einhergehen. Ausgabenreduzierend wirkten sich neben dem strikten Budgetvollzug vor allem der Rückgang bei den 
Zinszahlungen für die Finanzschulden aus, die 2003 um 0,3 Mrd EUR oder 4,4% geringer als im Vo�ahr ausfielen. 

21 Steueraulkommen des Staates laut ESVG 95 (Code: 02. 05 und 091) ohne Sozialverslcl'lerungsbeitrage und ohne Steoerertrage. die an 
den Gemeinschanshaushalt der EU (EU-Beitrage) fließen 

22 ErhOhung der vorzeitigen Abschreibung tor Bauinv8stiüonen auf 10%. 1 0% InvestitionspramIe fOr zusatzliche Sachlnvestitionen, Anhe
bung des Forschungs- und BIldungsfreIbetrages (ForschungsfreIbetrag 1 5%. Bildungsfreibetrag· 20%). 

23 Aulkommen laut ESVG (penodenbereinigt) d h, die Abschaffung der Umsatzsteuer-Sooder2ahlung (13. USI.) vennlnderte das Aufkom-
men In dieser Darstellung nicht. 

24 Tatsachhche Sozialbeitrage der A1beItgeber und Arbeitnehmer ohne unteroteille SozialbeitrAge. 
25 Ohne Vorruhestandskarenzbezieher .00 rund 1 200 VZA 

26 Personalreduktionen wirken siCh auf den Personalaufwand im Regelfall erst ab dem Folgejahr aus, da Pensionierungen zumeist am 
Jahresende erfolgen. 
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• Zusatzkosten bei allen gebietskörperschaftlichen Ebenen haben die Maßnahmen zur Beseitigung der Infrastnukturschä
den der Hochwasserkatastrophe im Sommer 2002 verursacht, die zum Teit erst im Jahr 2003 durchgefiihrt worden 
sind. 

• Ausschlaggebend für den Rückgang des Finanzierungsüberschusses der Länder dürfte vorrangig die Abnahme der 
Ertragsanteile als Folge der schwachen Entwicklung der Steuereinnahmen gewesen sein. Auf der Ausgabenseite schlu
gen vor allem Mehrausgaben fiir Sozialleistungen sowie die steigenden Kosten im Gesundheitsbereich zu Buche. Wei
ters wurde die Wirtschaftsförderung ausgebaut und die Investitionstätigkeit - insbesondere vor dem Hintergrund des seit 
dem Jahr 2002 erweiterten Verantwortungsbereichs im Straßenbau - forciert. Einsparungen wurden im Wesentlichen 
durch die konsequente Rückführung der Verschuldung und der damit verbundenen Reduktion der Zinsbelastung (be
günstigt vom allgemein niedrigen Zinsniveau), durch Personalaufnahmestopps in einigen Bundesländern (Aufrechterhal
tung in TIrol, Salzburg bzw. Einführung in der Steiermark) sowie in geringem Umfang durch Ausgliederungen (z. B. Vor
arlberger Landeskonservatorium GmbH) erreicht. Zusätzlich wurde der Budgetvoltzug auch im Berichtsjahr von zahlrei
chen Verwaltungsreformmaßnahmen bzw. der Implementierung von New Public Management·Elementen (z. B. Mana
gement- und Unternehmenskonzept WOV 2015 in Oberösterreich, eigene Einheit fiir Verwaltungsorganisation und 
-reform in TIrol oder Kostenträgemechnung in Vorarlberg) begleitet. Weiters wurde der eingeschlagene Weg, Forderun
gen aus Wohnbauförderungsdarlehen zu verkaufen und zur Schuldentilgung, Rücklagenzuführung und/oder Veranla
gung zu verwenden, fortgesetzt (Steiermark). Die im Rahmen des innerösterreichischen Stabilitätspaktes vereinbarten 
Beiträge der Länder (einschließlich Wien) zum Finanzierungssaldo des Gesamtstaates in Höhe von 0,75% des BIP bzw. 
1 ,67 Mrd EUR dürften auf der Grundlage vorläufiger Ergebnisse zum Rechnungsabschlussjahr 2003 nicht zur Gänze er
reicht worden sein. Dies obwohl die Vorgaben zur Ermittlung des Budgetsaldos im Sinne des innerösterreichischen Sta
bilitätspaktes Sonderregelungen, die von den ESVG-Vorgaben abweichen, vorsehen. So werden beispielsweise Veräu
ßerungserlöse aus der Übertragung von Liegenschaften an Landesimmobiliengesellschaften (UG) 21 angerechnet, wo
von im Jahr 2003 Nieder- und Oberösterreich, die Steiermark sowie Vorarlberg Gebrauch machten. Außerdem können 
Folgekosten basierend auf der Flutwasserkatastrophe im Jahre 2002 außer Acht bleiben. 

• Auch die Gemeinden waren im Jahr 2003 mit einem leichten Rückgang der Steuereinnahmen gegenüber dem Vo�ahr 
konfrontiert. Dafiir zeichnete vor allem die rückläufige Entwicklung der Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bun
desabgaben verantwortlich. Das Ausgabenwachstum wurde wesentlich durch die Ausweitung der Transferleistungen (im 
Gesundheits- und Sozialbereich), aber auch durch die deutliche Zunahme des Personalaufwandes bestimmt. Der An
stieg der Personalausgaben dürfte unter anderem auch die Folge der Einrichtung von zusätzlichen Kinderbetreuungs· 
plätzen und steigenden Personalständen in den Bereichen Gesundheit und Soziales (insbesondere Alten- und Pflege
heime) gewesen sein. Zudem gab es Veränderungen hinsichtlich des kommunalen Aufgabenspektnums: Nachdem das 
Meldewesen seit 1 .  März 2002 in Gemeinden mit Bundespolizeibehörden nunmehr im übertragenen Wirkungsbereich 
der Bürgermeister liegt, folgte im Berichtsjahr die Übertragung des Pass- und Fundwesens ( 1 .  Februar 2(03). Dennoch 
dürfte der Stabilitätsbeitrag der Gemeinden (ausgeglichener Haushalt) für das Jahr 2003 erreicht worden sein. Zur Errei
chung dieses Zieles dürften allerdings geplante Investitionsvorhaben aufgeschoben worden sein bzw. erfolgten Investiti
onen vor allem im Bereich der Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit (ausgegliederte Einheiten). Die Bruttoanlageinves
titionen fielen jedenfalls geringer als im Vo�ahr aus. Der bereits im Rahmen der Finanzbedarfserhebung 2002 28 identifi
zierte Nachholbedarf bei der Erneuerung und Sanierung der kommunalen Infrastnuktur dürfte sich aus Sicht der Gemein
den noch weiter ausgeweitet haben. Das Haushaltsergebnis dürfte ferner auch durch die Intensivierung kommunaler Ko
operationen (z. B. zentrales Beschaffungswesen, Immobi lien- und Schuldenmanagement) sowie die vermehrte Nutzung 
von alternativen Finanzierungsformen positiv beeinflusst worden sein. 

27 Per Stichtag 31.1 2.2003 existierten in KArnten. Nieder- und Oberösterreich, der Steiermark sowie in Vorarlberg lIGs; im Burgenland ist 
rar 2004 die GrOndung der BILEG - Betelligungs- und Llegenscl1aftsgesellscl1aft mbH geplant. in TIral erfolgte 2003 eine amtsinteme R ... 
rOlm des Uegenschaftsmanagements. 

28 Paleczny, A . . Finanzbedarlserhebung 2002, Erhebung des InveSbtionsbedarfs der 05terreiclllschen Stadte und Gemeinden 2001 bis 
2004. In Osterreicllische Spar1<assentellung Nr. 0412003 
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Tabelle 8: Öffentlicher Budgetsaldo, ZInszahlungen und PrImärsaldo 2000 bis 2004 'I 

Budgetsaldo Zinszahlungen Primörsaldo 

In Mrd EUR in % des BIP in Mrd EUR in % des BIP In Mrd EUR in % des BIP 

2000 -3,1 -1,5 7.5 3,6 4.4 2,1 
2001 0,5 0.2 7.5 3.5 8,1 3,8 
2002 -0,5 -0,2 7,3 3,4 6,9 3,1 
2003 � ·2,9 .1,3 7,1 3,1 .,2 1,9 
2004 " -2,5 -1 , 1  7.2 3,1 4,7 2,0 

1 )  Zlnsaufwand unter BerOcI<sichtigung der Forderungen und Verbind lichkeiten aus W3hrungstauschvertra-
gen Im Sinne der Budgetaren NotIfikation. 

2) Voriaufoge Daten. 
3) Budgetare Notifikation (Schatzung BMF vom Februar 20(4) 
Quelle: Statistik Austria (Stand; M3rz 20(4) und BMF: BIP 2003 und 2004. WIFO-Prognose vom Apnl 2004. 

Tabelle 9: Öffentliche Budgetsaiden der Teilsektoren des Staates 2000 bis 2004 'I 

Bundesebene landesebene Gemeindeebene Sozialversicherungs- Staat 

(ohne Wien" ) (mit Wien") träger 

in Mrd in % des In Mrd In % des in Mrd In % des  in Mrd In % des  in Mrd In % des 
EUR BIP EUR BIP EUR BIP EUR BIP EUR BIP 

2000 -3,4 -1,6 0,4 0,2 0.1 0,0 -0,2 -0,1 -3,1 -1,5 
2001 -1 ,1 -0,5 1 , 1  0,5 0,6 0,3 -0,0 -0,0 0,5 0,2 
2002 -1,9 -0.9 0.9 0.4 0,6 0,3 -0.0 -0,0 -0,5 -0,2 
2003 " -4,0 -1.8 0,7 0,3 0,4 0,2 -0,0 -0,0 ·2,9 ·1,3 
2004 ., -3,6 -1.6 0.8 0.3 0,4 0,2 0.0 0.0 -2,5 -1,1 

1 )  Zinsaufwand unter BerQcksichtigung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus WahnmgstauschvertTagen im Sinne der Budgetaren 
Notifikation 

2) Im innerosterreichischen Stabihtatspakt wird WIen der Landesebene zugerechnet 
3) Vor14uf1g8 Daten 
4) Budgetare Notiflkalion (ScMtzung BMF vom Februar 20(4). 
Quelle Statistik Austria (Stand. M3rz 20(4) und BMF. BIP 2003 und 2004 WIFO-Prognose vom April 2004. 

Tabelle 1 0: Staatsquoten: Einnahmen, Ausgaben und Abgaben des Staates 1 999 bis 2003 

(In "10 des BIP) 

1999 2000 2001 2002 2003 1) 

Staal.seinnahmenquota 11 51,6 50,6 51,7 50,9 49,7 
SlaalsausgabenQuote 1) 54,0 52,3 51,6 51,3 51,2 

Abgabenquote (mit EU-Beitragen) " 44,4 43,6 45,4 44,3 43,2 

1 )  Vortauf.ge Daten 
2) Laut Verordnung (EG) Nr 1500100; Zlnsaufwand ohne BerOcksichtlgung der Forderungen und Ver-

bindlichkeiten aus Wlhrungst8uschvertragen. 
3) Steuereinnahmen des Slaates und tatsIchlIch gezahlte Soziatversicherungsbeitrage (ESVG-Codes: 

02+05+0611+091) einschließlich EU-Elgenmlnel 
Quelle Statistik Auslr1a (Stand. M3rz 20(4); BIP 2003. WIFO-Prognose vom April 2004 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die öffentlichen Haushalte in ÖSterreich im Jahr 2003 den Konsolidie

rungskurs fortgesetzt haben. Allerdings zeigt sich, dass insbesondere länger anhaltende Konjunkturschwächen den Konsoli

dierungsdruck erhöhen. Zum einen ergeben sich zusätzliche Ausgaben infolge der Konjunkturschwäche (automatische Stabi

lisatoren), zum anderen können Ausgabenpositionen mit steigender Tendenz (gesetzlich normierte Anpassungen, beschlos

sene bzw. vereinbarte Leistungsverbesserungen und/oder Mengen- bzw. Preiseffekte bei öffentlichen Leistungen) nicht durch 

zusätzliche Einnahmen (Konjunkturdividende) kompensiert werden. Die Folge ist eine Ausweitung des Budgetdefizits. Zwar 

weist ÖSterreich im intemationalen Vergleich ein niedriges Budgetdefizit auf, allerdings erscheinen weitere strukturelle Re

formmaßnahmen notwendig, um das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts über den Konjunkturzyklus nachhaltig zu errei

chen. 

3,2,2 Einnahmen· und Ausgabenstruktur 

Während die EU-Empfehlungen zur Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten sich in der Vergangenheit auf die Erreichung der im 
Maastricht-Verltag sowie im Stabilitäts- und Wachstumspakt festgelegten Kenngrößen zur Budgetdisziplin (Budgetsaldo und 

öffentliche Verschuldung) konzentrierten, sind zunehmend auch Koordinierungsbestrebungen im Hinblick auf die Einnahmen

und Ausgabenstruktur der öffentlichen Haushalte zu beobachten, die zu einer Verbesserung der ,Qualität und langfristigen 

Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen' 35 führen sollen. Diese Entwicklung trägt der Vemetzung der Fiskalpolitik mit allge

meinen wirtschaftspolitischen Zielen Rechnung. Femer ist dieser Prozess vor dem Hintergrund des im März 2000 in Lissabon 

vereinbarten wirtschaftspolitischen Ziels der Europäischen Union zu sehen. Der Europäische Rat in der Zusammensetzung 

der Staats- und Regierungschefs setzte sich zum Ziel, ,die EU bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dyna
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen'. 

Im Folgenden werden nun die Einnahmen- und Ausgabenstruktur sowie die föderale Struktur des öffentlichen Sektors in 
ÖSterreich auf Basis von ESVG-9&-T ransaktionskategorlen, die zu Sachgruppen zusammengefasst wurden, beleuchtet. 

Ausgabenstruktur des Staates 

Tabelle 1 1  zeigt, dass mehr als 60% der Ausgaben des Staates für Transferleistungen an Dritte (Sozialleistungen an 

private Haushalte und Subventionen an Unternehmungen), beinahe 30% für die öffentliche Verwaltung (Löhne- und Gehäl
ter, Sachaufwand) und in etwa 7% für Zinszahlungen der öffentlichen Verschuldung aufgewendet werden. Für Investitionen 
(Bruttoinvestitionen) werden lediglich in etwa 2% der Gesamtausgaben verwendet 

Im Zeitvergleich (1999 bis 2003) ist zu erkennen, dass in den letzten Jahren die Ausgaben für die öffentliche Verwaltung 

(Sach- und Personalaufwand) durchwegs Veränderungsraten aufwiesen, die merklich niedriger als das Gesamtausgaben
wachsturn waren, die Ausgaben des Staates für ,Transferleistungen' (an private Haushalte und Unternehmungen) einen 

eher dynamischen Charakter aufwiesen und dass für ,linszahlungen' der öffentlichen Schuld sowie ,Investitionen' oft 

sogar rückläufige Verläufe zu verzeichnen waren. Im Berichtsjahr 2003 bestätigte sich dieser Trend abermals, allerdings 
erhöhte sich der ,Sach- und Personalaufwand' der öffentlichen Verwaltung etwas stärker als in den Vo�ahren. 

Die eher niedrigen Zuwächse bei den Ausgabenkategorien ,Sach- und Personalausgaben' sowie die Rückgänge bei den 
Bruttoinvestitionen sind zum Teil als Ergebnis der Konsolidierungsmaßnahmen der Gebietskörperschaften (Personalredukti

onen, geringe Lohnerhöhungen, Einsparungen bei den Ermessensausgaben) zu sehen. Zum Teil sind dafür institutionelle 
Veränderungen im Sektor Staat (Ausgliederungen von Krankenanstalten und von marktnahen Diensten (z. B. Wasserver-, 

Abwasserentsorgung, Müllbeseitigung, Wohnungswirtschaft, Kongresshäuser, BIG) verantwortlich. 

35 Unter dem I18griff ,Quall",t und langfristige Tragfähigkert der OHentlichen Finanzen- ,.,r<J .,ne stabilitälllorientlerte. bescMftlgungs- und 
wachstumsfördernde Fiskalpolitik verslanden <siehe dazu u. a Empfehlung der Komm,$Slon fOr doe GrundzOge der WirtsdlaftspoilOk der 
Mltgliedslaalen und der Gemeinschaft Im Jahr 2002. ECFINJ210102, BrIlssel, 24.4 2002). 
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Grafik 9 

Staatselnnahmen- und Staatsausgabenquoten 1 999 bis 2003 
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Grafik 10  

Anteile an den Staatsausgaben 1 999 und 2003 
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Die Ausgliederungen waren primär dafür verantwortlich, dass sich die öffentlichen Investitionsausgaben innerhalb der Be
obachtungsperiode (1999 bis 2003) sehr stark reduziert haben (durchschnittlich -6,1 %  pro Jahr). Zähtt man die Investitionen 
der ausgegliederten Einheiten, die in der Vergangenheit Teil des Sektors Staat gewesen sind, zu den staatlichen Investitio
nen hinzu, so zeigt sich folgendes Bild:36 Insgesamt stagnieren die Bruttoinvestitionen des Staates (einschtießlich Ausgliede
rungen) mit einem Volumen in der Größenordnung von 5 Mrd EUR. Während die Bundesebene die Investitionen ausweitete, 
haben die Gemeinden auch unter Berücksichtigung der Investitionen in den ausgegliederten Organisationen ihr Investitions
volumen erheblich rückgeführt. Die Gemeindeinvestitionen (inklusive der Ausgliederungen) gingen von 3,1 Mrd EUR (1995) 
auf 2,4 Mrd EUR (2002) zurück. 

Innerhalb der Transferleistungen dominieren die .monetären Sozialleistungen', die 2003 einen Anteil an den Gesamtaus
gaben von 37% aufwiesen und ein Ausgabenvolumen von insgesamt 42 Mrd EUR verzeichneten. Von diesem Volumen ent
fallen rund 60% auf Getdleistungen der Sozialversicherungsträger (vor allem Pensionen) und etwa 20% auf Pensionsleistun
gen der Gebietskörperschaften.J7 Weitere wichtige Ausgabenkomponenten der monetären Sozialleistungen sind die Famili
enbeihilfen, die Arbeitslosengelder, das Karenzgeld und das Pflegegeld, die von der Bundesebene getragen werden. Famili
enpolitische Maßnahmen sowie Pflegegetdleistungen werden allerdings nicht nur vom Bund sondem auch von den Bundes
lä ndem gesetzt. 

Ein relativ hohes Ausgabenvolumen erreichen ebenfalls die ,sozialen Sachteistungen' mit einem Anteil von 1 1  % an den 
Gesamtausgaben im Jahr 2003. Hier handelt es sich um von staatlichen Stellen gekaufte Waren oder Dienstleistungen, die 
kostenlos oder gegen einen pauschalen Kostenbeitrag (Selbstbehalt) an private Haushalte weitergeleitet werden (u. a. Arzt
leistungen,3S Medikamente, Kindergärten, SchülerfTeifahrten, Gratisschulbücher). Beide Kategorien (monetäre Sozialleistun
gen, soziale Sachleistungen) weisen eine überdurchschnittliche Dynamik im Zeilvergleich auf: Während innerhalb der Be
obachtungsperiode (1999 bis 2003) die Gesamtausgaben pro Jahr um durchschnittlich 2,7% zunahmen, betrug der Anstieg 
bei den .monetären Sozialleistungen' durchschnittlich 4,6% und bei den ,sozialen Sachteistungen' 5,2%. 

Die .Transferzahlungen an Marktproduzenten" (Subventionen, Verrnägenstransfers) binden mit einem Ausgabenvolumen 
von 11 Mrd EUR (2003) rund 10% der Gesamtausgaben des Staates, Sie umfassen Förderungen an die Landwirtschaft, 
tndustrie und Gewerbe, an die Forschung etc. einschließlich betriebswirtschaftJicher Transfers an staatsnahe Unternehmun
gen (ÖBB, Post, Krankenanstalten, marktmäßige Betriebe etc.) sowie Leistungen im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik. In den 
Transferzahlungen an Mark\produzenten nicht enthalten sind EU-Fördergelder im Agrarbereich, diese werden zwar über das 
Bundesbudget abgewickelt, in der VGR allerdings als Subventionen direkt von der EU an österreichische Unternehmen ge
bucht. Die Transferzahlungen an Marktproduzenten weisen innerhalb des Beobachtungszeitraumes 1999 bis 2003 einen 
instabilen Verlauf auf, was insbesondere auf institutionelle Veränderungen (Ausgliederungen) zurückzuführen sein dürfte. Im 
Berichtsjahr 2003 stieg diese Ausgabenkategorie mit 3,6% überdurChschnittlich. 

36 Oie folgenden Informationen stammen 8US dem ArtIkel .8udgetkonsolidierung und öffentliche Investitionen-, E., Fleischmann. das Offent
Ik;he Haushahswesen In OsterreIch, Jahrgang 44 (2003), Heft 3-4. 

37 Beamtenpensionen einschließUch der Zahlungen von Familienbeihitfen im Rahmen der Selbsttragerschaft. 
3e Seit der EinfOhrung der .leistungsbezogenen Krank.enanstaUenfinanzlerung- Im Jahr 1997 kaufen die Landes-Krankenanstaltenfonds. die 

zum SubsektOl .Lande'" bzw bei Wten zum SUbsektor .Gemelnden· zAhlen, die Spitalsle:istungen der Krankenanstalten ein. Die Kran
,enanstanen sind seitdem Marktproduz.enten (ProdukbonserlO5e decken mehr als 50% der Produktionskosten) und zahlen zunehmend 
nk:ht mehr zum OrfenUichen Sektor (Krankenanstalten in Form von Belriebsgesellschaften sind als Einheiten des Untemehmenssektors 
klassifiziert). 
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Tabelle 1 1 :  Struktur der Staatsausgaben und Staatseinnahmen 1 999 bis 2003 (ko ... 4rIIrt) 'I  

ESVG· 

Codes 

P2 
01 

02+05 

Summa 

062 

0631 

07 

Summa 

03 

09 

Summe 

04 
P5 

K2 

Summe 

02 

05 

Summe 

0611 

0612 

Summe 

Pl 1 +P12 
+ P131 
04 
01+09 

Summe 

EOP D4 

EOP B9 

Ausgaben· und 

EInnahmenkategorien 

A u s g a ben 

Vor1eislungen 

Arbeitnehmerentgelt 
Gezahlte Sleuem '} 
Sach· und Personalautwand 

Monetate Sozialleistungen 

Soziale Sachleistungen .. ) 
Sonstige laufende TransferS I) 
Transfers an prlv. Haushalte 

Subventionen 

VermogenSlransfers I) 
Transfers '1'1 Marktptodulenter'! 
Zinsen tor die Staatsschuld 5) 
Bruttoinvestitionen 

Nettozugang an nich'produzier· 

tan VermOgensgotem ') 

Sonstige Ausgaben 

A u s g a ben I n s g e s a m t  

E i n n a h men 

Produktions- und Importabgaben 

Einkommen-- und Vermögens'-

Steuern 

T atsllchliche Sozialbeitrage 

UntersieIlt. Sozialbeitrage " 

So>IOIl><Ilt" ge 

Produktionserl0S8 I) 
Vermogenselnkommen 

Transfers 111) 
Sonstige Einnahmen 

E i n n a h m e n  Insgesamt 

Memorandum 

Zinsen fOr die Staatsschuld 

(nach Swapo) 
Budgels81do 10) 

1999 2000 2001 

in MK> Anteil in Mio Anteil In Mio 

EUR in %. EUR in % EUR 

10.096 9.5 9.822 9.1 8.791 

22.372 21.0 22.737 21.0 21.008 

499 0,5 646 0.6 527 

32.967 31,0 33.206 30,7 30.326 

36.829 34.6 38.315 35.5 39.722 
10.413 9,8 10.875 10.1 1 1 .191 

5.467 5,1 5.496 5,1 6.856 

52.109 .9,6 5.1.686 50,6 57.769 

5.059 4.8 4.998 4.6 5.618 
4.933 4.6 5 071 4,1 5.626 

9.993 9,4 1 0.069 9,3 11 .243 

7.340 6,9 7.867 7,3 7.648 
3.401 3,2 3.121 2,9 2.410 

-SO -0.0 -898 -0.8 ·102 

10.691 1011 10.091 9,3 10.216 

106.366 100.0 108.052 100,0 109.555 

29.545 29.1 30.234 28,9 31.080 

26.340 25.9 21.433 26.2 32.009 

55.885 55,0 51.668 55,1 63.090 

29.936 29.4 30.818 29.5 31.123 

4.004 3,9 4.038 3,9 3.815 

33.940 33,_ 34.856 33,3 35.538 

6.081 6,0 6.1 1 3 5.8 4.338 

2.808 2,8 2.919 2,8 3.635 
2.946 2,9 3 01 2  2,9 3.181 

1 1.835 11,6 12.104 11,6 11 .153 

101 .660 100,0 104.628 100,0 109.180 

1.094 7.522 7.541 

-4.459 -3.079 531 

1 )  Ohne Transfers zwischen den öffentlichen Rechtstragem (intergovemmentale Transfers), 
2) Vorlaufoge Oaten. 
3) Produktions- und Importabgaben (02) und Einkommen- und Vermögensteuem (05). 

2002 2003 " 

Anteil In Mio Anteil in Mio Anteil 
in % EUR in %. EUR in %. 

8.0 9.232 8.2 9.697 8.5 

19.2 21.180 18.9 22.010 19.2 

0.5 527 0.5 522 0.5 

27,7 30.939 27,6 32.229 28,1 

36,3 40.590 36.2 42.187 36,8 

10,2 1 1 .696 10,4 12.162 10,6 

6,3 7.188 6,4 6.588 5.7 

52.7 59 .• 1. 53,1 80.917 53,1 

5.1 6.280 5.6 6.612 5.8 

5,1 4.173 4,3 4.641 4.2 

10,3 11 .053 9,9 1 1.452 10,0 

7.2 7.169 6.9 7.394 6.4 

2,3 2.809 2.5 2.730 2,4 

-0.1 -68 -0.1 5 0.0 

9,3 10.510 9,4 10.129 8,8 

100,0 1 1 1 .917 100,0 1 1 4.721 100,0 

28,3 32.645 29.4 33.063 29.6 
29,2 30.495 21,5 29.707 26.6 

57,5 63.1.0 56,8 62.770 56,3 

28,9 32.280 29,1 33.0SO 29,6 
3,5 3.180 3.4 3.901 3.5 

32,' 36.060 32,5 36.951 33,1 

4,0 4.563 4,1 4.462 4.0 

3,3 3.125 3,_ 3.613 3.2 
2,9 3.569 3.2 3.741 3,4 

10,2 11 .816 10,7 11 .816 10,6 

100,0 111 .076 100.0 111 .536 100,0 

1.329 1.080 

-461 -2.856 

4) Von Marktproduzenten erbrachte soziale Sachleistungen. Die Obrigen sozialen Sachleislungen Sind in P2 (VOJ1elstungeo) enthalten. 
5) Zinsautwand fOr die Staatsschuld ohne BerOcksichligung der Forderungen und Vel'bindlichkeiten aus Wlhrungslauschverträgen. 
6) Erwerb minus Verkauf von Liegenschaften. 
7) Unterstellter Pensk>nsbeitrag des Staates fDr die Beamten. 
8) MarktproduktIon (P ( 1 ). Nichtmarktproduktlon (P12) und Zahlungen ror sonstige Nichtmorktproduzenten (P131). 
9) Sonstige laufende Transfers (07) und Vermogenstransfers (09) ohne intergovemmentale Transfers, 
10) 8udgetsaldo unter BerOcksichtigung der Forderungen und VerbindUchkeiten aus W�hnJßgstauschver1ragen. 
Quelle: Statistik Auslrio - Volkswirtschaftliche Gesamlrechnungen (Sland: Marz 2004). 
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Einnahmenstruktur des Staates 

Auf der Einnahmenseite tragen entscheidend die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge zur Finanzierung der öffentli
chen Ausgaben bei. Sie decken in Summe beinahe 90% der Einnahmen des Staates ab. Weitere Finanzierungsquellen steI
len ,Produktionserlöse' (Leistungsentgelte), ,Vermögenseinkommen' (Zinsen, Dividenden, Konzessionsentgelte) des 
Staates sowie ,Transfers' (L B. Studienbeiträge, Gerichtsgebühren) an den Staat dar, die gemessen an ihrem Anteil an den 
Gesamteinnahmen jedoch vergleichsweise unbedeutend sind. Innerhalb dieser als ,sonstige Einnahmen' bezeichneten 
Gruppe mit einem Anteil von etwas über 10% sind die ,Produktionserlöse' (v. a. Entgelte für Dienstleistungen, wie bei
spielsweise Spitalsleistungen, Pflegeheime oder kommunale Versorgungseinrichtungen) jene, die den höchsten Finanzie
rungsbeitrag liefern. Ihr Anteil nimmt aufgrund der Ausgliederungen marktnaher Einhe�en mit relativ hohem Kosten
deckungsgrad jedoch tendenziell ab (Anteil an den Gesamteinnahmen 1999: 6%; 2003: 4%). 

Bei den ,Steuern' mit einem Anteil von rund 55 bis 57% der öffentlichen Gesamteinnahmen können zwei Hauptgruppen 
unterschieden werden: 

• die ,Produktions- und Importabgaben' (indirekte Steuern), die Gütersteuern, wie z. B. Umsatzsteuer, Mineralölsteuer, 
Tabaksteuer, Versicherungssteuern ebenso wie so genannte ,sonstige Produktionssteuern' (Dienstgeberbeiträge zum 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfe, Kommunalsteuer) enthalten sowie 

• die ,Einkommen- und Vermögensteuern' (direkte Steuern), zu denen vor allem die Lohnsteuer, die veranlagte Einkom
mensteuer, die Körperschaftsteuer und die Kapitalertragsteuern zählen.39 

Obwohl es in ÖSterreich mehr als 100 Steuerarten gibt, beträgt der Anteil der hier separat angeführten zehn Steuerkategorien 
in etwa 90% der direkten und indirekten Steuern. Die größte Einzelsteuer ist die Umsatzsteuer, die rund die Hälfte der indi
rekten Steuern und beinahe 30% des gesamten Steueraufkommens ausmacht.40 Eine ähnliche bedeutende Rolle in Bezug 
auf das Steuereinkommen nimmt die Lohnsteuer ein, die mittlerweile in etwa 60% der direkten Steuern und ebenfalls beinahe 
30% des gesamten Steueraufkommens abdeckt. Auf die indirekten Steuern in Summe entfallen - abgesehen vom Jahr 2002 
bei dem das Steueraufkommen der direkten Steuern infolge von Sondereffekten (Vorauszahlungen, Anspruchsverzinsung) 
atypisch hoch war - in etwa 52% der Steuereinnahmen. 

Zu den Steuern im weiteren Sinn bzw. den Abgaben zählen die Sozialversicherungsbeiträge mit einern Anteil an den Ge
samteinnahmen von rund 33%. In ihnen sind die ,tatsächlichen Sozialbeiträge' der Arbeitgeber und Arbeitnehmer (v. a. 
Pensionsbeiträge, Krankenversicherungsbeiträge, Unfallversicherungsbeiträge) und die ,unterstellten Sozialbeiträge' ent
halten. Letztere Einnahmenkategorie umfasst die unterstellten (nicht tatsächlich zu leistenden) Dienstgeberbeiträge des Staa
tes für die Beamtenpensionen und die direkt ausbezahlten Familienbeihilfen im Rahmen der Selbstträgerschaft der Gebiets
körperschaften. 

Im Berichtsjahr 2003 war das Aufkommen der ,Einkommen- und Vermögensteuern' angesichts der Konjunkturschwäche, 
Steuererleichterungen (Konjunkturbelebungspakete I und 11, Hochwasser) und sonstiger Effekte (Rückzahlungen von Steuer
vorauszahlungen) sogar rückläufig. Gleichzeitig fiel der Anstieg bei den Einnahmen des Staates aus indirekten Steuern eben
falls sehr moderat aus. Zwar konnte das Aufkornrnen aus der Umsatzsteuer durch Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung 
gesteigert werden, die Umstellung der Einfuhrurnsatzsteuer 41 verminderte jedoch einmalig das Aufkommen merklich. Eine 
vergleichsweise dynamische Entwicklung war innerhalb der betragsmäßig bedeutenden Steuerkategorien ausschließlich bei 
der Lohnsteuer (+4,5%) und bei der Mineralölsteuer (+6,50,4,) zu verzeichnen. Der Zuwachs der ,tatsächlichen Sozialbeiträge' 
fiel 2003 vor dem Hintergrund der angespannten Arbeitsmarktlage abermals moderat aus, war allerdings etwas höher als im 

39 Steuem, die auf Vermög&nswerte In unregelmaßigen Abstanden eingehoben werden, sind als Subkategorie .Vermögenswir1f;same Steu
ern- (ESVG-Code: 091) vertvchl In Oslerroich 1.1 dies aussch ließlich die Erbschafts- und Schenkungssleuer mir einem geringen Volu
men von rund 0,2 Mrd EUR. 

40 Eine detaillierte Uste aUer Steuerarten und Aufkommen findet sich in SIObler, W .. Statistische Nachrichten Heft 1112001, Statistik Austria. 
41 Seit 1 .  Oktober 2003 besteht die MOglichkeit. dass die EInfuhrumsatzsteuer nicht an das Zollamt entriChtet werden muss, sondern mit 

dem entsprechenden Vorsteuerabzug gegen verrechnet wird 
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vorangegangenen Jahr (2003:+2,4%, 2002: +1 ,8%). Insgesamt unterschritt 2003 der Einnahmenzuwachs des Staates mit 

0,4% den bereits im Vo�ahr sehr geringen Wert von 1 ,2%. Ein Anstieg der Staatseinnahmen von unter einem 1 %  ist außer

gewöhnlich niedrig und war innerhalb der letzten 25 Jahre in keinem Jahr zu beobachten. 

Die föderale Struktur der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben ist von der Tabelle 12  abzulesen. Sie zeigt, dass das 

Gewicht der einzelnen staatlichen Ebenen an den jeweiligen Ausgaben- und Einnahmenkategorien sowie an den Ausgaben 

und Einnahmen in Summe sehr unterschiedlich ist. Über den weitaus größten Anteil der öffentlichen Ausgaben und Einnah

men verfügt die Bundesebene mit einem ausgabenseitigen Gewicht von 45% und einem einnahmenseitigen Gewicht von 

43% im Jahr 2003. Die Ausgaben bzw. Einnahmen der Sozialversicherungsträger machen rund 27% bzw. 26% der Gesamt

ausgaben bzw. -einnahmen aus. Oie Gewichte der Länder (ohne Wien) liegen tendenziell etwas über jenen der Gemeinden 

(einschließlich Wien). Die Anteile der Bundesländer beliefen sich 2003 ausgabenseitig auf rund 15% und einnahmenseitig auf 

16%, jene der Gemeinden einnahmen- und ausgabenseitig zwischen 13% und 14%. 

Zwischen den vier Teilsektoren des Staates bestehen enge Verflechtungen, die sich empirisch durch das hohe Volumen an 

"intergovemmentalen Transfers" zeigen. Obwohl die Steueranteile der einzelnen Gebietskörperschaften, die im Finanz

ausgleichsgesetz geregelt sind, direkt als Steuereinnahmen des jeweiligen Rechtsträgers (Empfängers) verbucht sind, de

cken die intergovemmentalen Transfereinnahmen der Länder rund die Hälfte und jene der Gemeinden rund ein Fünftel der 

jeweiligen Gesamteinnahmen ab. Bei den Sozialversicherungsträgern bedingt insbesondere der Bundesbeitrag zu den Pen

sionen eine intergovemmentale Einnahmenquote von mehr als 25%. Betrachtet man die Ausgabenseite, so wird ersichtlich, 

dass im Wesentlichen die Bundesebene Leistungen (mit-)finanziert, die von anderen öffentlichen Rechtsträgem erbracht 

werden (z. B. Landeslehrer, Wohnbauförderung, Bundesbeitrag zur Krankenanstaltenfinanzierung). Im Jahr 2003 erreichten 

die gesamten Transferzahlungen zwischen Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungsträgern rund 31 Mrd EUR, 

wovon rund 21 Mrd EUR auf Zahlungen des Bundes entfielen. Es bestehen allerdings auch umfangreiche Verflechtungen 

zwischen den Ländem und Gemeinden und jeweils in beide Richtungen. Die intergovemmentalen Transferzahlungen der 

Länder beliefen sich 2003 auf rund 3 Mrd EUR und jene der Gemeinden auf rund 2 Mrd EUR. 

Zusammenfassend kann im Zusammenhang mit der ,Qualitär der öffentlichen Finanzen festgestellt werden, dass Verschie

bungen der Ausgaben- und Einnahmenstruktur des öffentlichen Sektors in ÖSterreich im Berichtsjahr vorrangig durch kon

junkturelle Einnussfaktoren (Konjunkturschwäche) hervorgerufen wurden. Das Wir1len lassen der automatischen Stabilisato

ren sowie zusätzlicher Steuereneichterungen einerseits und zusätzlicher Ausgaben im Bereich der Transfeneistungen an den 

privaten Sektor andererseits trugen dazu bei, die ausgeprägte Konjunkturschwäche in ÖSterreich zu dämpfen. 
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Tabelle 12:  Struktur der Staatsausgaben und Staatseinnahmen nach Tellsektoren 2003 

(unkonsolldlert) ') 

Bundesebene Landesebene 
ESVG- Ausgaben- und 

Gemeinden SV-Trage, Staal 

Codes Elnnahmenkalegori.n in Mi<> Anlen in Mio Anleli In Mio Anteil In Mio Anteil in Mio Anteil 

EUR In % EUR In % EUR In % EUR in % EUR In % 
Ausgaben 

P2 Vorleistungen 3 868  39,9 1.871 19,3 3.638 37,S 320 3,3 9.697 100,0 
01 ArbeilnehJOefentgelt 10 105 45,9 5.801 26,4 4.704 21,4 1 .400 6,4 22010 100,0 
02+05 Gezahlte Steuern 2l 168 32,1 141 27,0 168 32,2 45 8,6 522 100,0 

Summe Sich· und Personalaufwand 14.141 43,9 7.813 24,2 8.510 26,4 1.765 5,5 32.229 100,0 

062 Monellire SozialIeislungen 13 246 31,4 2 270 5,4 1 648 3,9 25.023 59,3 42.187 100,0 
0631 SoZiale Sachle1Slungen .. 399 3,3 3 500 28,8 1 030 8,5 7.232 59.5 12 162 100,0 
07 Sonstige laufende Transfers ·1 3 060  46,6 1.855 28,2 1 055 16,1 598 9,1 6.568 100,0 

Summe Transfers an prfv. Haushalte 16.705 27,4 7.625 12,5 3.733 6,1 32.853 53,9 60.917 100,0 

03 Subventionen 3 771 57.0 1 .323 20.0 1.518 23.0 0 0,0 6.612 100,0 
09 VermOgenstransfers ", 2 339 48,3 1.065 22,0 1 .437 29.7 0 0,0 4.841 100.0 

Summe Transfers an Marktproduz.enten 6.110 53,3 2.388 20.8 2.955 25,8 0 0,0 1 1.452 100,0 

SUrTlI'he Intergovemmentale Tr.nsfers 21.447 70,1 3.463 11,3 2.486 8,1 3.202 10,5 30.598 100,0 

D4 ZInsen fOr die Staatsschuld 5) 7 033 95.1 155 2,1 156 2,1 50 0,7 7 394 100.0 
PS Bruttoinvestitionen 514 18,8 753 27.6 1 364  49,9 100 3,7 2.730 100,0 

K2 Nettozugang an nicl1lproduzier-
-56 46 15 0 5 100,0 

ten VermögensgOlem 11 
Summ. Sonstige Ausgaben 7.491 7",0 950< 9,4 1.535 15,1 1 50  1,5 10.129 100,0 

Ausgaben Insge •• mt 65.893 45,3 22.243 1 5,3 19.219 13,2 37.970 26,1 145.325 100,0 

E i n nahmen 
02 Produktions· u. Importabgaben 24.616 74.5 2.444 7,4 6 004  18.2 0 0,0 33.063 100,0 
05 Einkommen- und VermGgenst. 21 665 72.9 3 943 13.3 4 099 13.8 0 0,0 29 707 100.0 

Summe Steuern 46.281 73,7 6.386 10,2 10.103 16,1 0 0,0 62.770 100,0 

0611 TatsAdl liche SozialbeItrage 5 493 16,6 391 1.2 373 1,1  26.793 81,1 33 050  100.0 
0612 Uniersleille Sozialbellrage � 2.1 14  54,2 1 049 26,9 528 13,5 210 5,4 3.901 100.0 

Summe Sozialbeiträge 7.607 20,6 1.440 3,9 901 2,4 27.003 73,1 36.951 100,0 

Summe Intlrgovernmentale Transf.� 2.866 9,4 12.853 42,0 5.056 16,5 9.823 32,1 30.598 100,0 
Pl1+PI2 ProdukUonseriOse " 797 17,9 1 .032 23,1 1 .963 44,0 670 15,0 4.462 100.0 + P131 
D4 Vermögenseinkommen 2 067 57,8 628 17,4 788 21,8 1 10  3,0 3.613 100,0 
07+09 Transfers 41'1 1 949 52.1 599 16,0 828 22,1 364 9.7 3.741 100,0 
Summe Sonstige Einnahmen 4.833 40,9 2.259 19,1 3.579 30,3 1.144 9,7 11 .816 100,0 

E innahmen In.ge •• m, 61.587 43,3 22.938 16,1 19.639 13,8 37.970 26,7 142.134 100,0 

Memorandum 
EOP D4 Zinsen fOr die Staatsschuld 6.699 155 156 50 7.060 

(nacI1 swaps) 
EOP B9 Budgetsaldo ' .. ..J.972 695 421 0 ·2.856 

1) Vor1luftge Daten. 
2) Produktions- und Importabgaben (02) und Einkommen- und Vermbgensleuem (05). 
3) Von Marktproduzenten erbrachte soziale Sachleistungen. Die Obrigen sozialen Sachleistungen sind in P2 (Vorleistungen) enthalten. 
4) Ohne Transaktionen zwischen den öffentlichen Rechtstragem (Intergovemmentale Transfers). 
5) Zinsaufwand filr die Slaalsschuld ohne BerOckslcl1tigung von derlv,liven Geschanen (Swaps). 
6) Erwerb minus Verkauf von Uegenschaften 
7) Unterstellter Pensionsbeftrag des Staates fOr die Beamten 
8) Marktproduktion (PlI), NicI1lmarktproduklion (PI2) und Zahlungen fOr sonstige NicI1lmarl<1produzenlen (PI31) 
9) Sonstige laufende Transfers (07) und Vermbgonslransfers (09) ol1ne lnlergovemrnentale Transfers. 
10) Budgetsaldo unler BerOcksicl1tigung der Forderungen und Verblndlicl1kelten aus WAhrungstauschvertragen. 
Quelle. Sla�slik Austria - Volkswortschaftliche Gesamlrechnungen (Sland: Mlrz 2004) 
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3.3 Schuldenentwicklung laut Maastricht 2003 

Tabelle 1 3: Ableitung der öffentlichen Verschuldung 2002 und 2003 (in Mrd EUR) 

2002 2003 I) 

FInanzschuld des Bundes laut Bunde.rechnungsabschlul5 131,7 13A,7 

+ SWAP-Schulden 14.5 18.4 

- SWAP-Forderungen 14.0 1 7,4 

- Eigene Bundestitel 8.2 9.1 

Bereinigte Finanzschuld des Bundes 1 24,0 1 26.6 

+ Finanzierungen des Bundes fOr Dritte 12.6 12.0 

- Bundesanleihen Im Besitz VO(I OflenU!chen Rechtslragem 2.7 2.7 

• Darlehen Offentlicher Rechtstrager 1 .1  1.0 

.. Bundesfonds 2) 0.8 0.7 

Vers c h u l d u n g  der  B u n desebene 133.6 135.6 

FInanzschuld der Llnder ohne Wien 2.7 2.0 

• lander. Dar1ehen von öffenUichen Rechtstragem 0.0 0.3 
• landesanleihen im Besitz von Bundesfoods und SV·TrAgem 0,0 0,0 
+ Landesfonds 3,3 3,3 

+ Landeskammem 0,0 0,0 

- länderflnanzierungen des Bundes 0,3 0,5 
Vers c h u l d u n g  der  L.andesebene 5,7 4.6 

FInanzschuld der Gemeinden ohne Wien 10,1 

- Gemeinden: Dar1ehen von öffentlichen RechtslrAgem 1,8 1,7 

- Gemeinden: UA 85 (Betriebe ... ) 5,5 
Verschuldung der Gemeinden ohne Wlen 2,8 2,4 

flmmuch uld von Wten 2,1 2,1 

- Wien: FOr sonstige (nlcht.offenUicM) Rechtstrager 0,0 0.0 
- Wien: Darlehen vO(I OffenUichen Rechtstragem 0,0 0.1 

- Wien: UnterabschniH 85 (Betriebe ... ) 0.2 0.2 

• LInderfinanzierungen des Bundes 0,0 0.3 
Verschuldung von WIen 1,9 1,5 

+ Gemeindefonds 0,0 0,0 

Vers c h u l d u n g  der  Gemalndeebene 4,7 3,9 

Vers c h u l d u n g  der  Sozla l ve r s l ch e r u n g strlger 1,4 1,3 

Offe n t t l c h  8 V81Sch u Idung In IIgesamt 1 45,3 145,5 

1 )  Vo�3ufige Daten, teilweise geschatzt. 
2) Umwelt· und WasserwIrtschaftsfonds, Bundeswohnbaufonds. 
Quelle: Slalislik Austria {Sland: Februar 2004}. 

Die Tabelle 13 illustriert die Überleitung von der Finanzschuld des Bundes über die Verschuldung der Länder und Ge
meinden zum Verschuldungsbegriff der EU.42 Die wichtigsten Bereinigungen betreffen die Sektorabgrenzung und intergo
vemmentale Schulden (Verbindlichkeiten bzw. Forderungen innerhalb eines Subsektors sowie zwischen den öffenUichen 
Rechtsträgem. die konsolidiert werden). Durch die Eurostat-Feststellung vom Jänner 2003 sind darüber hinaus Schuldauf
nahmen des Bundes für Rechtsträger (ÖBB, ÖIAG, ASFINAG, SCHIG, AC, MUQUA) in die Maastricht-Verschuldung einzu-

42 W3hrungstauschvertrllge (Cross-Currency-Swaps, Forward-Rate-Agreements) sind seit dem In-Kra"-Treten der EU-Regelung (EU
Verordnung Ober die Excessive Der.at Procedure vom 28. Februar 2000) bei der Berechnung der öffentlichen Verschuldung zu barOck
sIchtigen. 
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beziehen. Die in der Tabelle ausgewiesene Position ,Finanzierungen für Dritte' (2003: 12,0 Mrd EUR) umfasst diese Rechts
trägerfinanzierungen einschließlich der Länderfinanzierungen durch den Bund. Bei sektoralen Betrachtungen ist zu beach
ten, dass die Zuordnung der Verbindlichkeit bzw. der Forderung zu einem Subsektor des Staates (Bund, Länder, Gemeinden, 
Sozialversicherungsträger) aus ,Schuldnersicht' erfolgt. Das bedeute!, dass beispielsweise die Länderfinanzierung durch den 
Bund als Schuld der Bundesebene dargestellt wird oder dass beispielsweise Bundesanleihen im Besilz von anderen Subsek
toren die Verschuldung der Bundesebene reduzieren. 

Bei den inlergovernmenlalen Schulden bzw. inlergovernmentalen Forderungen in Österreich handelt es sich vor allem 
um titrierte öffenUiche Schuldtitel (v. a. Bundesanleihen aber auch Landesanleihen) im Besitz von öffentlichen Haushalten 
(v. a. Bund aber auch Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds, ERP-Fonds, Katastrophenfonds und Sozialversicherungsträger), 
um Darlehensvergaben zwischen den öffenUichen Haushalten (Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds an die Gemeinden, 
Länder an den Bund) sowie um Finanzierungen des Bundes, die an die Länder weitergeleitet werden. Das Volumen an inter
governmentalen Verbindlichkeiten stieg in den letzten Jahren deutlich an. So wurden einerseits die Erlöse aus dem Verikauf 
von Darlehensforderungen des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds an den privaten Sektor, die in den Jahren 1996 bis 1998 
stattfanden, überwiegend in Bundestiteln (Anleihen) veranlagt, und andererseits baute der Bund sein Assel-Portefeuille an 
eigenen Schuldtiteln deutlich aus (siehe dazu Kapijel 4). Im Berichtsjahr dürften die intergovernmentalen Verbindlichkeiten 
die Höhe von etwa 15  Mrd EUR oder 10% des öffentlichen Schuldenstands erreicht haben. 

In sektoraler Betrachtung ergibt sich folgendes Bild: Von der Gesamtschuld des Staates Ende 2003 entfielen 93,2% auf die 
Bundesebene, die neben der Verschuldung des Bundes die Verbindlichkeiten des UWWF, des Bundeswohnbaufonds des 
Insolvenzausgleichsfonds, die Finanzierungen für Drille (Rechtsträgerfinanzierungen einschließlich Länderfinanzierungen) 
enthält, 3,2% auf die landesebene, 2,7% auf die Gemeindeebene (einschließlich Wien) und 0,9% auf die Sozialversiche
rungsträger. 

Tabelle 1 4: Entwicklung der öffentlichen Verschuldung nach Sektoren 2000 bis 2004 

Bundesebene Landesebene Gemeindeebene Soziatversicherungs� Slaat 

(ohne Wien) (mit Wien) ltager 
in Mrd in % des In Mrd in % des in Mrd In % des In Mrd in % des In Mrd In % des 
EUR BIP EUR BIP EUR BIP EUR BIP EUR BIP 

2000 126.7 61.3 5.2 2.5 5.7 2.7 1 .0 0.5 138.5 67.0 

2001 129.8 61.1 6.5 3.1 5.2 2.5 1 .1 0,5 142,7 67.1 

2002 " 1 33.6 61.2 5.7 2.6 4.7 2.1 1.4 0.6 145.3 66.6 

2003 1 35.6 60,5 4,6 2,1 3.9 1.8 1,3 0,6 145,5 64,9 

2004 Z) 149.0 64.3 

1 )  Vorlaufoge Dalen. 
2) Schalzung: BMF. 
Quelle: Budgetare NatifikaUon vom Februar 2004; BIP 2003 und 2004: W1FO·Prognose vom April 2004. 

Der Schuldenstand im Sinne von Maastricht erreichte Ende 2003 - nach vorläufigen Ergebnissen - die Höhe von 145,5 
Mrd EUR und emöhte sich - trotz Budgetdefizit - gegenüber dem Vergleichswert des Vorjahres kaum (2002: 145,3 Mrd 
EUR). Gemessen am BIP ergab sich eine Reduktion der Verschuldungsquote um 1 ,7 Prozentpunkte des BIP von 66,6% 
(Ende 2002) auf 64,9% des BIP (Ende 2003). Lässt man - abweichend von der Eurostat-Feststellung 43 - die Finanzierun
gen des Bundes für Rechtsträger, die dem privaten Sektor zuzurechnen sind, außer Acht, so vermindert sich die Verschul-

43 Dem Bund kommt bei der Rechtstragerfinanzierung (siehe Kapitel 3. , und 4.1) ausschließlich eine Intermedi<1rfunktion �u. die er Inserern 
wahrnimmt. als 6f die Schulden in seinem Namen %War aufnimmt, aber in weiterer Folge an die Auftraggeber weiterieUet FOr den Bund 
entstehen da facto bzw, in Nettobetrachtung (unter Berocksichtlgung der Ausgaben und Einnahmen) keine Finanzierungskosten (Zin� 
sen. TIlgungen). 
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dungsquote um rund 1 1  Mrd EUR oder 4,8% des BIP auf 60,1% des BIP. Ohne diese Rechtsträgerfinanzierungen hätte somit 
ÖSterreich am Ende des Berichtsjahres die Maastricht-Obergrenze von 60% des BIP nur marginal überschritten. 

Der Fall der Rechtsträgerfinanzierungen in ÖSterreich zeigt, dass aus ökonomischer Sicht grundsätzlich ein Abgehen vom 

gegenwärtigen EU-Konzept einer Brulloverschuldung hin zu einer Nelloverschuldung bzw. zumindest eine Erweiterung des 
Indikatorensets um die Nettoverschuldung zweckmäßig wäre. Zur Evaluierung der Öffentlichen Schuldenentwicklung im Hin
blick auf die langfristige Tragfähigkeit erscheint eine Kenngröße, die neben den finanziellen Passiva auch die finanziellen 
Aktiva (Bankeinlagen, Darlehensgewährungen, Wertpapierveranlagungen, Beteiligungen) des Staates einbezieht, geeigneter. 
Ein solches NettOkonzept in Bezug auf die Verschuldung würde weiters auch mit dem Maastricht-Defizitbegriff korrespondie
ren, der Auskunft über die Veränderung des Nettofinanzvermögens des Staates gibt. 

Die Entwicklung der öffentlichen Verschuldung wich 2003 aus folgenden Gründen vom Budgetdefizit laut Maastricht ab 
(Stock-Flow-Adjustrnents): Die rückläuflQe Entwicklung der Verschuldung der Länder im Jahr 2003 ging auch auf Maßnah
men im Vermögensbereich zurück (Veräußerungserlöse durch Vermögensübertragungen an LlGs,44 Verkauf von Wohnbau
darlehen an Finanzintermediäre 45). Auch auf Bundesebene war - trotz dieser sektoralen Verschiebungen - ein Schuldenan
stieg zu verzeichnen, der geringer als der Maastricht-Budgetsaldo war. Beim Bund reduzierten 2003 nicht defizitrnindemde 
Erlöse (3. Tranche für die Immobilienverkäufe des Bundes an die Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) in HÖhe von 0,15% 
des BIP) die Zunahme der Verschuldung des Bundes ebenso wie buchmäßige Nettokursgewinne bei der Finanzschuld (siehe 
Kapitel 4.1 .3) in Höhe von 0,5% des BIP. Nach Subsektoren ist außerdem zu berücksichtigen, dass die Bundesländer (ein
schließlich Wien) zunehmend von der Möglichkeit Gebrauch machen, Bundesfinanzierungen in Anspruch zu nehmen, was 
die Entwicklung der Verschuldung im Sinne von Maastricht auf Landesebene und bei Wien (Gemeindeebene) dämpfte (siehe 
Tabelle 13). 

3.4 Gläubigerstruktur der öffentlichen Verschuldung laut Maastricht 

Die Gläubigerstruktur der öffentlichen Verschuldung in ÖSterreich hat sich seit der Verwir1<lichung der WWU zu Jahresbeginn 
1999 sehr stark verändert. Die Verschmelzung der nationalen Finanzmärkte im Euroraum ging einerseits mit einer Diversifi
zierung der Veranlagungsportefeuilles innerhalb der Eurozone einher und wirkte sich anderseits auch auf die Debt
Management-Ausrichtung des Staates (insbesondere des Bundes) aus. Die Marktgegebenheiten im Euroraum sprachen für 
eine Konzentration der Finanzierungen auf handelbare Schuldformen (Anleihen, Schatzscheine) und für eine Verbreiterung 
des Investorenkreises durch ein internationales Bieterkonsortium. 

Das Ausland ist mittlerweile der größte Gläubiger der österreichischen Staatsverschuldung. Ende 2003 waren 98,8 Mrd EUR 
oder rund 68% der Staatsschuld (bewertet zu Nominalwerten) in ausländischem Besitz. Ende des Jahres 1999 betrug der 
Anteil der Auslandsverschuldung an der öffentlichen Verschuldung noch 48%. Diese Verschiebung erklärt sich beinahe zur 
Gänze durch den Kauf von Bundespapieren durch Ausländer. Der Bund deckt seinen Rnanzierungsbedarf in sehr hohem 
Maß über die Emission von Anleihen in Euro, die in etwa zu 80% von ausländischen Investoren (insbesondere des Euro
raums) erworlben werden (siehe Kapitel 4.1 .1). Auf Länder- und Gemeindeebene erfolgt zwar die Finanzierung weiterhin 
großteilS über Kreditaufnahmen bei inländischen Banken, allerdings verändert dies das Gesamtbild nur geringfügig, da über 
90% der öffentlichen Verschuldung laut Maastricht der Bundesebene zuzurechnen sind. Wertpapieremissionen der Gemein
den beschränken sich auf die Stadt Wien und die Stadt Linz. Auf Länderebene tritt vorrangig das Land Kärnten (inklusive 
Kärntner Fonds) als Emittent auf. Per Ende 2003 entfielen rund 86% der Verbindlichkeiten der Länder und Gemeinden auf 
Kredite. 

44 Er10se durch VermOgensObenragungen an Landesimmobiliengesellschaften wurden 2003 von den BundeslAndem Nlooerösterreich, 
OberOsterreich. Steiermark und Vorar1berg in der GrOßenordnung von knapp 300 Mio EUR erzielt. 

45 Forderungen aus WohnbaufOrderungsdar1ehen wurden 2003 ausschließlich \10m Bundesland Sloiermar1< ver1<auft 
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Tabelle 1 5: Gläubigerstruktur der öffentlichen Verschuldung laut Maastricht 1 999 bis 2003 1) 

1999 2000 2001 2002 2003 

In Mrd "- in Mrd "- In Mrd "- In Mrd "- In Mrd "4-
EUR Anteile EUR Anteile EUR Anteile EUR Anteile EUR Anteile 

Monetare Flnan%institutionen 35.5 26.7 34.0 24,5 29,4 20,6 25.7 17,7 22,6 15,7 

Investmentfonds 17,4 13,1 15.0 10.8 13,7 9,6 13,0 9,0 10,7 7,4 
Sonstige Finanzlnstitute " 13.7 10.3 12.7 9.2 12.5 8.7 10,6 7,4 10.0 6,9 
Flnanuektor 66,6 SO,1 61,6 44,S 55,6 38,8 '9,3 34,1 43,3 30,0 

Unternehmungen 1,2 0,9 1.5 1.1 1.2 0.8 1 .1  0,8 t.O 0,7 

Pnvate Haushalte " 1,3 0,9 2,0 1.5 1.8 1.2 1.6 1,1  1 ,3 0.9 
Privater Sektor 2,4 1,8 3,5 2,5 3,0 2,1 2,7 1,8 2,3 1,6 

Inland 69,0 51,9 65,1 47,0 58,6 40,9 52,0 35,9 45,6 31,6 

Ausland 63,9 48,1 73,4 53,0 84,S 59,1 92,8 64,1 98,8 68,4 

Insgesamt 132,9 100,0 138,5 100,0 143,1 100,0 144,8 100,0 144,5 100,0 

1 )  Ohne BerOcl<Sichtigung \/On denvativen Finanzlransak1ionen (Swaps). 
2) Versicherungen, PensIonskassen, OeNB. 
3) Einschließlich pnvater Organisationen ohne Erwerbszweek. 
Quelle. OeNB: Gesamtwirtschaftliche FinanzIerungsrechnung. 

Der bedeutendste Inländische Gläubigersektor ist nach wie vor der Bankensektor, der per Ende 2003 rund 16% der Ver
bindlichkeiten des Staates in seinem Besitz hatte. Dabei waren Kreditgewährungen und Wertpapierbesitz volumenmäßig in 
etwa von gleicher Bedeutung. 

Inländische Investmentfonds hielten zum Stichtag 31 . 12.2003 rund 7% der österreichischen Staatsschuld in Form von 
Wertpapieren in ihrem Besitz. Per Ende 1999 betrug diese Quote noch rund 13%. Die gesunkene Nachfrage der Investment
fonds nach österreichischen Staatspapieren dürfte daraus resultieren, dass durch die Verwirklichung des Euroraums dieser 
Markt als heimischer Kapitalmark1 genutzt und die Portefeuilles ohne Wechselkursrisiko diversifiziert werden konnten. 

Sonstige inländische Finanzinstitute (Versicherungen, Pensionskassen, OeNB) hielten ebenfalls 7% der Staatsschuld. 
Dabei handelte es sich vor allem um Darlehen von Versicherungen. 

Private Anleger (Unternehmungen und private Haushalte) hielten über direkten Wertpapierbesitz per Ende 2003 nur rund 
2% (2,3 Mrd EUR) der gesamten Staatsschuld und spielten damit für die Finanzierung des Staates nur eine untergeordnete 
Rolle. Die Bedeutung der privaten Haushalte als Gläubiger des Staates wird allerdings etwas größer, wenn man zusätzlich 
den indirekten Besitz an Staatspapieren über Investmentfonds berücksichtigt. Der indirekte Besitz an Staatspapieren über 
Investmentfonds belief sich per Ende 2003 auf etwas mehr als 3 Mrd EUR. 
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4 FINANZSCHULD DES BUNDES 

Das folgende Kapitel analysiert die Verschuldung des Bundes_ Informationen über die Finanzierungsaktivitäten im Jahr 2003, 
über die Verschuldungsstruktur sowie über den Zinsaufwand der Verschuldung sollen Einblick in die Debt-Management-Aus
richtung des Bundes geben und eine Einschälzung des Risikoprofils des Schuldenportefeuilles 46 insbesondere auch im Hin
blick auf die Zinssensitivität ermöglichen. Zudem bietet Kapitel 4.4 einen Überblick über das Risiko-Controlling des Debt
Managements des Bundes in ÖSterreich. 

Die Finanzschuld des Bundes macht über 90% der gesamten öffentlichen Verschuldung im Sinne von Maastricht aus. Struk
turdaten über die Verschuldung des Bundes liefern daher auch wichtige Hinweise über die Finanzierungsstruktur der öffentli
chen Gesamtverschuldung in ÖSterreich. Zeitreihen zu Indikatoren der Finanzschuld des Bundes sind im Anhang des Be
richts enthalten (A3 bis A7). 

Die hier präsentierten Ergebnisse basieren auf Datenquellen, die nach nationalen (administrativen) Verbuchungsvorschriften 
erstellt wurden. Sie weichen von den EU-Regeln zur Ermittlung der öffentlichen Verschuldung etwas ab (siehe dazu Kapitel 
3.3). 

4.1 Entwicklung und Schuldenstand Ende 2003 

4.1.1 Finanzierungsinstrumente und Gläubigerstruktur der Finanzschuld insge

samt 

Das Debt-Management des Bundes wird seit 1993 von der ÖSterreich ischen Bundesfinanzierungsagentur (ÖBFA) 47, die im 
Namen und auf Rechnung des Bundes agiert, durchgeführt. Es handelt sich um eine zur Gänze im Bundesbesilz stehende 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die zwar primär für den Bund tätig wird, aber seit 1998 auch Finanzgeschäfte für 
Rechtsträger des Bundes (Unternehmen, die zu 100% im Eigentum des Bundes stehen) 48 und seit 2000 für die Bundeslän
der durchführt. 

Oie ÖBFA nimmt die Finanzierung für Dritte im Namen des Bundes entsprechend den Vorgaben der Auftraggeber (Rechts
träger und Bundesländer) vor und leitet die Mittel mit analogen Konditionen in Form von Dartehensvergaben an die Rechts
träger bzw_ Bundesländer weiter. Dem Bund kommt dabei ausschließlich eine Intermediärfunktion zu, da der Schuldendienst 
(Zinsen, Tilgungen) zur Gänze von den Auftraggebern getragen wird. Dennoch handelt es sich dabei um aushaltende 
Schuldtitel des Bundes (I. d_ R. Bundesanleihen), die laut Erkenntnissen des Eurostat (Anfang des Jahres 2003) bei den 
öffentlichen Schulden des Bundes im Sinne von Maastricht hinzuzuzählen sind (siehe Kapitel 3.1). Die Aufgabenausweitung 
der ÖBFA ermöglicht eine effiziente und kostengünstige Fremdmittelaufnahme für alle Beteiligten im Sinne eines .Konzem
Treasuries·:49 Ende 2003 erreichten diese Oartehensforderungen des Bundes aus Drittfinanzierungen (einschließlich Swaps) 
in Summe 1 1 ,9 Mrd EUR (Ende 2002: 12,5 Mrd EUR), wovon 1 ,2 Mrd EUR auf Dartehensforderungen an die Bundesländer 
(Wien, Niederösterreich, Burgenland, Salzburg, Steiermark, Kärnten) entfielen. Das Finanzierungsvolumen des Bundes für 
die Bundesländer stieg dabei im Jahresabstand um 0,3 Mrd EUR oder um über 30%. Seit der Eurostat-Entscheidung wer

den zwar dem Unternehmenssektor zurechenbare Drittfinanzierungen sukzessive abgebaut, gleichzeitig wird allerdings ver
sucht, intergovemmentale Finanzierungen zu forcieren. 

46 Risikograd des Schuldenportefeuilles in Bezug auf Marktpreisrisiken. Kredltrisiken, Uqukmatsrisiken und operationale Risiken, der Infolge 
der Sonderstellung des Staates auf den Finanzmarkten gleichzeitig auch In Bezug auf systemische Finanzmarktrisiken von Relevanz ist. 

47 Bundesgesetz vom 4. Dezember 1992. BGBI. Nr. 763119921. d. g. F 48 ÖStelTBichische 8undesbahnen, Osterrelehische IndustrieholdlOg AG; Autobahnen- und Schnellstraßen-Flnanzierongs-AktiengeseU. 
schaft. Wien: ScI1ieneninrras1ruklurflfUlnz\erungs-GmbH, AUSTRO CONTROL (OsIen-eichische Gesellschaft filr Zivilluflfahn mbh). Muse
umsQuartJer Errichtungs- und BetriebsgmbH. 

49 Durch höhere Emlssiol'lsvolumina kann einerseits die Liquiditat von Osterreichischen Bundesanleihen erhOhl und andererseits Finanzie.
rungen zu mIlg lichSl gOnstigen Zinskonditionen infOlge der hohen Bonital der Republik Osterreich (AAA-RaHng) für alle Betei ligien er
reich' werden. 
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Tabelle 1 6: Bereinigte Finanzschuld nach Schuldformen 2003 1)  

Stand 31 12 2002 Zunahme :J) Abnahme ') Netloveranderung Stand 3 1 . 12.2003 

in Mto EUR %-Ant in Mio EUR in Mio EUR In % in MIOEUR %-Anl 

E u r o  s c  h u l d  

Anleihen 90 470 73.0 1 5 98 1  9 708 +6.274 +6.9 96 744 76.2 

Bundesobligationen 951 0,8 226 343 -117 -12.3 835 0.7 

Bundesschatzsdleine 681 0.5 2 1 76 2,248 -73 -10.7 608 0.5 

TItrierte Eurolchuld 92.103 74,3 18.383 12.298 +6.084 +-6,6 98.187 77,4 

Versicherungsdarlehen 7.566 6.1 72 795 -723 -9,5 6.863 5,4 

8ankendal1ehen 7.458 6.0 70 726 -656 -6.8 6 802 5.4 

Sonsbge Krechte .) 1 101 0.9 1 .126 1 100 +25 +2,3 1 127 0.8 

Nicht titrierte EurOlchuld 16.146 1 3,0 1 .268 2.621 -1.354 -6,4 1 4.792 1 1,7 

Euroschuld 108.248 87,3 19.650 14.920 +4.730 +4,4 1 1 2.979 89,0 

F r e m  d w l  h r u  n g l l  e h  u I d 15 1 

Anleihen 13 976 1 I ,3 993 2 555 -1.562 -1 1,2 12,414 9.8 

Schuldvenschrelbungen 773 0.6 0 58 -58 -7.5 715 0,6 

Titrierte Fremdwlhrungsschuld 1 4.748 1 1 ,9 993 2.612 -1.620 -11,0 13,129 10,3 

Kred�e und Darlehen 957 0,8 0 187 -187 -19,5 770 0,6 

Fremdw.lhrungslchuld 1 5.705 12,7 993 2.799 -1.806 -11,5 1 3.899 1 1,0 

F l n a n l s c h u l d  b e r e i n i g t  123.953 100tO 20.643 17.719 +2.924 +2,4 126.878 100,0 

I n  % d e . B I P 56,8 9,2 7,9 1,3 56,6 

Memorandum: 

ElgenbeSJtz in EUR 8.200 3.396 2.554 +842 +10,3 9.043 

Eigenbesitz in FremdwShrung 33 - 3 -3 -7,9 30 
Eigenbesitz Insgesamt 8.233 3.396 2.557 +840 +10,2 9.073 

Euroschu/d InkiusNe Eigenbesitz - 1 16.449 88, 1 23.046 1 7.474 +5.573 +4,8 122.021 89.8 

FW-Schuld Inklusive Eigenbesitz • 15.738 1 1.9 993 2.802 -1,8Q9 - 1 1.5 13.929 10.2 

FInanzschuld Inklusive Eigenbe$ltz4 132.187 100,0 24.039 20,275 +3.784 +2,8 135.951 100,0 

1 )  finanzschulden unter 8erOcksichtigung der Cross-Currency..swaps (CCS). des Eigenbesitzes sowie der Forderungen gegenOber Rechts-
trAgem zu Nominalwerten; Fremdwahrungsschuld bewertet zum Devisenmitteikurs des jeweiligen Jahresuttlmos. Monatliche Informatio-
nen sind auf der Intemet-Hornepage der OslerrelchJschen Bulldasfinanzierungsagentur zu finden (http://www.oebfa co.aU. 

2) Aufnahmen. Konversionen. nachtragllche Transaktionen und Kursvenusle, 
3) TIlgungen. Konversionen. nacI1tragliche Transaktionen und Kursgewinne 
4) BundeslAnderdar1ehen und kurzfristige Finanzierungen. 
5) Nicht auf Euro lautende FInanzschulden 
6) Eigenbesitz; im eigenen BeSItz befindliche Bundesschuldkategorten. 

Quelle BMF und eigene Berechnungen (soweit keine anderen 0\Jel1en angegeben sind. g,n dies für alle Tabellen in Kapitel 4). 

Die folgenden Analysen konzentrieren sich, wie in den vorangegangenen Staatsschuldenausschussberichten, ausschließlich 
auf die Verschuldung des Bundes im Sinne des BHG 50 (ohne Finanzierungen für Dritte), da nur diese das Bundesbudget in 
Form von Zinszahlungen belasten. Eine Gesamtübersicht über die Verschuldung des Staates einschließlich staatsnaher 
Einheiten liefern Kapitel 3.3 und Anhang A7.51 

50 Bundeshaushaltsgeselz 1986 In der gellenden Fassung. 
51 Infonnationen Ober den Schuldenstand des Bundes. der BundeslAnder. Gemeinden und Sozialverslcherungstrager laut Maastricht sind in 

den Tebellen 13 und 14 sowie Im Anhang AB und Ag zu finden. Eine Obersicht Ober das Volumen an langfnstigen Vert>indlicllkeiten von 
außerbudgetaren Einheiten des Bundes. der Lander und der Gemeinden befindet sich Im Anhang A7 des gegenstand lichen Berichts. 
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Grafik 11 
Entwicklung der bereinigten Finanzschuld des Bundes 
1 999 bis 2003 

In % des BIP in Mrd EUR 
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Die bereinigte Finanzschuld des Bundes 52 (ohne Eigenbesitz) stieg 2003 infolge des höheren Nettodefizits stärker als im 
Vorjahr (2003: 2,9 Mrd EUR oder 2,4%, 2002: 2,5 Mrd EUR oder 2,1%) und erreichte damit zu Jahresende die Höhe von 
126,9 Mrd EUR Gemessen am BIP war dennoch ein moderater Rückgang der Verschuldungsquote des Bundes zu ver
zeichnen (2003: 56,6% des BIP, 2002 56,8% des BIP). Der Anteil der Fremdwährungsschuld an der bereinigten Finanz
schuld verm.inderte sich vergleichsweise stark von 12,7% (Ende 2002) auf 1 1 ,0% Ende 2003. 

Der Zuwachs der Finanzschuld des Bundes weicht in der Regel aus methodischen Gründen (zeitliche Abgrenzungsunter
schiede, Bewertungsänderungen bei der Fremdwährungsschuld, Kassenbestandsveränderungen) vom Nettodefizit des 
Bundes im Sinne des BHG " etwas ab. Im Berichtsjahr lag das Nettodefizit des Bundes mit 3,5 Mrd EUR um 0,6 Mrd EUR 
über der ausgewiesenen Schuldzunahme von 2,9 Mrd EUR. Die geringere Zunahme der Finanzschuld geht vorrangig auf 
Wechselkursverschiebungen gegenüber dem Euro, die die Zunahme der Fremdwährungsschuld reduzierten, zurück (buch
mäßige Nettokursgewinne 2003: 1 , 1  Mrd EUR, 2002: 0,4 Mrd EUR). Dieser schuldenreduzierende Bewertungseffekt wurde 
allerdings teilweise durch zeiUiche Abgrenzungsunterschiede bzw. die Inanspruchnahme von ultimoübergreifenden TransaK
tionen 54 kompensiert. 

Das Debt-Management des Bundes in Österreich deckte im Berichtsjahr 2003 den Finanzierungsbedarf stärker als bisher 
durch längerfristige EUR-Bundesanleihen. Neuaufnahmen (unter Berücksichtigung der Swaps 55) erfolgten 2003 zu rund 
90% in Form von EUR-Bundesanleihen (2002: rund 75%). Für diese Debt-Management-Strategie sprachen einerseits das 
historisch tiefe nominelle Zinsniveau und zum anderen die Marktgegebenheiten im Euroraum. Die Nachfrageseite auf dem 
Eurofinanzmarkt wird von intemational agierenden Finanzintermediären geprägt, die hohe Volumina bzw. Übemahmequoten 
nachfragen und dem Kriterium ,Liquiditär 56 sehr hohe Bedeutung beimessen, 

Die Bundesanleiheemissionstermine wurden abermals dazu genützt, um bereits aushaltende EUR-Bundesanleihen aufzu
stocken. Hohe Umlaufvolumina fördem die Liquidität bzw, den Sekundärhandel von Anleihen und tragen dazu bei, den Ren
ditenabstand zu den ,Benchmarkanleihen' im Euroraum >7 möglichst gering zu halten. Positiv auf die Liquidität der österrei
chischen Bundesanleihen sollte sich auch die Eröffnung einer zusätzlichen elektronischen Handelsplattform "MTS Austrian 
Market" per 1 7. Juni 2003 für österreichische Bundesanleihen mit einem ausstehenden Nominale von mindestens 3 Mrd 
EUR im Rahmen des Euro-MTS (Multy National Trading System) 51! auswirken. ,MTS Austrian Marker wird von rund 20 Mar
ket Makem und 20 Market Takem unterstützt.59 Bei der Eröffnung des neuen Handelssegments waren bereits 12 österreichi
sche Bundesanleihen lieferfähig. 

Der Renditenabstand deutscher Bundesanleihen, die den ,Benchmarkstatus' im 1 00jährigen Laufzeitsegment innehaben, zu 
jenen Österreichs, verringerte sich im Berichtsjahr weiter,so Nach einem Anstieg des Renditenabstands österreichischer 
Bundesanleihen gegenüber jenen von Deutschland im 1 O-Jahressegment auf über 30 Basispunkte im Jahr 2000, verminderte 
sich dieser seit dem zweiten Halbjahr 2002: Im Jahresdurchschnitt 2003 betrug die Renditendifferenz zu Deutschland bei 1 0-

52 Flnanzschuld des Bundes im S,nne des BHG unter Einschluss der WAhrungstauschvertrage und abzOglicl1 der im eigenen Besitz befind
lichen BundesschuldkategorIen 

53 Bundesl\ausllaltSgesetz 1986 In der geltenden Fassung 
54 Höhere Kassenveranlagungen Ober den Jahresuttimo im Wege von unechten Wertpapierpensions- und WBrtpapler1eihegeschaften und 

KonversIonsaufnahmen zur Tilgung im F<>,geJahr 
55 In geringem Umfang wurden zunjchst Fremdwlhrungsemissionan durchgefOhrt, die durch WAhrungstauschvertr3ge (Swapo) In EUR

Bundesanleihen lransfener1 wurden. 
56 Eine Anleihe wird als liquid bezeichnet. wenn sie laufend gehandeli wird und Kaufe oder Verkaufe ohne Einnuss auf den Prels der Anlei

he jederzeil mOglich sind, 
57 .Benchmarkanleihen-, die den Preis tor andere Euroanteihen vorgeben. weisen ein Ank!ihenominak! von deutlich mehr als 5 Mrd EUR 

auf, SInd in den wiclltogen internationalen AnIe,helndlZes (Salomon Smlth Barney, J P. Morgan und Lehman Brothers) vertreten, dienen 
als Undertying (Basl.lnstrument) fllr Denvabvgeschane auf den Future- und Rep<;Markten und werden entsprechend eine. flxierten 
EmIssIonskalenders regelmAßog begebe'\. Im langerfnstigen Laufzeitsegmenl fung .. ren d .. BundesanleIhen Deutscnlands und im mittel
fristigen laufzeltsagment jene Frankreichs als Benchmark. 

58 Auf Euro--MTS werden Ö5terreichische Bundesank!lhen gemeinsam mit anderen europAischen Anleihen, dkt ein Mlndestvolumen von 5 
Mrd EUR aufweisen, gehandelt. 

59 Market Maker haben die Verpfttchtung, zu marktkon1orman Konditionen sowohl An- als auch Vert<aufskurse laufend zu sIelten, Marke' 
Taker sind demgegenOber nur verpflichtet, Ankaufskursa zu stellen Seide sind 'oI'erpnichtet. zu diesen Konditionen die Transaktion auch 
tatsachlich durchzufOhren 

60 Siehe dazu aUCh Tabelle 2 Renditenabstande 9- bis 1 OjAhriger staaUicI1er Schuldverschreibungen im Euroraum zu Deutschland 
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jährigen Anleihen nur noch 8 Basispunkte (2002: 18 Basispunkte). Vergleichbare Entwicklungen waren auch bei den meisten 
anderen WWU-Staaten gegenüber Deutschland zu beobachten (WWU-Durchschnitt 2003: 9 Basispunkte; 2002: 1 8  Basis
punkte - ohne Griechenland und Luxemburg). 

Der Rückgang der Renditendifferenz österreichischer Bundesanleihen könnte als Folge des Konsolidierungskurses der Bun
desregierung gesehen werden. Allerdings ist anhand der Entwicklung des Renditenabstandes im WWU-Raum kein aus
schließlicher Zusammenhang zwischen dem Budgetkurs und der Zinsentwicklung ableitbar. So verringerte sich beispielswei
se der Renditenabstand Frankreichs gegenüber Deutschland im Jahr 2003 ebenfalls, obwohl das Budgetdefizit von Frank
reich ebenso wie jenes von Deutschland im Jahr 2003 über der 3-Prozent-Grenze gelegen war (Frankreich: -4,1% des BIP; 
Deutschland: -3,9% des BIP) und für beide Länder auch im Jahr 2004 ein übermäßiges Defizit im Sinne der .Excessive Defi
cit Procedure· des EG-Vertrages erwartet wird. Studien, die die Reaktionen der Finanzmärkte in Bezug auf Budgetentwick
lungen untersuchen,61 kommen zwar zumeist zu dem Ergebnis, dass es einen signifikanten Zusammenhang zwischen der 
Risikoprämie (Zinssatz) und der Budgetentwicklung gibt. Allerdings dürfte dieser Konnex nicht linear sein und von kurzfristig 
wirkenden Einflussfaktoren (.Marktpsychologie·) überlagert werden. Bei hohen BUdgetdefiziten über einen längeren Zeitraum 
ist jedoch davon auszugehen, dass die Finanzmärkte höhere Risikoprämien verlangen. 

Das Asset·Portefeuilie an eigenen Schuldtiteln (Bundesanleihen, Bundesschätze) stieg 2003 um 0,8 Mrd EUR und erreichte 
damit die Höhe von 9,1 Mrd EUR. Neben dem Umstand, dass sich bis zum Erwerb der .Bundesschätze· 62 das emittierte 
Volumen im Assetbestand des Bundes befindet, behält sich der Bund bei jeder Bundesanleiheemission eine Eigenquote von 

10% zurück. Der Besitz des Bundes an eigenen Papieren wird für Pensionsgeschäfte 63 (Repo-Geschäfte), für Wertpapier· 
leihegeschäfte 64 sowie für die Marktpflege herangezogen. Der in Tabelle 16 ausgewiesene Betrag von 136,0 Mrd EUR für 
die Finanzschuld stellt die Verschuldung des Bundes einschließlich der im eigenen Besitz befindlichen Bundespapiere dar. 

Die Finanzierungsaktivitäten des Debt·Managements des Bundes umfassen nicht nur Kapitalaufnahmen zur Deckung 
des Bruttofinanzierungsbedarfes des Bundes (Nettodefizit und Tilgungen), sondern auch Finanzoperationen zur Steuerung 
des Schuldenpcrtefeuilles (Portfoliomanagement) in Bezug auf Laufzeit, Verzinsungsmodalität und Währungsstruktur, um 
eine Anpassung der Verschuldungsstruktur an die jeweiligen Marktgegebenheiten möglichst rasch zu gewährleisten und die 
Controlling-RichUinien zu unterstützen (siehe Kapitel 4.4). Dieser Umstand zeigt sich vor allem im Anstieg der Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus Swap-Verträgen. Im Jahr 2003 wurden neben den Währungs- und Zinsswaps im Zuge der Schul· 
denaufnahme auch nachträgliche Cross·Currency-Swaps zur Umschichtung bereits bestehender Verbindlichkeiten wieder 
verstärkt eingesetzt (2003: 2,4 Mrd EUR; 2002: 0,6 Mrd EUR; 2001: 1 ,8 Mrd EUR).65 

61 Einen Obel'blicJl; Ober empiriSChe Untersuchungen zum Thema Budget- und der Zinsentwicklung bietet William G. Gale and Paler R 
Orszag (2002), The Economk; Effects of long-Term Fiscal Disciplin, Urban-Brookings Tax PoIicy Center. 

62 Seit Ende August 2002 bedient siCh der Bund eines elektronischen FinanzptoduktS. das Kleinanleger (private Haushalte) als Zielgruppe 
hat Die so genannten .Bundesseh3tze- sind Inhaberwertpapiere und kOnnen ausschließlich Ober Intemet bei der Osterreichischen Bun
desfinanzJerungsagenlur erworben werden. Das EmlssKmsvolumen der Bundessch8tze betrug bislang 500 Mlo EUR. Davon wurden bis 
Jahresende 2003 143 Mio EUR (Ende 2002: 112 Mio EUR) plalziert. Der verbleibende Resl des Umlaufvolumens an BundesschAlzoo be
fand sich im Verkaufsbestand der Sehuldnerin bzw. im Assel-Portefeuille des Bundes. 

63 Unter Pensionsgeschäften 'Verstehl man dte befristete Übertragung von Wertpapieren des Pensionsgebers an den Pensionsnehmer. Der 
Pensionsgeber erho1h JOr die Dauer des PenskmsgeschAfls Uqutdital Im Wen der Anleihe, wAhrend der Pensk>nsnehmer Im Gegenzug 
eine mit dem Wertpapier abgesicherte Veranlagung zu Geldmarktkonditionen tatigt. Echte PensIonsgeschAfte sind in der Bilanz des Pen
slonsgebers. unechte in der Bilanz des Pensionsnel'lmers auszuweisen. 

64 Bel der Wertpaplerteihe werden Wertpapiere tor einen befristeten Zeitraum gegen ein Nutzungsentgelt Obe!1assen: die Obertragungs� 
vorgange des Wertpapiers: erfolgen allerdings ohne Zahlungen. 

65 Oie Transaktionsvolumlna von Cross.-Currency..swaps sind von der Tabelle 17 .zunahme und Abnahme der Finanzschukl· nicht ables
bar. werden jedoch im Bundesrechnungsabschluss (Tabellen. C.7 2 und C.7.3) verOffenmCltl Derivalive Finanztransaklionen langleroo 
die Entwicklung der Flnanzschuld ausschließlich In Form des Differenzbetrages zwischen den Verbindlichkeiten und Forderungen aus de
rivativen GeschAHen. Dieser Differenzbetrag Ist In Tabelle 17 unter der Position �nachträgliche ces und WB� ausgewiesen. 
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Tabelle 1 7: Zunahme und Abnahme der Finanzschuld 2002 und 2003 1) (In Mio EUR) 

Zunahme Abnahme 

2002 2003 2002 2003 

Aufnahmen 16.826 1 9.766 TIlgungen 13. 1 18  1 5.937 

Konversionen 3.687 3.129 Konversionen 3.694 3.128 

ROCkkauffinanzierungen - 40 ROCkkaufflnarmerungen - -
NachtraglIche Transaktionen mit 

1 .100 
Nachtragliche Transaktlonen mit 

4 81 

1 )  
2) 

Rechtsttagem 

Devisentsnningeschafte 2) 
Nachtrtlgliche ces und WB " 

KurSvenusle oll 

Summe 

-

-

-ll 
1.745 

22.257 

I nKlusive Eigenbesitz von Bundesschuldkalegorien 
Transaktkmsvolumina zu Nominalwerten. 

RechlSlragem 

- Devisentermingeschafte 21 20 4 

5 Nachttagliche CCS und WB " - -

- Kursgewinne 4' 2.133 1.126 

24.039 Summe 18.969 20.275 

3) Umschuldungen von bestehenden Verbindlichkeiten durch Cross.Currency-Swaps (neno) und Wertberichtigungen. 
4) Buchmaßlge Bewertung. 

Tabelle 1 8: Forderungen und Verbindlichkeiten aus Cross-Currency-Swaps 2003 1)  

FInanzschuld I e.S. Verbindlichkeiten aus Forderungen aus Finanzschuld (inklusive ES) Z) 
Stand 31.12.2003 CCS-Vertragen (+) CeS-Vertragen (-) Stand 31.12.2003 

In Mio FW In Mio EUR in % in MiO FW In Mio EUR In Mto FW In MIoEUR in Mio FW in Mio EUR in % 

USD 10.033 7.944 54,3 120 95 10.153 8.039 - -

CHF 4.800 3.081 21,1 8.491 5.451 297 190 12.995 8.341 59,9 

JPY 381.300 2.823 19,3 4 t 1 .191 3.045 37.825 280 754.667 5.588 40,1 

GBP 450 638 4,4 392 556 842 1.194 - - -

ZAR 300 38 0,2 - - 300 38 - - -

NOK 400 48 0,3 - - 400 48 - - -

HUF 13.000 50 0,3 - - 13.000 50 - - -

FW-Schuld 1 4.620 100 0 9.146 9.837 13.929 100 0 

EUR 120.065 89,1 9.268 7.312 122.021 89,8 

FInanzschuld 134.685 1 00,0 18.414 17.149 135.951 100,0 

1 ) Unler BerOcksichtigung der Forderungen gegenüber RechtstrAgem zu Nominalwerteo. 
2) Inklusive Eigenbesitz von Bundesschuldkategorien. 

Oie reinen Schuldaufnahmen (ohne Konversionen und nachträgliche Transaktionen) des Bundes überschritten mit 19,8 Mrd 
EUR infolge höherer Tilgungserfordemisse den Vo�ahreswert von 16,8 Mrd EUR merklich. Die TIlgungsbeträge beliefen sich 
2003 auf 1 5,9 Mrd EUR (2002: 13,1 Mrd EUR). Umstrukturierungen von bestehenden Verbindlichkeiten in Form von Konver
sionen verlieren demgegenüber sukzessive an Bedeutung, da Konversionsvereinbarungen der Vergangenheit zunehmend 
auslaufen und der Bestand vorzeitig kündbarer Schuldtitel (nicht titrierte EUR-Schuldkalegorien) permanent abnimmt. 
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Eine äußerst dynamische Entwicklung ist abermals bezüglich des Bestandes an Forderungen und Verbindlichkeiten aus 

Währungstauschverträgen (WTV) 66 zu verzeichnen. Der Einsatz von Swaps (Cross-Currency-Swaps, Zinsswaps) erhöht 

zum einen die Flexibilität des Debt-Managements (Anpassung der Verschuldungsstruktur im Hinblick auf Zins- und Wechsel

kursentwicklungen, Steuerung der durchschnittlichen Kapitalbindungsdauer (Duration 67) des Schuldenportefeuilles losgelöst 

von den Schuldaufnahmen) und nutzt zum anderen Arbitragemäglichkeiten infolge von Marklunvollkommenheiten (differie

rende MarktsteIlung, unterschiedliche Anlagevorschriflen, abweichende Veranlagungspräferenzen), die Kosteneinsparungen 

im Vergleich zu Direklfinanzierungen ergeben. Zinsswaps werden seit der WWU insbesondere auch dazu genützt, die Zins

zahlungsstruktur der EUR-Bundesanleihen zu diversifizieren. Dabei tauscht der Bund Verbindlichkeiten mit fixer Verzinsung 

gegen Verbindlichkeiten mit variabler Verzinsung ein und umgekehrt. Die dominierende Ausgangswährung bei Cross

Currency-Swaps des Bundes ist der US-Dollar. Seit der WWU wird weiters auch der Euro in hohem Maß für Swapverträge 

(insbesondere ats Ausgangswährung aber auch als Endwährung) herangezogen (siehe Tabelle 1 8). Da Derivativgeschäfte 

(im wesentlichen Swaps, aber auch Devisentermingeschäfte) prinzipiell mit einem zusätzlichen Risiko, nämlich dem Ausfall

risiko des Vertragspartners behaftet sind, werden zur Reduktion dieses Risikos - neben strengen Auswahlkriterien in Bezug 

auf die Bonität des Swappartners und Umilvorgaben - Swaptransaktionen vorwiegend mit CoIlaterals (Besicherungsinstru

menten) unterlegt 

Die Verbindlichkeiten aus Cross-Currency-Swaps erreichten Ende 2003 ein Norninalvolumen von 18,4 Mrd EUR (2002: 14,5 
Mrd EUR), wobei im Berichtsjahr vor allem EUR-USD-Anleihen via Swaps in EUR-Verbindlichkeiten transferiert wurden. Der 
Nominalwert der Zinsswaps veränderte sich kaum und betrug Ende 2003 1 5,9 Mrd EUR (2002: 1 5,1 Mrd EUR). 

Tabelle 1 9: Auslandsverschuldung des Bundes 1 999 bis 2003 (%-AnteiJe" j 

l U r i e r t e  F I n a n z s c h u l d  N i c h i l i t r  F I n a n z s c h u l d  E u r o  - F W - S c h u l d  

Euroschuld FW-Schuld Summe Euroschuld FW-Schuld Summe s c h u l d  s c h u l d  g e s a m t  

1999 46.6 94.7 53,4 6,5 100,0 12.3 39.8 95.1 46.9 

2000 54.0 93,0 58,8 6,5 100,0 1 1 ,8 46,7 93.5 52,0 

2001 59,6 92.2 63.5 10,5 100,0 15.6 52,8 92,7 57,3 

2002 64,6 96,1 68,6 10,1 100.0 15.0 57,S 96,3 62.1 

2003 " 68.5 85,1 70.6 10,0 100,0 14.4 61.6 85,8 64,4 

1 )  In  auslaooischem Besitz befindliche Ve�ndUchkeit8n des Bundes gemessen an der Finanzschufd im engeren Sinn (vor Swaps) 
einschlleßlicll Rechlslrllgerfinanzierungen. Oie Quolen der Teilergebnisse liefern Informationen Ober den Auslandsanleil der je-
weiligen Kalegorie. 

2) VO<1auflge Dalen. 
Quelle. OeNB - Devisenslatislisches Meldesyslem 

Oie Verwirklichung der WWU ging mit einem Wegfall der traditionellen Rolle der österreichischen Finanzintermediäre als 

Hauptinvestoren für die Verschuldung des Bundes einher. Mittlerweile finanzieren auständische Investoren (insbesondere 

des Euroraumes) beinahe 65% der gesamten Verbindlichkeiten des Bundes in Euro und Fremdwährungen. Ende 1 998  be
trug die AuslandsverschUldungsquote des Bundes (in ausländischen Besitz befindliche Verbindlichke�en des Bundes gemes

sen an der Finanzschuld im engeren Sinn - vor Swaps und einschließlich Rechträgerfinanzierungen) noch unter 40%. 

66 Einschließlich Devi .. nlermingescha�en. 
67 Oie Duration·Kennziffer ber{)cksichtigt auch die laufenden Zinszahlungen. entspricht bei einer Nullkuponanleihe der Restlaufzeit und dient 

als KenngrOß.e 10r die Zinssensitivital eines Portefeuilles. Siehe dazu auch Kapitel 4,4 Das Rlsiko-Conlrolling des Debt·Managements des 
Bundes In Oslerreich. 
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Von dem im Berichtsjahr emittierten Bundesanleihevolumen in Euro in Höhe von 15,6 Mrd EUR (inklusive 10-Prozent
Eigenanteil und einschließlich Rechtsträgerfinanzierungen) übernahmen ausländische Primärhändler im Zuge des Tender
verfahrens 68 bzw. im Zuge der syndizierten Emissionen rund 88% (2002: 89%). Berücksichtigt man zusätzlich die Sekun
därmarkttransaktionen, so erwarben ausländische Gläubiger 79% des Emissionsvolumens des Bundes im Berichtsjahr. 

Im Berichtsjahr 2003 war der Zuwachs der Auslandsverschuldungsquote erstmals meriklich geringer als im Vo�ahr (2003: 
+2,3 Prozentpunkte des BIP, 2002: +4,8 Prozentpunkte des BIP). Diese geringere Dynamik ging einerseits darauf zurück, 
dass eine vorrangig in ausländischem Besitz befindliche EUR-Bundesanleihe aus dem Jahr 1998 mit einem Volumen von 
über 7 Mrd EUR ausgelaufen ist. Andererseits nahm auch das Interesse österreichischer Investoren an Fremdwährungspa
pieren des Bundes zu. Von den Fremdwährungsverbindlichkeiten des Bundes, die traditionell im Ausland platziert werden, 
reduzierte sich die Auslandsverschuldungsquote von 96,3% (Ende 2002) auf 85,8% (Ende 2003). 

Insgesamt könnte man aus dem Umstand, dass der Anstieg der Auslandsverschuldungsquote im Berichtsjahr geringer als in 
den Vo�ahren war, zwei Aspekte herauslesen: Zum einen, dass die Internationalisierung der Veranlagungsportefeuilles in 
den Mitgliedsländern der WWU nunmehr im Großen und Ganzen abgeschlossen ist. Zum anderen, dass zwar das Interesse 
der ausländischen Investoren an österreichischen Bundespapieren weiterhin sehr hoch ist, dass aber infolge der zunehmen
den Zinskonvergenz die Nachfrage an österreichischen Papieren geringfügig zurückgeht. 

4. 1 .2 Finanzierungsaktivitäten im Bereich der Euroschuld 

Die Struktur der Finanzschuld des Bundes in Österreich verschob sich im Jahr 2003 weiter in Richtung titrierte Euro
schuldformen. Von der bereinigten Finanzschuld des Bundes entfielen zu Jahresende bereits 76,2% auf EUR
Bundesanleihen (2002: 73,0%) und auf alle titrierten Schuldformen in Euro n,4% (2002: 74,3%). Der Anteil an Kredit
und Darlehensverträgen in Euro geht kontinuierlich zurück und betrug Ende 2003 nur noch 1 1 ,7% (2002: 1 3,0%) der berei
nigten Finanzschuld. 

Von den im Berichtsjahr durchgeführten neun EUR·Bundesanleiheernissionen wurden sieben dazu genützt, bereits emit
tierte Anleihen unter Beibehaltung der Ausstattungsrnerikmale (Nominalzins sowie Zins- und TIlgungstermin) aufzustocken. 
Hohe Umlaufvolumina tragen dazu bei, die Liquidität bzw. Attraktivität österreichischer Bundesanleihen auf dem Eurornarikt 
zu erhöhen. Für Erstemissionen (4,56% Bundesanleihe 2003-2018 und 3,8% Bundesanleihe 2003-2013) wurde - wie bereits 
im V�ahr - ein syndiziertes Emissionsverfahren gewählt. Das seit 1999 bestehende Debt Issuance Programm (DIP) des 
Bundes sieht vor, dass neben dem traditionellen Auktionsverfahren auch syndizierte Bundesanleihebegebungen im Wege 
eines Bankenkonsortiums erfolgen können. Als Lead Manager und Co-Lead Manager sind dabei nur jene Banken zugelas
sen, die Teilnehmer am Auktionsverfahren sind. Der Umlauf von Anleihen in Euro (einschließlich WTV, ohne Eigenquote und 
ohne Rechtsträgerfinanzierungen) stieg mit 6,3 Mrd EUR oder 6,9% neuerlich deutlich stäriker als die Euroschuld insgesamt, 
die um 4,7 Mrd EUR oder 4,4% ausgeweitet wurde. 

Geldrnarktpapiere wurden im Berichtsjahr angesichts des niedrigen Zinsniveaus sowie der Möglichkeit, längerfristige Finan
zierungsformen (Anleihen) durch Zinsswaps in Schuldformen mit Geldmariktkonditionen überzuführen, kaum in Anspruch 
genommen.69 Der Anteil aller Bundesschatzscheinkategorien blieb mit 0,5% an der bereinigten Finanzschuld des Bundes 
konstant. Ergänzt wurden diese kurzfristigen Finanzierungen (Laufzeit von bis zu einem Jahr), wie bereits im Vo�ahr, durch 
Darlehensvergaben der Bundesländer an den Bund. Diese Bundesländerdarlehen sind unter der Kategorie ,sonstige 
Kredite' verbucht. Das Volumen an ,sonstigen Krediten' betrug Ende 2003 in Summe 1,1  Mrd EUR, wovon 1 ,0 Mrd EUR auf 
Bundesländerdarlehen entfielen. Die Entwicklung ist insofem erfreulich als sie dazu beiträgt, Liquiditätsüberschüsse und 

68 Emtssmsverfahren. bei dem die Ausstat1ungsmerkmale der Emission (Kurs. Nominatverzinsung) und die Zuteilung aufgrund der Randi
tanangebole der Teilnehmer beSlimml werden. Oie Emissionstechnik bei Bundesank!lhen in EUR erfolgt nach dem amerikanischen Zutei
lungsverfahren, bei dem der ZUleilungssalz bzw -preis der individuellen Blelung 8OIspnd1t. 

69 Hier ausgeOlendel Sind allerdings unlerjahrige Finanzl8lUngen (Kassenverwa"ung) 
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Finanzierungserfordernisse zwischen dem Bund und den anderen öffentlichen Haushalten in ÖSterreich im Sinne eines Kon

zem-Treasuries auszugleichen. Darüber hinaus erhöhen intergovemmenlale Verbindlichkeiten nicht den Schuldensland ge
mäß Maastricht (siehe Kapitel 3.1 ). 

4.1 .3 Finanzierungsaktivitäten im Bereich der Fremdwährungsschuld 

Tabelle 20: Bereinigte Fremdwährungsschuld 11  Im Jahr 2003: Eurogegenwerte und Wäh· 

rungsanteile 

Stand N e t t o v e r A n d e r u n g  Stand 

31.12.2002 insgesamt davon durch 31 122003 

in Mio FW In Mio EUR %-An- In M"IO EUR In % Aufnahmen! Bewertungs- In Mio FW In Mio EUR %-An-
1011 TIlgung � Anderung 1011 

CHF 12 493 8.602 54,8 -261 -3,0 '348 -609 12.995 8 341 60,0 
JPY 883.587 7.103 45,2 -1 .546 -21,8 -1.031 -515 750.587 5.558 40,0 

FW-5chuld 1. 1 5.705 10010 -1.806 -11,5 -683 -1.123 13.899 10010 

1)  Unler eerocksichligung der Cross-Currency-Swaps, des Eigenbesitze. des Bundes sowie der FOtderungen gegenOber Rechlstrllgem. 
bewer1et zum DevisenmItteIkurs des jeweiligen Jahresultimos. 

2) Einschließlich Konversionen, ROd<i<auffinanzlerungen und nachlrllglichen Cross-Currency-5waps 

Tabelle 2 1 :  Wechselkurse Im Jahr 2003 

Devlsenmittalkurs OeVisenffifrtetkurs Anderung 
31 12 2002 31 12 2003 In % 

in EUR in EUR 

1 USO 0,95 0,79 -16.97 
1 GBP 1,54 1 ,42 -7,70 

100 CHF 68,85 64,19 �.n 
100 JPY 0,80 0,74 -7,89 
100 ZAR 1 1 ,10 12,01 +8,19 
100 NOK 13,74 1 1 ,88 -13.53 
100 HUF 0,42 0,38 -9,98 

Quelle: OeNB, OBFA 

Das aushaltende Volumen an Fremdwährungsverbindlichkeiten des Bundes wurde im Berichtsjahr 2003 leicht abgebaut. 

Zudem waren abermals buchmäßige Kursgewinne bei der bereinigten Fremdwährungsschuld zu verzeichnen (buchmäßiger 

Neltokursgewinn 70 in Höhe von 1 , 1  Mrd EUR).71 Beide Faktoren bewirkten, dass sich der Fremdwährungsanteil an der 

70 BuchmAßlge Kursgewinne ergaben sich 2003 sowohl bei den JPY-Verllindlichkeiten (0.6 Mrd EUR) .Is auch bei der CHF-schuld (0,5 
Mrd EUR) 

71 Die Umrechnung der Fremdwahrungsschuld des Bundes in EUR erfolg' zu den Oevisenmittelkursen des jeweils lelzten Börsentages des 
Jahres BuchmAßIge Kursgewinne ode< -vMusle ergeben sich IOr die beslehende Frerndwahrungsschuld aus der Differenz zwischen den 
beiden Jahresendkursen. bei im laufe des Jahres aufgenommenen Verbind lichkeiten durch die Differenz ZWIschen dem Kurs sm Tag der 
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bereinigten Finanzschuld im Jahresabsland relativ stark reduzierte (Fremdwährungsanteil Ende 2003: 1 1 ,0%; Ende 2002: 

1 2,7%). 

Der im Jahr 2002 eingeschlagene Weg einer Umschichtung der Währungszusammensetzung in Richtung Schweizer 

Franken wurde 2003 fortgesetzt: Während Ende 2002 der CHF-Anteil an der bereinigten Fremdwährungsschuld noch 54,8% 

und jener des japanischen Yen 45,2% betrug, waren zu Jahresende 2003 Anteile von 60,0% für den Schweizer Franken und 

40,0% für den japanischen Yen zu verzeichnen. Diese Maßnahme bot sich im Berichtsjahr abenmals an, da die Wechselkurse 

des japanischen Yen gegenüber dem Euro im längerfristigeren Zeitvergleich niedrig und jene des Schweizer Frankens hoch 

waren. Darüber hinaus lässt sich statistisch belegen, dass der Schweizer Franken in der Vergangenheit ein geringeres 

Wechselkursrisiko (Volatilität und Aufwertungswahrscheinlichkeit) als der japanische Yen aufwies. 

Neuaufnahmen erfolgten 2003 fast ausschließlich in Form von Anleiheemissionen. Dabei wurden neben den traditionellen 

Anleihefonmen mit fixer Verzinsung auch andere Anleihekategorien, wie inflations- oder indexbasierte Anleihen emittiert. 

Solche Anleihen mit einer an der Inflationsrate oder an einen Index gekoppellen Verzinsung werden aber durch Swaptransak

tionen in traditionelle Anleihefonmen mit Fixzinssatz Übergefiihrt. 

Das in Euro umgerechnete Volumen an Fremdwährungsverbindlichkeiten (unter Berücksichtigung des Eigenbesitzes und 

WN) betrug Ende 2003 1 3,9 Mrd EUR und lag damit um 1 ,8 Mrd EUR unter dem Vo�ahreswert von 1 5,7 Mrd EUR. 

4.2 Fristigkeit der Finanzschuld 

Die Gestion des Laufzeitprofils der Verschuldung zählt neben der Auswahl des Verschuldungsinstruments, der Währungs

zusammensetzung und der Verzinsungsart zum Kem der Portefeuillesteuerung. Eine nicht diversifizierte Fristigkeitsstruktur 

der Verschuldung führt zu einer Kumulierung der TIlgungserfordemisse und erhöht das Refinanzierungsrisiko. Das Refinan

zierungsrisiko besteht zwar bei entwickelten Finanzmärkten - wie dem Euroraum - kaum darin, dass keine Kapilalauf

bringung möglich ist, sondern darin, dass umfangreiche Schuldaufnahmen bei ungünstigen Marktverhältnissen (bei hohem 

Marktzinsniveau oder -engpässen) erfolgen müssen. 

Tabelle 22: Durchschnittliche Restiaweit der bereinigten Finanzschuld 2002 und 2003 'I 

2002 2003 

5tafld 3,.,2. Restlaufzeil Stand 3 1 . 12. Re.daufze" 

in Mio EUR in Jahren In MIo EUR In Jahren 

Euroschuld '08.248 5,6 1 1 2.919 6,2 

Fremdwlhrungsschuld l) ,5.705 4,6 1 3.899 4,2 

O a 'lo' o tli  

CHF 8.602 4.6 8.341 4.2 

JPV 1.103 4.5 5.558 4, , 

F I n a n z s c h u l d  1 23.953 5,5 ,26.878 5,9 

1 )  Unter Berilckslchbgung der Cross-Currency..swaps, des EigenbeSItzes des Bundes sowie der Forde· 
rungen gegenOber Rechtstragem. bewertet zum Oevisenmittelkurs des Jeweiligen Jahresuttimos. 

2) Nicht auf Euro lautende Finanzschulden. 

Umrechnung und dem Jahresendkurs und fOr die wahrend des Jahres getilgten Betrage durch die Differenz .zwischen dem Jahresend. 
kurs des Vorjahres und dem TUgungskurs. 
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Grafik 1 5  
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Tabelle 23: Frlstlgkeitsprofll der bereinigten Finanzschuld 2001 bis 2003 ') 

2 0 0 1  2 0 0 2  2 0 0 3  

in MIO EUR %-Antell in Mio EUR %-Anlejl In MIO EUR %-Anlejl 

Kurzfnstlg (bis zu 1 Jahr) 13 1 12 10,8 1 5 430 12,4 1 5 761 12,4 

Mittelfristig (zwischen 1 ull(j 5 Jahren) 56,642 46,7 57731 46,6 50 920 40,1 

Langfnstig (ab 5 Jahren) 51.656 42,5 50 793 41,0 60 197 47,4 

Sere l n l g t e  F I n an z s c h u l d  121,413 100,0 123.953 100,0 126,878 100,0 

1)  Unter BerOckslchtigung der Cross..currency-Swaps. des Eigenbesitzes des Bundes sowie der Forderungen geg&nOber 
Rech .. lragem 

Tabelle 24: Tilgungsplan 2004 bis 201 3  der Finanzschuld nach Schuldformen 2003 ') 

(in Mio EUR) 

2004 2005 2006 2007 2008 2000-2013 

BVA 

E u r O l c h u l d  

Anleihen 1 0 926 1 2 404 10.156 1 3 567 5 194 36 937 

Bu_sobllgalionen 252 78 436 1 1  207 197 

BundesschalZSChelne 1 520 - - - - -

Titrierte Euroschuld 12,691 12,482 10,592 13,578 5,401 37,134 

Versk:herungsdal1ehen 806 1 ,151 1.798 1.041 589 1 428 

Bankendarlehen 553 747 733 979 U22 1 .933 

Sonsbge KredIte 0 0 175 - - 1 

Nicht titrierte Euroschuld 1,360 1 .898 2.707 2,020 1.710 3,361 

Euroschuld 1 4,057 14,380 13.298 15.598 7,112 40.495 

F W - S c h u l d � 

Anleihen 1,755 1 .336 1 721 879 798 6 095  

Schuldverschreibungen - - 261 - - 448 

Titrierte Fremdwlhrungsschuld 1,755 1 ,338 1.994 879 798 6,543 

Kredite und Darlehen 287 148 7. 148 - 74 

Fremdwlhrungsschuld 2,042 1.486 2.068 1,027 798 6,617 

F I n a n z s c h u l d  16,099 1 5.867 15.361 16.625 7.909 47.1 12 

1) TIlgungsplan der Finanzschuld des Bu_. bis 2013 unter BerllCksichtigung der Cross-Currency-Swaps sowie der Forde-
rungen gegenOber Rechtstragem: ohne Tilgungen Im Zuge von Konversionen 

2) Ntcht auf Euro lautende FInanzSChulden. 

Die dUfchschnittliche Restlaufzeil 72 des gesamten Schuldenportefeuilles (Finanzschuld des Bundes inklusive Eigenbe
sitz) stieg im Berichtsjahr erstmals wieder seit über 1 5  Jahren (1986) deuHich, Zu Jahresende 2003 betrug die durchschnittli-

72 Bei den Berechnungen der ResUaufzeit werden vertraglich restgelegte Kon .... ersionsv8reinbarungen berOcksk:htigl (Sicht des Schuldners), 
was Insbesol'ldere bei der Analyse der Fristlgkelt von Bundesschalzscheinen zu beachten ist 
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che Restlaufzeit 5,9 und lag damit um 0,4 Jahre über dem Vo�ahreswert Dieser Anstieg geht auf die im Berichtsjahr durch

geführten Neuemissionen und Aufstockungen von EUR-Bundesanleihen (Bruttoaufnahmen) zurück, die den weitaus über

wiegenden Teil des gesamten Finanzierungsvolumens abdeckten. Oie Bundesanleihen in Euro wurden 2003 entsprechend 

der Finanzierungspolitik des Bundes mit einem merklich längeren Fristigkeitsprofil von durchschnittlich 1 1 ,6 Jahren (2002: 8,3 

Jahren) ausgestattet. Das Laufzeitspeklrum erstreckte sich von 6 bis zu 15 Jahren. Der Rückgang der Restlaufzeit bei der 

Fremdwährungsschuld um 0,4 Jahre auf 4,1 Jahre war primär Folge des geringen Bruttoemissionsvolumens im Berichtsjahr. 

Das Laufzeitenprofil der bereinigten FInanzschuld des Bundes zeigt die Verschiebung in Richtung längerfristige Finanzie

rungen ebenfalls: Der Anteil an Schuldkategorien mit einer Bindungsdauer von mehr als fünf Jahren stieg 2003 merklich 

(2003: 47,4%; 2002: 41 ,0%), während der Anteil an Schuldkategorien mit einer Fristigkeit von einem bis fünf Jahren zurück

ging (2003: 40,1%; 2002: 46,6%). Auch veränderte sich der Anteil an kurzfristigen Finanzierungen (bis zu einem Jahr) trolz 

zunehmender Tilgungserfordemisse im Jahr 2004 nichl und betrug Ende 2003 12,4% der bereinigten Finanzschuld des Bun

des. 

Oie Tilgungsverpflichtungen der Finanzschuld werden in den nächsten Jahren Volumina von 16,1 Mrd EUR (2004) bis 

16,6 Mrd EUR (2007) erreichen. Die für 2003 budgetierten Tilgungen von 16,1 Mrd EUR sind zu 87% in heimischer Währung 

zu leisten, wobei der weitaus höchste Tilgungsbetrag (10,9 Mrd EUR) auf EUR-Bundesanleihen entfällt. Gemessen an der 

Finanzschuld des Bundes per Ende 2003 sind in den ersten 5 Jahren 53% und binnen 10 Jahren 88% der aushaltenden 

Verbindlichkeiten des Bundes (inklusive Eigenbesilz) zurückzuzahlen. 

4.3 Verzinsung, Zinssensitivität und Zinsaufwand der Finanzschuld 

Die ZinsentwickJung wies - im Gegensalz zu den Erwartungen zu Jahresbeginn - abermals vorrangig einen Abwärtstrend 

auf: Die Drei-Monats-Zinssälze auf dem Geldmarkt (EURIBOR 73) lagen im Jänner bei 2,8%, erreichten ihre geringsten Werte 

im Juli mit 2, 1% und stiegen im we�eren Jahresverlauf geringfügig (Dezember 2003: 2,1 5%). Oie Kapitalmarktsälze ver

zeichneten einen ähnlichen Verlauf, wenngleich der Zinsanstieg im Herbst 2003 akzentuierter als auf dem Geldmarkt ausfiel: 

Der 1G-Jahres-Zinssalz, der im Jänner 4,3% betrug, verminderte sich bis Juli auf 3,8% und stieg in weiterer Folge auf bis zu 

4,5% (November) an. Im Jahresdurchschnitt unterschritt die Sekundärmarktrendite des Bundes (im 1G-Jahres-Bereich) den 

Vorjahreswert um 0,8 Prozentpunkte und lag 2003 bei 4,2%. Der Abstand zwischen den 1(}.Jahres-Zinssätzen und den Drei

Monats-Zinssälzen erreichte im Jahresdurchschnitt 185 Basispunkte (2002: 165 Basispunkte). 

Das historisch niedrige nominelle Zinsniveau 2003 sowie das gegebene Tilgungsprofil (hohe Tilgungsvolumina in den nächs

ten Jahren) sprachen dafür, dass Finanzierungen mit fixer Verzinsung und längeren Laufzeiten forciert wurden, um zum ei

nen die niedrigen Zinskosten über einen möglichst langen Zeitraum zu halten, und zum anderen das Refinanzierungsrisiko 

(Zinsänderungsrisiko) in Grenzen zu halten. 

Der Bestand an fix verzinsten Verbindlichkeiten des Bundes (unter Berücksichtigung der Zinsswaps und des Eigenbesilzes) 

erhöhte sich um 4,8 Mrd EUR oder 4,3%, während die Verschuldung in variabler Verzinsung (einschließlich sprungfixer Ver

zinsung) um 1 ,9 Mrd EUR oder 17,1 % abgebaut wurde. Von den aushaltenden Verbindlichkeiten des Bundes waren Ende 

des Berichtsjahres 92,8% mit einem fixen Zinssatz ausgestattet (2002: 91,1 %). Finanzierungsinstrumente mit Geldmarkt

konditionen stellten Ende 2003 4,0% der Verbindlichkeiten des Bundes dar (2002: 5,1%). Der Anteil an nteln mit variabler 

oder sprungfixer Verzinsung, deren Zinssälze von der Entwicklung der Kapitalmarktrenditen (Sekundärmarkt, Primär

markt) abhängen, verminderte sich von 3,8 auf 3,2% 

73 Euro Interbank Offeted Rate: Referenzzinssatz fOr kurzfnstige Ausleihungen zwischen den Banken der VYWU 
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Tabelle 25: Variabel und fix verzinste bereinigte Finanzsc:huld 2002 und 2003 'I  

V a r i a b e l  

F i x  S p r u n g f i x  sekundannarkt- geldmarkt-

2 0 0 2  onentiert OnentMlrl 

in Mio Anteil in Mio Anteil In Mio Anteil ln Mlo Anteil 

EUR in '" EUR In % EUR In % EUR in % 

E u r o s c h u l d  

Anleihen 81 965 91.2 · · · · 2.506 2.8 

Bundesobligationen 832 81.5 · · · 119 12.5 

Bundesschatzscheine . . · · - · 681 100.0 

Titrierte Euroschuld 88.191 96,4 · · · 3.306 3,6 

Ve",lcherungsdartehen 5 461 12.1 420 5.5 1.699 22.4 . . 

Bankendarlehen 4 165 63.9 1 624 21,8 1.018 13.1 51 0.1 

Sonstige Kredite 1 0.1 · · · · 1 100 99.9 

Nicht titriert. Euroschuld 10.234 63,4 2.043 12,7 2.718 16,8 1.151 1,1 

Euroschuld 99.030 91,S 2.0.3 1,9 2.718 2,5 4.457 4,1 

F W · S c h u t d  

Anleihen 1 2 116 91.0 · - · · 1 260 9.0 

ScI1uldverschrelb<Jngen 488 62.9 · · · · 288 31,1 

Tit,. Fremdwlhrungsschuld 13.202 89.5 · · · · 1.547 10,5 

Kredite und Dar1eheo 683 11.4 · · · - 213 28.6 

Fremdwährungsschuld 13.885 88,4 · · · · 1.820 11,6 

F I n a n Z S c h u l d  112.916 91,1 2.043 1,6 2.718 2,2 6.276 5,1 

V a r i a b e l  

F i x  S p r u n g r l x  sekundannarkt· geldmarkt· 

2 0 0 3  orientiert orientiert 

in Mio Anteil in Mio Anteil in MIO Anteit in MIO Anteil 

EUR in '" EUR in % EUR In % EUR In %  

E u r o s c h u l d  

Anleihen 94.887 88.1 · · · · 1 877 1,9 

Bundesobltgationen 790 94.6 · · · · 45 5.4 

Bundesscl1atzschelne 185 30.4 · · · · 423 69.6 

Titrierte Euroschuld 95.841 97,6 · · · 2.346 2,4 

VersIcherungsdarlehen 5 095 74.2 308 4.5 1 .460 21.3 . 

Bankendarlehen 4 439 65.3 1 485 21,8 828 12.2 51 0,7 

Sonstige Kredite 177 15.7 · · · · 950 84.3 

Nicht tltrferta Euroschuld 9.710 65,6 1.793 12,1 2.288 15.5 1.001 6,8 

Euroschuld 105.551 93.4 1.793 1,6 2.288 2,0 3.347 3,0 

F W · S c h u t d  

Anleihen 1 1  212 90,3 · · · · 1 .202 9.1 

ScI1uldverschreib<Jngen 448 62,1 · · · · 267 31.3 

TItr. Fremdwlhrungsschuld 11.660 88,8 · · · · 1.469 1 1,2 

Kredite und Darlehen 518 67,3 · · · · 252 32.7 

Fremdwährungsschuld 12.178 87,6 · · · 1.721 12,4 

f i n a n z s c h u l d  117.729 92,8 1.793 1,4 2.288 1,8 5.068 4,0 

1 ) Unter BerOckslchtigung der Wahrungstausclwertrage (Cross-Currency-Swaps bzw. Zinsswaps), des Eigenbesitzes 
des Bundes sowie der Forderungen gegenOber Rechlstragem, bewertet zum Devisenmittelkurs des ;eweiltgen Jah· 
resuttimos 
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Die durchschnittliche Nominalverzinsung der Finanzschuld des Bundes ging trotz Verlängerung der ResHaufzeit im Be
richtsjahr von 5,0% (Ende 2002) auf 4,8% (Ende 2003) zurück. Diese Entwicklung wurde vorrangig durch umfangreiche TIl
gungen von Schuldkategorien mit deutlich höherer Nominalverzinsung von bis zu 8,5% ausgelöst. Der nochmalige Rückgang 
des Marktzinsniveaus im Jahr 2003 unterstützte ebenfalls diese Entwicklung, wirkte sich aber auf die durchschnittliche Nomi
nalverzinsung der Gesamtverschuldung des Bundes aufgrund des hohen Fixzinsanleils der Finanzschuld, geringer Geld
marktfinanzierungen und infolge der Anleiheaufstockungen nur geringfügig aus. Hier muss erwähnt werden, dass die Kenn
größe Nominalverzinsung infolge der in jüngster Zeit verfolgten Praxis, bestehende Anleihen aufzustocken, den tatsächlichen 
Durchschnitlszinssatz (Rendite) tur die Finanzschuld des Bundes nur noch eingeschränkt widerspiegelt.14 Die tatsächliche 
Rendite dürfte zurzeit unler der Nominalverzinsung liegen und ebenfalls einen rückläufigen Verlauf aufweisen. 

Tabelle 26: Durchschnittliche Nominalverzinsung der bereinigten FInanzschuld 2002 und 

2003 " (In %) 

2002 2003 

Euroschuld 5.3 5,1 

Fremdwlhrungsschuld :n 3,2 2,8 

d a v o n  

CHF 3.4 3.0 

JPY 3.0 2.6 

F l n a n z 5 c h u l d  5,0 4.8 

1 )  Unter BerOcl<siclltigung der WahrungstauschvertrAge (Cross-
Currency-Swaps bzw. Zinsswaps). des Eigenbesitzes des Bundes 
sowie der Forderungen gegenOber Recht,tragem. 

2) Nk:ht auf Euro lautende Finanzsehulden. 

Bei der bereinigten Fremdwährungsschuld lag die Nominalverzinsung der JPY-Verbindlichkeiten mit 2,6% unter jener der 
CHF-Schuldkategorien mit 3,0%. Daraus leitete sich tur die Fremdwährungsschuld ein Nominalzinssatz von durchschnittlich 
2,8% (2002: 3,2%) ab. Die Nominalverzinsung lässt jedoch Wechselkurseffekte beim Zinsaufwand der Fremdwährungsschuld 
außer Acht. 

Analysiert man die Struktur der Finanzschuld des Bundes im Hinblick auf ihre Zinssensitivität, so zeigt sich, dass das Debt
Management des Bundes durch eine starke Nutzung von längerfristigen Fixzinsschuldformen bestrebt ist, die Zinszahlungen 
im Budget möglichst kontinuierlich verlaufen zu lassen (siehe auch Kapitel 4.4). Die im Berichtsjahr 2003 erfolgte Verschie
bung des Fristigkeitsprofils in Richtung langfristige Finanzierungen mit fixer Verzinsung reduzierte das Zinsänderungsrisiko 
(Cash Flow at Risk) bzw. das Refinanzierungsrisiko in den kommenden Jahren zusätzlich. Dennoch kann kaum davon aus
gegangen werden, dass sich der Rückgang der Nominalverzinsung im Ausmaß der vergangenen Jahre in Zukunft fortsetzt, 
da der positive Refinanzierungseffekt (Ersatz von hoch verzinsten Schuldkategorien der Vergangenheit durch geringer ver
Zinste) allmählich schwächer wird. Dies bedeutet, dass auf mittlere Sicht die budgetären Kosten tur die Finanzschuld - ohne 
das Zinsänderungsrisiko (kürzere Laufzeiten, verstärkte variable Verzinsung) zu erhöhen - bei steigendem Marktzinsniveau 
auch unter der Annahme eines ausgeglichenen Budgethaushalts wieder leicht ansteigen werden. 

74 Naheres siehe Ertauterungen zur Entwicklung der Budgetkategorie sonstiger Aufwand hinslcl>UicIl Agios und Disagios (Tabelle 28). 
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Tabelle 27: Oberleitungstabelle: Aufwand für die bereinigte FInanzschuld 11 2000 bis 2004 

(In Mlo EUR) 

2000 2001 2002 2003 2004 
BVA 

A u s g a b e n  K a p i t o l  5 8 � 

Zinsaufwand der Finanzschuld I. e S "  7 591 7 309 7 493 7 105 7 177 
Wlhrungstauschvertrage 4) 553 673 807 883 835 
Sonstiger Aufwand " 533 213 165 320 219 

Summ. 8.678 8.195 8.485 8.308 8.231 

E i n n a h m e n  K a p i t o l  5 8 � 

Zinseinnahmen der Finanzschuld I. e S 3' 548 443 460 470 296 

Wlhrungstauschve<Vllge ., 834 979 1 263 1 21 7  I 151 
Sonstige Einnahmen Il, 302 310 194 365 0 

Summe 1.885 1.732 1.917 2.052 1.447 

A u f w i n d .  n e t t o ' )  6.993 6.463 6.569 6.256 6.78-4 

1)  Unter BerOcl<slchtJgung der Swaps (Cross-Currency-Swaps SOWIe Zinsswaps). des Eigen_os SOWIe der Forderun-
gen gegenOber Rechtstragem 

2) Ausgaben und Einnahmen gemaß Bundesbudgel (Budgetl<apitel 58 "Finanzierungen. WAhrungstauschvertrage") brut-
to ohne Ansatz 585 (kurzfristogo Finanzierungen bzw Kassengebarung (ab 2003)) 

3) Zln.aufwand ohne BerOckslchtigung der Swapo und de. Eigenbesitzes einschließlich StOwlnson (Ausgaben) bzw 
Zinseinnahmen aus dem BUOOesbesitz und StOckzmsen 

4) Zinsaulwand fOr Verbindlichkeiten aus Swaps und DovIsonlermlngeschane (Ausgaben) bzw Zinsoinnahmen aus 
Swap.Forderungen und DovIsontermingoschane (Einnahmen) 

5) Emissionsveriuste. Wertpapior1<ursverluste !IOWIO Sposen (Ausgaben) bzw EmlSSlOOsgewinno. Wertpapiorkursgewln-
no sowie Loihontgelto (Einnahmen). 

6) Ausgaben gemaß Kapitel 58 abzOglich Einnahmen gemaß Kapitel 58 Bundesbudget (ohne Ansatz 585). 
Quelle BIs 2002 Bundesrocllnungsabschluss. fOr 2003 VO<1aufiger Gobarungsorfolg. fOr 2004 Bundesvoranschlag 

Tabelle 28: Aufwand für die bereinigte FInanzschuld '1  2000 bis 2004 (in Mlo EUR) 

Z i n s e n  S o n s l l g a r  A u f w a n d  n S u m me 

Euro Fremd- Summe Euro Fremd- Summe Euro Fremd- Summe 
wahrung wahrung wahrung 

2000 6 025 736 6 761 21 I 20 231 6 237 756 6 993 
2001 5.911 649 6 560  -88 -9 -96 5 823 640 6 463 
2002 6 044 533 6.577 -32 24 -9 6 012 557 6 569 
2003 5.782 520 6.302 -54 8 �6 5.729 527 6.256 
2004 (BVA) 6 082 483 6 565 161 57 219 6 244 540 6.764 

1) Zinsen und sonstiger Aufwand unter BerOcI<slchtigung des Elgenbosrtzos. der Ausgaben und Einnahmen aus Swaps 
SOWIO der Forderungen gegenOber Rochtstragom 

2) Insbesondere Spesen (Emos.ionskosten). Nettoerni •• ionsverluste und Wortpapoor1<ursverluste netto 
Quelle BIS 2002 Bundesrochnungsabschtuss. fllr 2003 VO<1aufiger Gobarungsorfolg. fOr 2004 Bundesvoranschlag 
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Für den Aufwand der Finanzschuld gemäß Kapitel 58 ,Finanzierungen, Währungstauschverträge 15" des Bundesbudgets, 

der neben den Zinszahlungen auch sonstige Aufwendungen, wie Emissionskursverfuste bzw. ijewinne (Disagio bzw. Agio), 
Provisionen und Spesen umfasst, wird in den Berichten des Staatsschuldenausschusses traditionell eine so genannte Netto

darstellung gewählt, die sich aus den Ausgaben abzüglich der Einnahmen des Budgetkapitels 58 ableitet (Tabelle 27). Die in 

der Tabelle 27 ausgewiesenen Summen des Kapitels 58 (Brutlodarstellung) weichen allerdings ab dem Jahr 2003 von jenen 

im Bundesbudget ab, da die Verbuchung der unte�ährigen Finanzierungen (kurzfristige Finanzierungen bzw. Kassenge

barung) im Bundesbudget umgestellt wurde.16 Im gegenständlichen Bericht wird demgegenüber weiterhin zwischen den 

unte�ährigen Finanzierungen und der Finanzschuld unterschieden. Der Zinsaufwand der unte�ährigen Finanzierungen wird 

in Form einer eigenen Tabelle präsentiert (Tabelle 30). 

Die gewählte Netlodarstellung für den Aufwand der Finanzschuld spiegelt die tatsächliche Zinsbetastung (einschließlich Spe

sen) des Bundes - indem die Zinskosteneffekte, die sich durch den Einsatz von derivativen Finanzierungsformen (vor allem 

von Währungstauschverträgen) berücksichtigt werden - relativ gut wider n Derivative Finanzinstrumente werden zur Steue

rung des Schuldenportefeuilles eingesetzt und ermöglichen, die Zinskosten zu vermindern. Allerdings stellt auch die hier 

präsentierte Netlodarstellung - gemäß den Verbuchungsnormen des Bundeshaushaltsrechtes - auf eine reine Zahlungs

strombetrachtung (Cash-Betrachtung) ab, die im Gegensatz zu den internationalen Vorgaben keine Periodenabgrenzung der 

Zinskosten vornimmt (siehe Kapitel 3.2). 

Die Finanzierungskosten der Finanzschuld können in zwei Komponenten zerlegt werden: den Zinsaufwand und den 

sonstigen Aufwand. Die Budgetkategorie Zinsaufwand umfasst ausschließlich jene Kosten, die sich aus der Nominalver

zinsung (Kupon) der Schuldkategorien unter Berücksichtigung der derivativen Geschäfte ableiten. In der Budgetkategorie 

,sonstiger Aufwand' sind die Transaktionskosten (Spesen), die Ausgaben bzw. Einnahmen bei Unter- bzw. Über-pari

Emissionen (Disagio bzw. Agio) und die Kursdifferenzen von Wertpapieren infolge von Rückkäufen oder Konversionen sub

sumiert. Die Gesamtkosten für die bereinigte Finanzschuld im Sinne des Bundesbudgets (Zahlungsströme im Allgemeinen 

Budgethaushalt) ergeben sich durch die Addition dieser beiden Budgetkomponenten. 

Im Berichtsjahr 2003 unterschritt die Ausgabenkomponente Zinsaufwand für die bereinigte Finanzschuld sogar den Vorjah

reswert, obwohl Netlodefizite des Bundes in den Jahren 2002 und 2003 zu verzeichnen waren (Zinsaufwand 2003: 6,3 Mrd 

EUR; 2002: 6,6 Mrd EUR). Diese erfreuliche Entwicklung erklärt sich primär aus dem Umstand, dass Schuldkategorien mit 

höherer Nominalverzinsung im Vergleich zum gegenwärtigen Zinsniveau in größerem Umfang fällig wurden. Bezieht man den 

sonstigen Aufwand mit ein, so verminderte sich der Aufwand für die bereinigte Finanzschuld in geringem Umfang zusätzlich 

(-0,05 Mrd EUR). Im Berichtsjahr lagen die Ausgaben der Budgetkomponente ,sonstiger Aufwand' abermals unter jenen der 

Einnahmen. 

Dieser in den letzten Jahren zu beobachtende Einnahmenüberhang bei der Budgetkategorie sonstiger Aufwand erklärt 

sich primär daraus, dass das Marktzinsniveau rückläufig war und EUR-Bundesanleihen häufig aufgestockt wurden, um das 

Gesamtemissionsvolumen zu erhöhen. Da bei Anleiheaufstockungen keine Anpassung des Nominalzinssatzes (Kupon) an 

das jeweilige Marktzinsniveau erfolgen kann, wird die Zinsdifferenz durch einmalige ,Ausgleichszahlungen' bzw. durch so 

genannte Agios oder Disagios bei der Emission ausgeglichen. Bei einem unter dem Nominalzinssatz der Anleihe liegenden 

Marktzinsniveau erhält der Bund eine Ausgleichszahlung (Einnahmen).18 Im Berichtsjahr setzte sich die Ausgabenkompo

nente des sonstigen Aufwands aus Disagios bei Emissionen und nachträglichen Transaktionen in Höhe von 0,22 Mrd EUR 

15 Tilgungen s.nd, da es sich um Finanztransakbonen handelt, nicht Gegenstand des Allgemeinen Budgelhaushaltes des Bundes AoA die 
Ausgabenentwicktung des Bundesbudgets wirken sich diese FinanztransakliQnen ausschließlich inchrekl in Form von veranderten Zins
zahlungen SOWIe Transaktlonskosten aus. Im Jahr 2003 wurden Schukikategorien mit vergletChswelSG hohem Nominalzinssatz (Kupon) 
In grOßerem Umfang geblgl. was d .. Entwicklung des Zlnsaufwandes bei steogendem Schuldenstand bremste 

76 Oie Einnahmen und Ausgaben der unlerjahrigen Finanzierungen werden im Bundesbvdgel seil dem Jahr 2003 unter den Ansatzen 510. 
519 und 585 verbucht 

n Betrachtet man nur die Budgetausgaben des Kapitals 58 und nicht den Nettoauf'wand. 50 emllt man Informationen Ober den Zinsauf� 
wand der Finan.zschuld im engeren Sinn (vor Swaps und einschließliCh der im etgenen Besitz befindlichen Schukjkategorien) ohne Ein
nahmen aus SUlckzinsen 

78 Oie aktuellen Mal1<ulnssatze Im Berichtsjahr lagen durchwegs unter den Nominalzinssatzen der aufgestockten Anleihen 
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und aus sonstigen Kosten (Provisionen und Entgelten, Swapkosten) in Höhe von 0,10 Mrd EUR zusammen. Bei den Ein
nahmen betrugen die Agios 0,35 Mrd EUR und die sonstigen Einnahmen (v. a. Swapprovisionen) 0,01 Mrd EUR. Insgesamt 
überschritten daher im Jahr 2003 die Beträge auf der Einnahmen- jene auf der Ausgabenseite um 0,05 Mrd EUR. 

Für das Jahr 2004 sieht der Bundesvoranschlag für den Zinsaufwand der Finanzschuld einen Betrag von 6,6 Mrd EUR und 
für den sonstigen Aufwand einen Betrag von 0,2 Mrd EUR vor. Insgesamt ergibt sich dadurch ein Gesamtaufwand für die 
Finanzschuld von netto 6,8 Mrd EUR, der um 0,5 Mrd EUR oder 8,4% über dem Vergleichswert des Vo�ahres (6,3 Mrd EUR) 
liegt. Dieser budgetäre Verlauf unterstellt ein merklich ansteigendes Marktzinsniveau und trägt weiters dem Umstand Rech
nung, dass 2004 Schuldformen mit höheren Nominalzinssätzen als das erwartete Marktzinsniveau in geringerem Umfang zu 
tilgen sind. 

Tabelle 29: GesamtwirtschaftlIche Kenngrößen zum ZInsendienst 2000 bis 2004 " 

Zinsendtenst Zinsendienst 

in % des Brutto-- in % des Netto--

Inlandsprodukts abgabenerfolgs " 
2000 3.4 21.2 
2001 3.0 17.0 
2002 3.0 17.9 
2003 2.8 17.6 
2004 (BVA) 2.9 17.6 

1) Zinsaufwand einschheßllch sonstiger Aufwand netto. 
2) Nettosteuereinnahmeo laut Kapitel 52 Bundesfinanzgesetz. 
Quelle: Bos 2002 Bundesrechnungsabschluss und Slabstik Austna. fOr 2003 

vortaufiger Gebarungserfolg und WIFO. 2004 Bundesvoranschlag 
und WIFo-Prognose (April 2(04). 

Tabelle 30: Einnahmen und Ausgaben der Kassengebarung des Bundes 2000 bis 2004 " 

(in Mio EUR) 

Z i n se n  S o n s t i g e r  A. u f w a n d  2} S u m m e  

Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

2000 207 166 21 0 0 .Q 207 166 21 
2001 199 97 103 0 0 .Q 199 97 103 
2002 165 62 103 0 0 .Q 165 62 103 
2003 132 36 96 0 0 .Q 132 36 96 

2004 (BVA) 69 102 -33 0 0 .Q 69 102 -33 

1) Ausgaben und Einnehmen gemaß Bundesbudget (Budgetkapitel 51 ,KasseoverwaHung'. Ansatze 5 t 0 und 519 sowie Budget-
kapitel 585 ,kurzfristige Verpflichtungen-) brutto 

2) EmissIonsverluste. Wertpapierkursveriust8 SOWIe Spesen (Ausgaben) bzw Emisslonsgewrnne. Wertpapier1<ursgewinne sowie 
leihentgelte (Einnahmen). 

Quelle: Bis 2002 Bundesrechnungsabschtuss. fOr 2003 voriaufiger Gebarungserfolg. fOr 2004 Bundesvoranschlag 

Stellt man den Zinskosten für die Finanzschuld des Bundes gesamtwirtschaftliche Eckgrößen gegenüber (Tabelle 29), so 
zeigt sich einerseits, dass der Zinsendiensl für die Finanzschuld des Bundes eine bedeutende Ausgabenposition des Bun
des darstellt, dass aber andererseits die Budgetbelastung vor allem durch den Konsolidierungskurs des Bundes und das 
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rückläufige Mar1<tzinsniveau, aber auch durch kostendämpfende Oebt-Management-Maßnahmen vermindert werden konnte. 

So ging im Jahr 2003 die Zinsendienslquole (gemessen am BIP) trotz der schwachen Konjunkturentwicklung abermals 

zurück (2003: 2,8% des BIP, 2002: 3,0% des BIP). Oie Zinszahlungen (einschließlich sonstiger Aufwand) binden aber immer 

noch mit 17,6% (2003) etwas weniger als ein Fünftel des Nettoabgabenerfolgs des Bundes (Budgetkapitel 52 "Öffentliche 

Abgaben"). 

Mit den Finanztransaktionen für die Finanzschuld des Bundes steht weiters die Kassengebarung des Bundes im Zusam

menhang: Es handelt sich dabei um aktiv- und passivseitige Finanztransaktionen, die zur Liquiditätssteuerung innerhalb des 

Jahres eingeselzt werden. Als Finanzierungsinstrumente werden in der Regel Bundesschatzscheine im Rahmen des ATB

Programms (mit einem vor dem Jahresultimo liegenden Fälligkeitstermin) herangezogen.79 Oie Aufwendungen aus unte�ähri

gen Schuldaufnahmen (Zinsen und sonstiger Aufwand) werden seit 2003 im Bundesbudget im Kapitel 58 "Finanzierungen 

und Währungstauschverträge" und die Einnahmen aus der vorübergehenden Veranlagung von überschüssigen Geldmitteln 

(Zinsen und sonstige Einnahmen) im Bundesbudget im Kapitel 51 "Kassenverwaltung" verbucht. In Nettobetrachtung (Ein

nahmen abzüglich Ausgaben) ergibt sich - vom Voranschlag 2004 abgesehen - innerhalb des gesamten Beobach

lungszeitraums ein Überschuss (2003 +0,1 Mrd EUR). Auf Basis der hier präsentierten Ergebnisse sollten aber keine 

Schlussfolgerungen über die Performance der Kassengebarung gezogen werden. Das Ergebnis der Kassengebarung hängt 

insgesamt sowohl stark von der zeitlichen Gestion der Schuldaufnahmen für die Finanzschuld 80 als auch von der zeiUichen 

Verteilung der Einnahmen und Ausgaben im Bundesbudget insgesamt ab. 

4.4 Das Risiko-Controlling des Debt-Managements des Bundes in Öster

reich 

Das Risiko-Controlling des Debt-Managements des Bundes erfasst sowohl Marktpreis- und Kreditrisiken als auch rechtli

che und andere operationale Risiken, wobei im Folgenden die Lelzteren nicht weiter erörtert werden. 

Marktpreisrisiken entstehen, weil Wechselkursänderungen und Verschiebungen der Zinskurven zum einen den Wert des 

Portefeuilles steigern und zum anderen budgetäre relevante Erhöhungen der Zinszahlungen verursachen können. Da sich 

Aufwertungsverluste aufgrund von Wechselkursänderungen stets in einer höheren Finanzschuld zum Bewertungszeitpunkt 

niederschlagen, wird diesem Risiko in der ÖffenUichkeit ein besonderes Augenmerk geschenkt. Das Risikomanagement selzt 

hierbei nicht an den Schuldanteilen an, sondern analysiert das statistische Aufwertungspotenzial mit einem Value at Risk 

Ansatz 81. Dabei wird die maximale Aufwertung binnen eines Jahres mit einer Wahrscheinlichkeit von 95% gemessen, wobei 

das diesbezügliche Limit vom Aufsichtsrat der ÖBFA als Prozentsalz vom BIP festgelegt worden ist. Diese Risikozahl kann 

ansteigen, wenn die Bestände aufgrund von Maßnahmen des Oebt-Managements oder wegen Aufwertungen ansteigen 

und/oder wenn die Volatilitäten steigen oder sich die Korrelation zwischen den Wechselkursen ungünstiger entwickelt. Derzeit 

(Frühjahr 2004) beträgt das Fremdwährung-Value at Risk rund 1 Y, Mrd EUR. 

Im Gegensalz zum Fremdwährung-Value at Risk, bei dem 12 Monate in die Zukunft geblickt wird, liegt beim budgetär rele

vanten Cash Flow at Risk 82 ein 8-Jahreszeitraum vor, in dem ein Anstieg der Zinskosten zu einer erhöhten Budgetbelas

tung führen kann. Unter gegebenen Annahmen zur Budgetentwicklung der nächsten Jahre und der Refinanzierung der zu-

79 Laul § 65 Abs 2 BHG zahlen Geldverbind lichke"en zur \IOl1lbergehenden Kassenslarkung, die noch Im Jahr ihrer Aufnahme gelilgl _
den, nicht zu den Finanzsc:hulden Cles Bundes. 

80 Langfristige Fremdmlttetaufnahmen, die nochl sofort fllr Zahlungen verwendei werden. werden zwiscl1enzei1Jich verantagl Diese Erträge 
sind Teil der Einnahmen aus der Kassengebarung. Dte Zinskoslen der langfristigen Mittelaufnahme werden allerdings im Kapitet 58 .F;" 
nanZJeC\lngen, WahrungstauschvertrAge· verbucht 

81 Das V.lue .1 Risk zeigt das VertustpolenZJal fOr das Portfollo (mögliche Marklwerterf10hungen def Verschuldung). Dabei wird - mil einer 
bestimmten Wahrscheinlichkeit und Ober einen bestimmten Zeithonzonl . abgeschatzt. wie starte slch der Wert eines Portfofm maximal 
andern kann (siehe Glossar). 

82 Das cash Flow al Risk Ist eine statistische Risikokennzahl. die angibt. wie stark die Zins kosten der Versctlutdung aufgrund der Volatihtal 
von ZIns· und Wahrungsmlrkten in einem bestimmten Zettraum mit einer bestimmten WahrschEunlichkeit maxunal ansteigen können 
(siehe Glossar). 
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5 STAATSVERSCHULDUNG IM I NTERNATIONALEN VER

GLEICH 

Im vorliegenden Kapitel werden Kennzahlen zur Entwicklung der öffentlichen Verschuldung der EU-Mitgliedstaaten - ergänzt 
um das Ländersampie Schweiz, USA und Japan - dargestellt. Die Ausführungen sind auf die Höhe der öffentlichen Ver
schuldung (in Relation zum BIP und zur Bevölkerung) und die Entwicklung der Verschuldung (Veränderung der Verschul
dung innerhalb eines Jahres in % des Vo�ahresstandes und in % des BIP) fokussiert. In diesem Zusammenhang wird zusätz
lich auch auf den öffentlichen Finanzierungssaldo in % des BIP (im Sinne des ESVG 95) der EU-12-Mitgliedstaaten sowie 
den Status der laufenden Verfahren im Rahmen der Excessive Deficil i>rocedure {EDPl näher eingegangen (Stand: Mai 
2004). Die Finanzierungskosten der öffentlichen Verschuldung für die Mitgliedstaaten der WNU (EU-12) werden zudem in 
Form eines Durchschnittszinssatzes präsentiert, der aus der Relation des gesamtstaatlichen Zinsaufwandes zum öffentli
chen Schuldenstand im Sinne von Maastricht (Quelle: Budgetäre Notifikation von Ende Februar 2004) hergeleitet wird.85 

Durch die Ausdehnung des Ländersampies auf Nicht-EU-Staaten unterliegt der internationale Vergleich mehreren Limitatio
nen. Während für die öffentliche Verschuldung der Mitgliedsländer der EU in Hinblick auf die Konvergenzkriterien von Maast
richt einheitliche Vorgaben existieren, beruhen die Basisdaten der Nicht-EU-Länder (Schweiz, USA und Japan) auf nationa
len Berechnungsmethoden. Abweichungen ergeben sich insbesondere bei der Abgrenzung des Sektors .Staat'. Für die USA 
bildet die Finanzierungsrechnung (Flow of Funds Accounts), die Verschuldungsdaten aller öffentlichen Verwaltungsebenen 
(Federal, State und Local Govemments) unter Bedachtnahme auf intergovemmentale Finanzierungsströme ausweist, die 
Grundlage der Darstellungen. Mangels vertässlicher Informationen über die Verschuldung des Gesamtstaates Japan (Bund, 
Länder, Gemeinden, Sozialversicherungsträger) werden ausschließlich die offiziellen Daten über die Verschuldung des Zent
ralstaates (Treasury) in Tabelle 31 ausgewiesen. Femer können die Kenngrößen zur öffentlichen Verschuldung durch Wech
selkursänderungen beeinHusst sein. Dieser Aspekt kommt insbesondere bei der Pro-Kopf-Verschuldung von Nicht-WNU
Ländem sowie bei den Ergebnissen des EU-I 5-Aggregats zum Tragen. Daruber hinaus ist bei den Ergebnissen des Jahres 
2003 zu berucksichtigen, dass diese teilweise noch auf Schätzungen beruhen (für ÖSterreich siehe dazu Kapitel 3.3). 

Im Berichtsjahr setzte sich die bereits im Vo�ahr eingesetzte Beschleunigung des Verschuldungswachstums in den EU
Staaten fort, nachdem noch in den Jahren zuvor die Konsolidierungsbemühungen zur Erfüllung der Konvergenzkriterien bzw. 
der Vorgaben aus dem Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) für eine markante Verringerung der Verschul
dungsdynamik sorgten. Der Schuldenstand der EU-15 expandierte im Berichtsjahr gegenüber dem Vo�ahresendstand um 
3,7% (2002: +3,0%). Hinsichtlich des EU-1 2-Aggregats fiel die Zunahme der öffenUichen Verschuldung noch deutlicher aus 
und betrug 4,4% gegenüber dem V�ahresendstand (2002: +3,1%). Mit Ausnahme Luxemburgs (-10,2%), Belgiens (-2,1%) 
und Spaniens (-O,6%) stieg der Schuldenstand im Euroraum, wobei der Anstieg in Österreich (+0,1 %) sehr moderat, in Frank
reich (+9,5%), Finnland (+8,9%), Deutschland (+6,4%) und den Niederlanden (+6,3%) hingegen beträchtlich ausfiel. In diesen 
Entwicklungen dürften sich vorrangig die budgetären Belastungen als Folge der anhaltend schwachen Konjunkturentwicklung 
widerspiegeln. Die deutliche Erhöhung der Verschuldung zeigt aber auch, dass viele Länder in der Vergangenheit veratr 
säumt haben dürften, Strukturreformen mit nachhaltigen Konsolidierungswirkungen durchzuführen. 

85 Bei dieser Berechnung Wird auf den Zlnsaufwand des Staates laut EDP abgestellt, wodurch auch ZInsstrOme von derivabven Finanz
transaktionen (Swaps. Forwal'd-Rate-Agreemenls) berOcksichtigl werden Diese Finanztransaktlonen linden mittlerweile verbreitet An
wendung. ihre AusWlr1<ungen auf den FInanzierungssaldo sind allerdings unterschiedtich Im Berichtsjahr trug der .Swap-EHe1<r In Oster
reich und In den skanchnavischen LAndem (Finnland, OAnemark. Schweden) zur Verbesserung des Finanzierungssaldos Im Ausmaß von 
0.1 bis 0,2 Prozentpunkten des BIP bei In ÖSterreich betrug die DiHerenz seit VelWir1<lichung der dri«en Stufe der WoNU Anfang 1999 
stets zwischen 0.1 und 0.2 Prozentpunkten des BIP 
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Tabelle 31:  Kennzahlen zur öffentlichen Verschuldung 2002 und 2003 

Zu- I Abnahme der V • ...:huldung Schuldenstand Verschuldung pm Kopf 

In % des Voqahresstandes in % des BIP in % des BIP der BellOlkerung (in EUR) '1 

2002 2003 2002 2003 2002 2003 2002 2003 

Belgi.n 0.2 -2,1 0,3 -2,1 105,8 100,5 26.800 26.000 

Deutschland 4.1 6,4 2,4 3.9 60.8 64.2 15.800 16 800 

Finnland 0,3 8.9 0,1 3,7 42,6 45,3 11.500 12.500 

FrankreICh 6,7 9,5 3,1 5,5 58,6 63,0 15.000 16 400 

Griechenland 5,1 6,1 5.6 5,9 104,7 103.0 13 900 14 700 

tnand 0,8 3,4 0,3 1 ,1  32,3 32,0 10 800 10 800 

Ita lien 0,9 1 ,5 1,0 1,6 108,0 106,2 23 500 23 800 

Luxemburg 5,0 -10,2 0,3 -0,6 5,1 4,9 2.800 2 500 

Nle<Ier1and. 3,1 6,3 1,6 3,3 52,6 54,8 14 500 15.300 

Österreich 1,9 0,1 1,2 0,1 66,6 64,9 11.800 11.800 

Portugal 9,8 4,5 5,2 2,6 58,1 59,4 1 200 7 500 

Spanien 1,1 -0,6 0,6 .{),3 54,6 50,8 9 400 9 300 

EU-12-Aggregat 3,1 .,. 2,1 2,9 69,2 70," 16.000 16.100 

Danemarl< 1,5 -2.1 0,7 ·1,2 41,2 45,0 16 100 15 800 

Großbntannten 3,9 9,3 1,4 3,4 38,S 39,9 9.800 10.500 

Schweden 0,1 2,5 0,1 1,3 52,6 51,9 1 5 200 15.800 

EU·1 5·Aggr.gat 3,0 3,7 1,8 2,3 62,5 64,0 15.200 15.100 

USA � 8,1 10,3 3,6 4,5 45,6 48.0 1 3 400 14.800 

Japan l) 10,4 4,2 12,2 5,4 129,1 134,4 31400 38.900 
Schweiz 8,2 2,3 4,1 1,3 54,0 56,4 20 200 20.100 

1 )  Oie öffentlichen Verschuldungsdaten der USA, Japans und der Schweiz sowie 00' Nichl-WWU-Laooer wurden zu durchschnittlichen 
DevlsemruHetkursen des Jahres 2003 in EUR umgerechnet und auf 100 EUR gerundet 

2) USA. Gesamtstaat nach Flow of Funds Aooounts, bereinigt um Inlergovemmentale Verbind llChke"en; FIskaljahr (September) 
3) Japan. Zentralstaat einschließlich intergovemmenlaler VerbindUchkeiten 
Quelle Österr.ICh, USA, Japan, Schweiz: nationale Daten; EU-LAnder EU·Kommission; EU-12 und EU-15: .lgene Berechnung. 

Die Zunahme der öffentlichen Verschuldung gemessen in Prozent des BIP (Nettoneuverschuldungsquote 86) übertraf im 

Jahr 2003 mit 2,3% des BIP den Vo�ahreswert des EU-15-Aggregats ( 1 ,8% des BIP) deutlich. Im Euroraum erreichte die 

Neuverschuldung eine Höhe von 2,9% des BIP, wodurch sich die Verschuldungsdynamik des Vo�ahres (2002: 2,1% des 

BIP) fortsetzte. Griechenland (5,9%) und Frankreich (5,5%) erzielten die höchsten Neuverschuldungsquoten der EU-Mit

gliedstaaten, Österreich blieb mit 0, 1 %  klar unter den Durchschnittswerten der EU-12 und der EU-15. Negative Quoten und 

einen Rückgang der nominellen Staatsschuld konnten nur Belgien (-2,1%), Dänemark (-1 ,2%), Luxemburg (-0,6) und Spa

nien (-0,3%) verzeichnen. 

Der öffentliche Finanzierungssaldo in % des BIP verschlechterte sich im Durchschnitt der EU-12-Länder von -2,3% im 

Jahr 2002 auf -2,7% des BIP im Berichtsjahr (siehe Grafik 17). Mit Ausnahme Spaniens, Irlands und Belgiens verschlechterte 

sich das Haushaltsergebnis aller Euroländer, im Falle Luxemburgs und Finnlands erreichte der Rückgang mehr als 2,0 Pro

zentpunkte des BIP, wenngleich diese Länder weiterhin positiv bzw. ausgeglichen bilan2ierten. In Griechenland (-3,0%) und 

den Niederlanden (-3,2%) weitete sich das Budgetdefizit um jeweils mehr als einen Prozentpunkt aus, sodass der Referenz

wert in Höhe von 3% des BIP im Jahr 2003 nunmehr erreicht bzw, überschritten wurde. Die Europäische Kommission (EK) 

86 Diese Quote weicht in der Regel aufgrund SO genannter Stock-Flow-Adjustments (das sind nicht defizitwirksame Transaktionen Im Sinne 
des ESVG 95 wie z. 8 VermOgenstransakUonen oder ROcklagenbewegungen, dIe ausSChließlich den Finanzierungsbedarf verandem. In
tergovemmentale Veranlagungen, die den Schuldenstand verringem, zeitilche Abgrenzungsuntersc:hiede (Accrual-Prinzlp In Bezug auf 
da. Derozi� Kassenpr1nzlp in Bezug auf den Schulden.tand) sowie Wechselkursschwankungen» von der Defizltquot. im Sinne des 
Maastricht-Vertrages bzw. des Stabititats- und WechslUmspaktes ab (siehe dazu Kapitel 3.2). 
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Grafik 1 7  
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leitete im Mai 2004 mit der Feststellung eines übermäßigen Defizits im Sinne der EDP 87 - das auf der Gnmdlage aktuellster 

Budgetdaten in beiden Fällen eine Höhe von 3,2% des BIP erreicht haben dürfte - das dafür vorgesehene Verfahren nach 

Artikel 104 Abs. 3 des EG-Vertrages ein. Im Gegensatz zu den Niederlanden, wo das Defizit im Kontext eines starken Wirt· 

schaftsabschwungs (reales SIP-Wachstum im Jahr 2003 in Höhe von -0,7%) entstand, dürfte in Griechenland die Überschrei

tung des Schwellenwertes (trotz des starken Wirtschaftswachstums) auf Einnahmenausfälle sowie auf eine unerwartet hohe 

Ausweitung der Primärausgaben (insbesondere außerplanmäßige Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung 

auf die Olympischen Spiele) zurückzuführen sein. Auch für das Jahr 2004 geht die EK in beiden Fällen von einem übermäßi

gen Defizit aus. 

Frankreich (-4 , 1%) und Deutschland (-3,9%) verfehlten im Berichtsjahr das Defizitkriterium abermals klar, nachdem bereits 

auf der Grundlage der Haushaltsergebnisse 2002 in beiden Ländern das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit eingeleitet 

wurde. Allerdings setzte der Europäische Rat - trotz Empfehlung der EK, mit Art. 104 (9) fortzufahren 88 - das Verfahren 

gegen Deutschland und Frankreich aus. Die EK sah darin einen Verstoß gegen den Stabilitäts- und Wachstumspakt der EU 

und brachte im Jänner 2004 beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) eine Klage gegen den EU-Finanzministerrat ein. Für das 

laufende Haushaltsjahr errechnete die EK im Rahmen ihrer Frühjahrsprognose 2004 wiederum eine klare Überschreitung des 

Referenzwertes in beiden Fällen. 

Das Verfahren gegen Portugal, das infolge eines übermäßigen Defizits im Jahr 2001 (4,4% des BIP) gestartet wurde, wurde 

im Mai 2004 eingestellt, nachdem der Finanzierungssaldo Portugals sowohl 2002 als auch 2003 unter der 3-Prozent-Marke 

lag. Allerdings läuft Portugal Gefahr, den Referenzwert 2004 und 2005 wieder zu überschreiten. 

Die EK empfahl im April 2004, eine Frühwamung (Präventivinstrument des SWP) an Italien zu richten, um rechtzeitig geeig

nete, zusätzliche Maßnahmen setzen und dadurch ein übermäßiges Defizit ab dem Jahr 2004 vermeiden zu können. Der 

Empfehlung der Kommission wurde allerdings durch den Ratsbeschluss, keine Maßnahmen gegen Italien anzustrengen, 

sofern das geplante Sparpaket für das laufende Haushaltsjahr bis Mitte des Jahres geschnürt werde, nicht entsprochen. 

Neben den genannten Ländem des Euroraumes verzeichnete auch Großbritannien im Berichtsjahr 2003 ein gesamtstaaUi

ches Defizit von über 3% des BIP, allerdings wurde im Rahmen des Kommissionsberichtes über die Haushaltslage (nach Art. 
104 (3)) festgestellt, dass das Defizit nur vorübergehend und geringfügig über dem Referenzwer1 lag und folglich kein über

mäßiges Defizit im Sinne des EG-Vertrages bestand. Außerdem wurde im Mai 2004 gegen sechs Nationen aus der Reihe der 

zehn neuen EU-Mitgliedstaalen die Excessive Deficit Procedure eingeleitet. Konkret waren davon Malta, Polen, die Slowakei, 

die Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypem betroffen. 

Österreich blieb 2003 mit einem öffentlichen Defizit im Sinne des ESVG 95 von 1 ,3% des BIP klar unter dem Durchschnitt 

der EU-12, obwohl sich das Haushaltsergebnis gegenüber dem Vorjahr (-0,4% des SIP) deuUich verschlechter1e. Nur Finn

land (+2,3%), Spanien (+0,3%), Irland (+0,2%), Belgien (+0,2%) und Luxemburg (-0,1%) bilanzier1en besser als ÖSterreich 

und erfüllten die Vorgaben des SWP, das Rechnungsjahr 2003 positiv bzw. ausgeglichen abzuschließen. 

Nachdem die Verschuldung des öffentlichen Sektors In % des BIP im Durchschnitt der EU-12 seit ihrem Höchststand im 

Jahre 1996 kontinuierlich rückläufig war, stieg sie im Berichtsjahr erstmals wieder an und erreichte 70,4% des BIP (2002: 

69,2% des BIP). Analog dazu verlief die Entwicklung des EU-1 5-Aggregats im Jahr 2003 mit 64,0% gegenüber 62,5% des 

BIP im Vorjahr. Das (anhaltend schwache) Wirtschaftswachstum im Euroraum reichte nicht aus, die Verschuldungsdynamik 

zu kompensieren und dadurch in weiterer Folge die Schuldenquote zu stabilisieren bzw. zurückzuführen. 

87 Im Rahmen der Extessive Derleit Procedure wird ein Überschreiten des Referenzwertes von 3% als Obermaßiges Oeflzft bezeichnet, 
sofern dies nicht nur ausnahmsweise und vorObergehend erfoJgt. insbeSOndere nicht. .wenn dies auf ein außergewOhnliches Ereignis, 
das sich der KonlroUe des betreffenden Mitgliedstaates entzieht und dte staatliche Finanzlage erheblich beeintrachügt, oder auf einen 
sehwerwiegenden Wlttsehaftsabscl1wung zurOckzufOhren isr (Verordnung (EG) Nr. 1467/97). 

88 Oie nächsten Verfahrenssehritte waren demnach die OffentJiche Bekanntmachung der Empfehlungen des Rates sowie die Aufforderung, 
die nach Meinung des Rales erforderlichen Maßnahmen umzusetzen. Werden diese Maßnahmen nicht innerhalb einet bestimmten Frist 
ergriffen, kann der Rat von Sanktionsinstrumenten Gebrauch machen, 
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ÖSterreich blieb mit 64,9% zwar unter dem Durchschnitt des Euroraumes, verfehlte aber den Referenzwert von 60% des BIP 

klar.89 Im Berichtsjahr überschritt erstmals auch Frankreich mit 63,0% des BIP den Schwellenwert, wobei die Zunahme der 

Schuldenquote mit 4,4 Prozentpunkten am deutlichsten ausfiel. Auch in Deutschland erhöhte sich die Quote beträelltlich 

(+3,4 Prozentpunkte) und erreichte 64,2% des BIP. Mit den hoch verschuldeten Ländem Italien (106,2%), Griechenland 

(103,0%) und Belgien (100,5%) verfehlten im Jahr 2003 nunmehr sechs Nationen das Verschuldungskriterium nach Maast

richt, wobei Portugal (59,4%) zudem nur knapp unterhalb blieb. Unter den hoch verschuldeten Ländern rutschte Belgien mit 

einer Reduktion der Schuldenquote um 5,3 Prozentpunkte beinahe (erstmals seit 1982) unter die 1oo-Prozent-Marke, in Ita

lien und Griechenland hingegen fiel der Rückgang mit 1,8 bzw. 1 ,7  Prozentpunkten vergleichsweise gering aus. Luxemburg, 

Irland, Spanien und ÖSterreich konnten im Berichtsjahr ebenso einen Rückgang der Verschuldungsquote verzeichnen. 

In den Vereinigten Staaten, aber auch in der Schweiz erhöhte sich die Verschuldungsquote um jeweils 2,4 Prozentpunkte, 

wodurch sich die Annäherung an den Durchschnittswert der EU fortsetzte. Die Verschuldung in den USA (Federal, State und 

Local Govemments) erreichte im Jahr 2003 48,0% des BIP (2002: 45,6%), in der Schweiz betrug die öffentliche Verschul

dung (Bund, Kantone und Gemeinden) 56,4% des BIP (2002: 54,0%). In Japan stieg die Staatsverschuldung abermals be
trächtlich, wenngleiell die Zunahme der Quote mit 5,3 Prozentpunkten im Vergleich zu den Vo�ahren (2001:  +13 Prozent

punkte; 2002: +14 ProzenIpunkte) verhältnismäßig moderat ausfiel. Mit 134,4% des BIP erreichte Japan einen historischen 

Höchststand und wies mit großem Abstand die höchste Verselluldungsquote - im Rahmen der betrachteten Länder - aus. 

Analog zur Entwicklung des nominellen Wirtschaftswachstums, das im Rahmen der Ausführungen zur Verschuldungsquote 

die Zunahme der nominellen Staatsschuld nicht kompensieren konnte, reichte im Berichtsjahr das Bevölkerungswachstum 

nicht aus, den Schulden stand pro Kopf zu reduzieren. Der Schuldenstand pro Kopf nahm gegenüber dem Jahr 2002 von 
16.000 auf 16.700 EUR (EU-12) bzw. von 15.200 auf 15.700 EUR (EU-15) markant zu. ÖSterreich wich zwar durch die (ge
ringfügige) Abnahme der Pro-Kopf-Verschuldung - gemeinsam mit Belgien, Luxemburg, Spanien und Dänemark - vom 

europäischen Trend ab, blieb aber bei diesem Verschuldungsindikator weiterhin deutlich über dem europäischen Durch

schnitt. Obwohl die Verschuldungsquote der Schweiz - unter Bedaelltnahme auf bestehende Vergleichshemmnisse - im 

europäischen Kontext verhältnismäßig niedrig einzustufen war, lag die Verschuldung pro Kopf mit 20.700 EUR im Gegensatz 

dazu markant über dem Durchschnittswert der EU-15 bzw. EU-12. Der Schweizer Wert wurde im Jahr 2003 nur von Belgien 

(26.000 EUR) und Griechenland (23.8oo EUR) übertroffen. Während die Pro-Kopf-Verselluldung 2003 in den Vereinigten 

Staaten trotz beträchtlicher Zunahme (+1 .200 EUR) gegenüber dem V�ahr mit 14.600 EUR vergleichsweise gering ausfiel 

und siell die USA damit im Mittelfeld der EU-Staaten positionierte, ragte hingegen in Japan sowohl die Veränderung (+ 1 .500 

EUR) als auch die absolute Höhe (38.900 EUR) des Schuldenstandes pro Kopf heraus. 

Die Durchschnittsverzinsung der öffentlichen Verschutdung im Euroraum ging innerhalb der Beobachtungsperiode kon

tinuierlich zurück und betrug im Jahr 2003 durchschnittlich 5,1 %. Alle EU-12-Staaten verzeichneten im Berichtsjahr einen 

Rückgang der Finanzierungskosten gegenüber dem Vo�ahr und erreichten den Tiefststand innerhalb des Betrachtungszeit

raums. Die Spannweite - der Abstand zwischen dem größten und kleinsten Wert - innerhalb der Mitgliedstaaten der WWU 
betrug 1 ,6 Prozentpunkte und halbierte siell seit dem Jahr 1999. Ebenso verringerte sich die Differenz der 

Durchschnittsverzinsung ÖSterreichs zum EU-12-Aggregat tendenziell. Zuletzt lag die durchschnittliche Verzinsung in 
ÖSterreiell nur noch 0,2 ProzenIpunkte unter dem Durchschnittswert der EU-12. Im Berichtsjahr erzielten Luxemburg (4,1%), 

Finnland (4,3%) und Irland (4,3%) die niedrigsten Finanzierungskosten, Portugal und Spanien erreichten jeweils den Wert 
ÖSterreichs in Höhe von 4,9%. Über dem Durchschnitt des Euroraumes lagen Griechenland (5,7%), Belgien (5,5%) und die 

Niederlande (5,4%). 

Diese Entwicklungen zeigen zum einen die zunehmende Zinskonvergenz auf den Rentenmärkten und zum anderen, dass 

noch bestehende Zinsnachteile auf den Rentenmärkten durch ein aktives Portefeuillemanagement, den Einsatz von Derivati

ven und/oder dureIl Fremdwährungsfinanzierungen mit niedriger Nominalverzinsung wettgemacht werden können. 

89 Naheres zur Entwicklung der öffentlichen Verschutdung in Osterreich Ist im Kapitel 3_3 zu finden 
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Tabelle 32: DurchschniHsverzinsung der Verschuldung des öffentlichen Sektors 1 999 bis 

2003 

1999 2000 2001 2002 2003 

Belgien 6,1 6,2 6,1 5,7 5,5 
Deutschland 5,8 5,6 5,5 5,2 5,0 
Finnlal'ld 6,6 6,5 6,3 5,2 4,3 
Frankreich 5,7 5,5 5,6 5.4 5,0 
Griechenland 8,2 7,7 7,0 6,0 5,7 
I�and 4,9 5,1 4,4 4,4 4,3 
Italien 5,9 5,8 6,0 5,4 5,1 
luxemburg 5,5 5,2 5,0 4,8 4,1 
Nieder1ande 7,1 6,7 6,5 5,9 5,4 
Österreich 5,5 5,5 5,4 5. 1  4,9 
Portugal 6,1 6,1 6,0 5,4 4,9 

Spanten 5,7 5,5 5,5 5,2 4,9 

EU·12·Aggrogat 5,9 5,8 5,8 5,4 5,1 

1 )  Zinsaufwand im Sinne der budgetaren Notifikabon im VerhaJtms zum durch-
schnit1lChen Schuldenstand der Beobachtungsperiode 

Quetle; Europaisc/le Kommission und eigene Berechnung 

Finnland (-0,9 Prozentpunkte) und Luxemburg (-0,7 Prozentpunkte) konnten im Jahr 2003 den stärksten Rückgang der Fi
nanzierungskosten gegenüber dem Vorjahr verbuchen, Ausschlaggebend dürfte im Falle Finnlands ein positiver Swap-Effekt 
gewesen sein, der erstmals im Jahr 2003 zu verzeichnen war, eine Größenordnung von 0,2% des BIP erreichte und mit einer 
Ausweitung der variabel verzinsten Schuldkategorien einherging, Luxemburg tilgte insbesondere langfristige Verbindlichkei
ten, sodass der Anteil der kurzfristigen Finanzierungsforrnen an Bedeutung gewann, Fremdwährungsfinanzierungen werden 
- im Gegensatz zu ÖSterreich - in den WWU-Ländem kaum in nennenswertem Umfang in Anspruch genommen. Auch in 
Finnland ging der Anteil der Fremdwährungsfinanzierungen an den Gesamtschulden von 1 3,6% im Jahr 2002 auf 2,6% im 
Berichtsjahr zurück.90 

Zu bemerken ist, dass eine Verschuldungsstruktur mit relativ niedriger Duration (Resdaufzeit des Schuldenportefeuilles unter 
Berücksichtigung der Zinsslröme) wie in Finnland oder in Irland mit einem erhöhten Zin5änderungsrisiko einhergeht, das bei 
steigendem Marktzinsniveau die Kosten der öffentlichen Verschuldung erheblich anheben kann. 

90 Der Anteil von Nlcht·WWU·Wahrungen an der Offentllchen Verschuldung dOrne 2003 - abgesehen von OsterreIch mit einer vergleichs
weise hohen Fremdwahrungsqucte von Ober 10% - durchschnit1l1ch in etwa 2% betragen haben 

69 

III-97 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 71 von 120

www.parlament.gv.at



6 VORSCHAU: OSTERREICHISCHES STABILITÄTSPROGRAMM 

FÜR DIE JAHRE 2003 BIS 2007 

Die Bundesregierung legte am 18. November 2003 die 2. Fortschreibung des Stabilitätsprogramms für ÖSterreich für die 
Jahre 2003 bis 2007 vor, das gemäß EU-Verordnung 1466197 über den Ausbau der haushaltspolitischen Überwachung und 
der Überwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken von den Mitgliedstaaten jährlich vorzulegen ist und folgende 
Angaben zu enthalten hat91 

• das mittelfristige Budgetziel für einen beinahe ausgeglichenen Haushalt oder einen Überschuss einschließlich des ge
planten Anpassungspfads und der zu erwartenden Entwicklung der Schuldenquote, 

• die bei der Prognose unterstellten makroökonomischen Annahmen und 
• eine Sensitivitätsanalyse, die die budgetären Auswirkungen bei Änderung der makroökonomischen Annahmen aufzeigt. 

Der inhal�iche Aufbau der Stabilitätsprogramme wurde zudem im Rahmen eines adaptierten ,Code of Conducr, der vom 
ECOFIN-Rat im Juli 2001 verabschiedet wurde, vereinheitlicht und konkretisiert.92 

Im Folgenden werden nun die budgetären Ziele des österreichischen Stabilitätsprogramms für die Jahre 2003 bis 2007 sowie 
die Einschätzung der EU-Kommission zur Haushaltslage in ÖSterreich vorgestellt. 

Im aktuellen Stabilitätsprogramm für Österreich wurden die Konjunkturerwartungen für die Jahre 2003 und 2004 gegen
über der 1 .  Fortschreibung vom März 2003 zurückgenommen. Im ,Haupt- bzw. Norrnalszenario' wird ein reales Wirtschafts
wachstum von O,g% (-0,5 Prozentpunkte gegenüber der 1 .  Fortschreibung) im Jahr 2003 unterstellt, das sich bis 2005 auf 
2,5% beschleunigt und in weiterer Folge in etwa auf diesem Niveau verweilt. Das durchschnitlliche jährliche Wachstum für 
den Zeitraum 2003 bis 2007 beträgt 1 ,9% und liegt damit knapp unter dem im Stabilitätsprogramm ausgewiesenen, durch
schnitllichen Potenziatwachstum von Österreich in Höhe von 2,0%. 

Die wirtschaftspolitische Schwerpunktsetzung der Bundesregierung im Rahmen des Stabilitätsprogramms - mit dem Ziel, 
das Wachstumspotenzial der österreichischen Wirtschaft zu verbessem - umfasst: 

• die Stärkung der Wachstumskräfte durch Initiativen in den Bereichen Forschung und Entwicklung, Infrastruktur und Bil
dung, die entsprechende europäische Initiativen verstärken sollen, 

• die Erhöhung der Standortattraktivität in ÖSterreich, insbesondere vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung, 
• die beschleunigte Senkung der Abgabenquote mit zunehmender Ökologisierung des Steuersystems im europäiSchen 

Gleichklang (Energiesteuem und Mineralölsteuem) und der Senkung von Lohnnebenkosten, 
• die Fortführung der Strukturrefarmen auf der Ausgabenseite öffentlicher Haushalte (Verwaltungsreforrn, Beziehungen 

zwischen den Gebietskörperschaften), 
• die nachhaltige Sicherstellung der Finanzierbarkeit des österreichischen Pensionssystems, 
• die Fortsetzung der Privatisierungspolitik, 
• die Restrukturierung der ÖSterreichischen Bundesbahnen. 

Die geplante Entwicklung des gesamtstaallichen Budgetsaldos wird zum einen von der schwachen konjunkturellen Ent
wicklung geprägt, und zum anderen durch die vorgesehene Steuerreform (2004 und 2005) bestimmt. Über den gesamten 
Prognosezeitraum 2003 bis 2007 sind folgende Budgetdefizite zu erwarten: Ausgehend von einem negativen Finanzierungs
saldo in Höhe von 1 ,3% des BIP im Jahr 2003, soll im Jahr 2004 das Haushaltsdefizit auf 0,7% des BIP rückgeführt werden 
und bedingt durch die zweite Etappe der Steuerrefarm im Jahr 2005 auf 1 ,5% des BIP ansteigen. In weiterer Folge ist wieder 

91 Jene EU-Lander. die nicht Teilnehmer der WWU sind. haben ihre rruttelfrlsbgen haushattspohtlschen Z'tels in Form von Konvergenz· 
programmen darzulegen. die zUSlll2lld1 lnformallOnen Ober die Innations- und Wechselkursen1wicklung en1ha�en. 

92 Siehe dazu Format and Content of Stabllity and Convergence pnograms In Pub lic Finances In EMU 2002, European Eoonomy, No 
312002. p 201-206. 
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eine RückfUhrung des gesamtslaatlichen Budgetdefizits auf 0,4% des BIP (2007) geplant. Allerdings dürfte sich dieser Kon

solidierungsprozess angesichts der laoilen Konjunkturtage aus gegenwärtiger Sicht verzÖQem.93 

Tabelle 33: Eckdaten des österreichischen StabIlItätsprogramms für die .Jahre 2003 bis 

2007 

2003 2004 2005 2006 2001 

Finanzlarungssaldo Staat 

In % des BIP 
-1,3 -0,7 -1,5 ·1,1 -0,4 

davon: 
Bundessektor -1,8 -1,4 -2.2 -1,9 -1,1 

länder und Gemeinden 0.5 0,1 0,1 0,1 0,1 

Sozlatverslcherungstrager 0,0 0,1 0,0 0.0 0,0 

Staat581nnahmanquot8 

(in % des BIP) 
50.6 50,0 48.5 48,3 48,0 

Staatsausgabenquote 
51,9 50,7 50,0 49,4 48,4 

(in % des BIP) 

Bruttoinlandsprodukt, raal t, 0.9 1,9 2,5 2,5 2,4 

BruHolnlandsprodukt, nomlnall 'I 2.3 3,2 4,0 3.9 3,9 

1 )  ProzenlVeranderung zum vOIjanr. 
Quelle: BMF: Oslerreichf_sches SlabilitAlsprogramm vom November 2003< 

Bei den BUdgetüt>erschüssen der Länder und Gemeinden �rd ein Anstieg von 0,5% des BIP im Jahr 2003 auf 0,7% des 

BIP (unter der Annahme einer Prolongation des mit Ende 2004 auslaufenden österreichischen Slabilitätspaktes) ab dem Jahr 

2004 angenommen. Das Budgetdefizit des Bundessektors t>ewegt sich innerhalb des Prognosezeitraumes - abgesehen von 

den Jahren 2004 und 2007 mit Budgetdefrziten von 1 ,4% bzw. 1 , 1  % des BIP - in der Größenordnung von 2% des BIP. Im 

Jahr 2005 wird das höchste Budgetdefizit des Bundes mit 2,2% des BIP als Folge der zweiten Etappe der Steuerreform 

erwartet. Für die Sozialversicherungsträger wird - in Ant>etracht der Ausfallhaftung des Bundes für die Pensionsversiche

rung - über den gesamten Betrachtungszeitraum ein ausgeglichener Budgetsaldo angesetzt. 

Innerhalb der Legislaturperiode (2003 bis 2006) werden im aktuellen Stabilitätsprogramm Einsparungen auf der Ausgaben

seite vorgesehen, die zu einem Rückgang der Ausgabenquote um 2,5 Prozentpunkte auf 49,4% des BIP (2006) führen sol

len. Dat>ei sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

• Verwaltungsreform des Bundes und Verminderung der Zahl öffenUich Bediensteter, 
• Üt>erprüfung von Bundesförderungen und ÖBB-Reform, 
• Neuordnung der Aufgat>enaufteilung t>ei Ländem, Städten und Gemeinden, 
• Reform im Pensionst>ereich und 
• Reform der Sozialversicherung. 

Für die Entwicklung der Einnahmenseite ist die Umsetzung der Steuerreform, die in zwei Etappen geplant ist, von großer 

Bedeutung. Die erste Etappe - die mit 1 .  Jänner 2004 in Kraft getreten ist - t>ewegt ein Volumen von rund 0,9 Mrd EUR und 

soll laut Slabilitätsprogramm zu einer Nettoentlastung von rund 0,5 Mrd EUR (0,25% des BIP) führen. Oie Eckpfeiler im Rah

men des ersten Reforrnschrittes sind: 

93 Oie SensitMtalSanalyse des al<tuelien Stabil iUltsprogr.lmms zeigt. dass auch bei einem geong"",n Wachswmspfad (dur<:hschnittliches 
Wachstum um etwa 1,5% pro Jahr) eine deutfiche Unterschreitung der DerlZitobergrenze in Höhe von 3% des BIP fOr den gesamten 
Prognosezeitraum sichergeslellt wind. Allerdings I3ge das BudgetdeflZi1 aucl1 nocI1 2007 bei 0.9% des BIP. 
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• EnUastung unterer und mittlerer Einkommen durch Erflöhung der Steuerfreigrenze im Einkommensteuergesetz (vollstän

dige Steuerentlastung für Bruttojahreseinkommen bis knapp 14.500 EUR), 
• Förderung der Eigenkapitalbildung in Untemehmen durch Einführung einer begünstigten Besteuerung nicht entnomme

ner Gewinne für Einzeluntemehmen und Personengesellschaften (halber Steuersatz, mindestens jedoch 20%), 
• Verstärkung der ökologischen Komponenten im österreichischen Steuersystem im europäischen Gleichklang (Energie

steuem und Mineralölsteuem), 
• Entlastung im Bereich der Lohnnebenkosten insbesondere für ältere Arbeitnehmer, 
• Streichung der 1 3. Umsatzsteuer-Sondervorauszahtung (bereits ab 2003). 

Ab dem Jahr 2005 soll die zweite Etappe der Steuerreform 94 wirksam werden und zu einer NettoenUastung von rund 2,5 Mrd 

EUR führen. Insgesamt dürfte die angestrebte SteuerenUastung ein Ausmaß von rund 3,0 Mrd EUR bzw. 1,3% des BIP errei

chen und die gesamtstaatliche Abgabenquote ab 2005 auf unter 43% des BIP senken. Die Einnahmenquote wird ebenso 

rückläufig ausgewiesen und bis Ende der Legislatunperiode eine Höhe von 48,3% des BIP erreichen. 

Tabelle 34: Bestimmungsgründe der Veränderung der Schuldenquote des öffentlichen Sek

tors 2003 bis 2007 

2003 2004 2005 2006 2007 

Staatsschulden in Mrd EUR 148.2 151.7 1 53.6  155.1 155.0 

SchuldenquQte In % des BIP 66,. 65,8 64,1 62,3 59,9 

Verlnderung der Schuldenquote .0,3 .0,6 -1,7 -1,8 -2,04 

davon Beitrag ') 
des primaren Saldos 2. -2.4 ·2.8 -1,9 -2,2 -2.8 

der Zinszah/ungen des Staates +3.6 +3.5 +3,4 +3.3 +3.2 
des I'IOmInetten BIP-Wachstums -1.8 -1,8 -2,6 -2,5 -2,5 

des StocI<-FIow-AdJustment +0,3 +0.5 �,6 �,4 �,3 

1) - = positiver Beitrag (+ = nega"ver Beitrag) zur Reduzlerung der ScI1uldenquote 

2) - = Prim3rOberschuss. 
Quelle: BMF: Osterreichlsehes Stabilitatsprogramm vom November 2003. 

Das Stabilitätsprogramm sieht einen kontinuierlichen Anstieg der nominellen Staatsverschuldung bis zum Jahr 2006 vor, 

der am Ende des Prognosezeitraums (2007) zum Stillstand kommt.95 Aufgrund des unterstellten (nominellen) Wirtschafts

wachstums und der Entwicklung des Primärsaldos ist ein sukzessiver Rückgang der Verschuldungsquote zu erwarten, der 

durch die Rückführung der Schulden aus der Rechtsträgerfinanzierung verstärkt wird (Stock-Flow-Adjustments). Gemäß 

Stabilitätsprogramm sollte schließlich im Jahr 2007 der Referenzwert von 60 Prozent unterschritten werden. 

Die EU-Kommission kam bei ihrer Bewertung des aktualisierten österreichischen Stabilitätsprogramms vom November 2003 

für die Jahre 2003 bis 2007 zu folgenden Schlussfolgerungen zu Jahresanfang 2004:96 

• Das unterstellte makrOOkonomische Szenario erscheint realistisch, dürfte aber eher optimistisch einzustufen sein. 

• Der haushalts politische Kurs des aktualisierten Stabilitätsprogramms sollte zwar sicherstellen, dass die Defizitober-

94 Zum Zeitpunkt der Erstellung des StabllitAtsprogramms waren noch keine Details Ober die 2 Etappe der Stouorreform bekannt. Anfang 
Mal 2004 wurden u. a. eine Reform des Einkommen- bzw lohnsleuertarifs. KlnderzuschlAge zum Alleinverdlenerabsetzbetrag. eine Er
hOhung der Pendlerpauschale. eine Senkung des KOrperschaftsteuertarifs und Verbesserungen bei der Gruppenbesleuerung vom Natio· 
nalrat beschk)ssen. 

95 Eine Verminderung de< Verschuldung.höhe In absoluten GrOßen erfordert BUdgetOberschOsse und/oder finanzielle Transaktionen \'Ier
mogenslransaktionen). die in die Position .Stock*FIow-Adjustmenr eingehen. 

96 Ausschnitte aus der Presseaussendung der EuropAlschen Kommrssion vom 7 JAnner 2004 (IPJ04I13) 
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grenze von 3% des BIP selbst bei einem normalen Konjunkturabschwung nicht überschritten wird. Das Ziel eines ausge
glichenen Haushaltes gemäß den Vorgaben des Europäischen Stabilitäls- und Wachstumspaktes dürfte aber während 
des gesamten Programmzeitraumes unerreichl bleiben. 

• Die Rückführung der Verschuldungsquote erfolgt unter optimistischen Annahmen bezüglich des BtP-Wachstums sowie 
der Einplanung beträchtlicher Privatisierungserlöse, sodass die angestrebte Unterschreitung des 60-Prozent
Referenzwertes im Jahr 2007 mit großer Unsicherheit behaftet ist. 

• Der bestehenden Unsicherheit bezüglich der erwarteten Einsparungen auf Bundesebene und der positiven Beiträge zum 
gesamtstaatlichen Haushatlsergebnis seitens der nachgeordneten Gebietskörperschaften sollte mit einer weiteren Aus
gabenzurückhaltung begegnet werden. 

• Die Einnahmenverluste aus der angestrebten Senkung der Steuerbelastung im Rahmen der geplanten Steuerreform 
sollten durch weitere Kürzungen der strukturellen Ausgaben (insbesondere auch auf regionaler und kommunaler Ebene) 
kompensiert werden. Die bisherigen Erfahrungen haben das Risiko aufgezeigt, Steuersenkungen ohne gleichzeitige und 
angemessene Ausgabenzurückhaltung vorzunehmen. 

• Die generelle Vorgabe, ,eine prozyklische Politik zu vermeiden', wird im Jahr 2005 durch die geplante Reduktion der 
Abgabenbelastung missachtet, wenngleich diese Maßnahme zur wachstumsfreundlichen Gestaltung der Angebolsbe
dingungen beiträgt. 

• Die Rentenreform stellt ein bedeutendes Element der angestrebten Reformprozesse dar, um die durch die Bevölke
rungsalterung entstehenden Belastungen öffentlicher Haushalte aufzufangen. Allerdings verzögert die lange Übergangs
zeit bei der Aufhebung der Regelung zur vorzeitigen Pensionierung die Entlastung öffentlicher Finanzen. 
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7 ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

7.1 Rahmenbedingungen und Fiskalposition des öffentlichen Sektors in 

Österreich 2003 

• Die nunmehr seit 2001 anhaltende Konjunkturschwäche konnte auch im Berichtsjahr 2003 nicht überwunden werden. 
Die österreich Ische Wirtschaft wuchs im Jahr 2003 mit real %% (2002: +1 ,4%) im gleichen Ausmaß wie der Durch
schnitt der EU-15 und rascher als die Eurozone (+0,4%). Erschwerend für eine konjunkturelle Erholung in Europa wirkte 
die schwache Binnennachfrage, verbunden mit einer steigenden Sparquote als Folge der zunehmenden Verunsicherung 
der Bevölkerung angesichts der angespannten Arbeitsmarl<.tsituation sowie der Konsolidierungsbemühungen (z. B. Pen
sionsreformen) öffentlicher Haushalte, aber auch die Stärl<.e des Euro (Kapitel 2.3). 

• Die Zinsentwicklung wies abermals vorrangig einen Abwärtstrend auf: Die Drei-Monats-Zinssätze auf dem Geldmarkt 
(EURIBOR) lagen im Jänner bei 2,8%, erreichten ihre geringsten Werte im Juli mit 2,1% und stiegen im weiteren Jahres
verlauf geringfügig (Dezember 2003: 2,15%). Die Kapitalmarktsätze verzeichneten einen ähnlichen Verlauf, wenngleich 
der Zinsanstieg im Herbst 2003 akzentuierter als auf dem Geldmarl<.t ausfiel. Die Sekundärmarktrendite für österrei
chische Bundesanleihen unterschritt im Jahresdurchschnitt (1O-Jahres-Bereich) den Vo�ahreswert um 0,8 Prozent
punkte und lag 2003 bei 4,2%. Der Abstand zwischen den lO-Jahres-Zinssätzen und den Drei-Monats-Zinssätzen er
reichte im Jahresdurchschnitt 185 Basispunkte (2002: 165 Basispunkte) (Kapitel 2.1 und Kapitel 4.3) 

• Die aktuellen Ergebnisse für die Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors in Österreich (Stand: März 2004) für 
das Berichtsjahr 2003 bestätigen die bereits zu Jahresanfang 2003 im österreichischen Stabilitätsprogramm dargestellte 
Ausweitung des gesamtstaaUichen Budgetdefizits in ÖSterreich. Nach einem Budgetdefizit im Jahr 2002 in Höhe von 
0,2% des BIP, dürfte sich im Berichtsjahr ein Budgetdefizit für den öffentlichen Sektor in Höhe von 1 ,3% des BIP erge
ben. Dabei muss jedoch erwähnt werden, dass die vorliegenden Daten für 2003 noch vorläufig sind und vor allem im Be
reich der Gemeindegebarung auf Schätzungen beruhen (Kapitel 3.2.1). 

• Im Berichtsjahr 2003 waren für die Verschlechterung des Budgetsaldos des Staates insbesondere konjunkturelle Ein
flüsse verantwortlich. Zum Teil bedingten jedoch auch andere EinHussfaktoren budgetäre Mehrausgaben bzw. Minder
einnahmen, die durch die Fortsetzung des Konsolidierungskurses nur zum Teil kompensiert werden konnten. Im Folgen
den werden nun wichtige Einzelaspekte, die die Budgetentwicklung im Jahr 2003 bei den öffentlichen Haushalten 
prägten, angeführt (Kapitet 3.2.1): 

74 

o Das Steueraufkommen war im Jahr 2003 vor allem durch die anhaltend ungünstige Wirtschaftslage, aber auch in
folge von Sondereffekten abermals äußerst gedämpft. Die Gesamtsteuereinnahmen aller Gebietskörperschaften fie
len sogar um 0,4 Mrd EUR geringfügig niedriger als im Vo�ahr aus (Steueraufkommen 2003: 62,9 Mrd EUR, 2002 
und 2001: 63,3 Mrd EUR). Erhebliche Steuerausfälle waren insbesondere bei den direkten Steuern und hier wieder
um bei der veranlagten Einkommen- und Körperschaftsteuer zu verzeichnen, deren Aufkommen rückläufig war. 
Das geringe Steueraufkommen bei den direkten Steuern ging zum Teil auch auf Sondereffekte zurück, wie Steuerer
leichterungen aus den beiden Konjunkturpaketen des Jahres 2002, Steuererleichterungen für Geschädigte der 
Hochwasserkatastrophe im Sommer 2002, Zahlungen infolge der Aufhebungen der Unfallrentenbesteuerung 
sowie auf einen Rückgang der Steuerguthaben. Die staatlichen Einnahmen aus der Umsatzsteuer stagnierten 
ebenfalls, wobei sich die Reform der Einfuhrumsatzsteuer zusätzlich auswirl<.te. Insgesamt ergab sich im Berichts
jahr 2003 ein geringfügiger Zuwachs an Steuereinnahmen von 0,1 Mrd EUR gegenüber dem Vo�ahr auf Bundes
ebene, während das Steueraufkommen der Landes- und Gemeindeebene mit jeweils -0,2 Mrd EUR leicht rückläufig 
war. 
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o Die angespannte Artleilsmarktlage (weiterer Anstieg der Artleitslosigkeit) erforderte auf der Ausgabenseite erhöhte 
Budgetmitlel des Bundes tUr Leistungen der Arbeitslosenversicherung (+0,3 Mrd EUR oder +1 1 ,2%) und dürfte 
gleichzeitig auch bei den Ländem und Gemeinden Mehrausgaben tUr die soziale Absicherung (Sozialhilfe) bedingt 
haben. Die ASVG-Pensionen wurden 2003 mit einer über der Inflationsrate liegenden Rate von durchschnittlich 
2,0% (0,5% Pensionserhöhung plus 1,5% Wertausgleich) angehoben. Der Zuschuss des Bundes für die Pensi· 
onsversicherung stieg deuUich (+1,0 Mrd EUR oder +17,8%), wobei allerdings dieser Zuwachs teilweise durch den 
Wegfall von bisherigen Zahlungen des AMS an die Sozialversicherungsträger begründet war. 

o Darüber hinaus ergaben sich beim Bund insbesondere Mehrausgaben durch familienpolitische Maßnahmen (In
anspruchnahme des Kinderibetreuungsgeldes, Anhebung der Familienbeihilfen per 1 .  Jänner 2003; Ausgaben des 
Familienlaslenausgleichsfonds: +0,4 Mrd EUR oder 7,7%) und durch sleigende Personalkosten. Durch die Anhe
bung der Pensionen sowie den Anslieg der Pensionierungen stiegen die Pensionsleistungen des Bundes tUr Bun
desbeamte und Landeslehrer um insgesamI 0,2 Mrd EUR oder 6,4%, wobei insbesondere die Pensionsleislungen 
an die Landeslehrer einen expansiven Verlauf aufwiesen (+0,1 Mrd EUR oder 12,2%). Die Anzahl der Pensionie
rungen von Bundesbeamten hat sich 2003 mit 6.987 Personen im Vergleich zum Vo�ahr beinahe verdoppelt. Auch 
die Kosten für die aktiv Bediensteten des Bundes (Artleitnehmerentgelte laut ESVG) entwickelten sich 2003 infolge 
der Lohnanhebung (+2,1% oder zumindest um 30 Eura pro Monat) etwas dynamischer als im Vo�ahr (2003: +0,2 
Mrd EUR oder +2,5%, 2002: +0,1 Mrd EUR oder +0,8%). Positiv hervorzuheben ist, dass der Bund sein Vorhaben, 
den Personalstand deutlich zu reduzieren, fortsetzte und im Jahr 2003 (31 .12.2002 bis 31.12.2003) weitere 4.069 
Beschäftigte in Vollzeitäquivalenten (davon 192 vZÄ durch Ausgliederungen (Museen)) abbaute. Ausgaben reduzie
rend wirkte sich neben dem strikten Budgetvollzug vor allem der Rückgang bei den Zinszahlungen für die Finanz· 
schulden aus, die 2003 um 0,3 Mrd EUR oder 4,4% geringer als im Vo�ahr ausfielen. 

o Zusatzkosten bei allen gebietskörperschaftlichen Ebenen haben die Maßnahmen zur Beseitigung der Infrastruktur
schäden der Hochwasserkatastrophe im Sommer 2002 verursachl, die zum Teil ersl im Jahr 2003 durchgeführt 
worden sind. 

o Ausschlaggebend für den Rückgang des Finanzierungsüberschusses der Länder dürfte vorrangig die Abnahme der 
Ertragsanteile als Folge der schwachen Entwicklung der Steuereinnahmen gewesen sein. Auf der Ausgabenseite 
schlugen vor allem Mehrausgaben für Sozialleistungen sowie die steigenden Kosten im Gesundheitsbereich 
zu Buche. Weilers wurde die Wirtschaftsförderung ausgebaut und die Investitionstätigkeit - insbesondere vor 
dem Hintergrund des seit dem Jahr 2002 erweiterten Verantwortungsbereichs im Straßenbau - forciert. Einsparun
gen wurden im Wesentlichen durch die konsequente Rückführung der Verschuldung und der damit verbundenen 
Reduktion der Zinsbelastung (begünstigt vom allgemein niedrigen Zinsniveau), durch Personalaufnahmestopps in 
einigen Bundesländern (Aufrechterhaltung in Tiral, Salzburg bzw. Einführung in der Steiermark) sowie in geringem 
Umfang durch Ausgliederungen (z. B. Vorarlberger Landeskonservatorium GmbH) erreicht. Weiters wurde der ein· 
geschlagene Weg, Forderungen aus Wohnbauförderungsdarlehen zu verkaufen und zur Schuldentilgung, Rückla
genzuführung und/oder Veranlagung zu verwenden, fortgesetzt (Steiermark). Die im Rahmen des innerösterreichi· 
sehen Stabilitätspaktes vereinbarten Beiträge der Länder (einschließlich Wien) zum Finanzierungssaldo des Ge
samtstaates in Höhe von 0,75% des BIP bzw. 1 ,67 Mrd EUR dürften auf der Grundlage vorläufiger Ergebnisse zum 
Rechnungsabschlussjahr 2003 nicht zur Gänze erreicht worden sein. 

o Auch die Gemeinden waren im Jahr 2003 mit einem leichten Rückgang der Steuereinnahmen gegenüber dem Vor
jahr konfrontiert. Dafür zeichnete vor allem die rückläufige Entwicklung der Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben verantworUich. Das Ausgabenwachstum wurde wesentlich durch die Ausweitung der Transfer· 
leistungen (im Gesundheits· und Sozialbereich), aber auch durch die deutliche Zunahme des Personalaufwandes 
bestimmt. Der Anstieg der Personalausgaben dürfte unter anderem auch die Folge der Einrichlung von zusätzlichen 
Kinderibetreuungsplätzen und steigenden Personalsländen in den Bereichen Gesundheit und Soziales (insbesonde
re Alten- und Pflegeheime) gewesen sein. Zudem gab es Veränderungen hinsichtlich des kommunalen Aufgaben-
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• Auf der Einnahmenseite tragen entscheidend die Steuem und Sozialversicherungsbeiträge zur Finanzierung der 
öffentlichen Ausgaben bei. Sie decken in Summe beinahe 90% der Einnahmen des Staates ab, Weitere Finanzierungs
quellen stellen ,Produktionserlöse' (Leistungsentgelte), ,Vermögenseinkommen' (Zinsen, Dividenden, Konzessions
entgelte) des Staates sowie ,Transfers' (z, B. Studienbeiträge, Gerichtsgebühren) an den Staat dar, die gemessen an 
ihrem Anteil an den Gesamteinnahmen jedoch vergleichsweise unbedeutend sind. Innerhalb dieser als ,sonstige Ein
nahmen' bezeichneten Gruppe mit einem Anteil von etwas über 10% sind die ,Produktionserlöse' (v, a, Entgelte für 
Dienstleistungen, wie beispielsweise Spitalsleistungen, Pflegeheime oder kommunale Versorgungseinrichtungen) jene, 
die den höchsten Finanzierungsbeitrag liefern, Ihr Anteil nimmt aufgrund der Ausgliederungen marktnaher Einheiten mit 
relativ hohem Kostendeckungsgrad jedoch tendenziell ab (Anteil an den Gesamteinnahmen 1999: 6%; 2003: 4%) (Kapi
tel 3.2.2), 

• Die föderale Struktur der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben ist der Tabelle 1 2  zu entnehmen. Sie zeigt, dass 
das Gewicht der einzelnen staatlichen Ebenen an den jeweiligen Ausgaben- und Einnahmenkategorien sowie an den 
Ausgaben und Einnahmen in Summe sehr unterschiedlich ist Zwischen den vier Teilsektoren des Staates bestehen en
ge Verflechtungen, die sich empirisch durch das hohe Volumen an nintragovemmentalen Transfers" zeigen. Obwohl 
die Steueranteile der einzelnen Gebietskörperschaften, die im Finanzausgleichsgesetz geregelt sind, direkt als Steuer
einnahmen des jeweiligen Rechtsträgers (Empfängers) vertlUcht sind, decken die intergovemmentalen Transfer
einnahmen der Länder rund die Hälfte und jene der Gemeinden rund ein Fünftel der jeweiligen Gesamteinnahmen ab. 
Bei den Sozialversicherungsträgem bedingt insbesondere der Bundesbeitrag zu den Pensionen eine intergovemmentale 
Einnahmenquote von mehr als 25%. Betrachtet man die Ausgabenseite, so wird ersichtlich, dass im Wesentlichen die 
Bundesebene Leistungen (mit)finanziert, die von anderen öffentlichen Rechtsträgem erbracht werden (z, B. Landes
lehrer, Wohnbauförderung, Bundesbeitrag zur Krankenanstaltenfinanzierung) Im Jahr 2003 erreichten die gesamten 
Transferzahlungen zwischen Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungsträgern rund 31 Mrd EUR, wovon rund 
21 Mrd EUR auf Zahlungen des Bundes entfielen (Kapitel 3,2,2), 

• Der Schuldensland im Sinne von Maastricht erreichte Ende 2003 - nach vorläufigen Ergebnissen - die Höhe von 
145,5 Mrd EUR und erhöhte sich - trotz BudgetdefIZit - gegenüber dem Vergleichswert des VOIjahres kaum (2002: 
145,3 Mrd EUR). Gemessen am BIP ergab sich eine Reduktion der Verschuldungsquote um 1 ,7 Prozentpunkte des BIP 
von 66,6% (Ende 2002) auf 64.9% des BIP (Ende 2003), Lässt man - abweichend von der Eurostat-Festellung - die Fi
nanzierungen des Bundes für Rechtsträger, die dem privaten Sektor zuzurechnen sind, außer Acht, so vermindert 
sich die Verschuldungsquote um rund 1 1  Mrd EUR oder 4,8% des BIP auf 60,1% des BIP. Ohne diese Rechtsträgerfi
nanzierungen häHe somit ÖSterreich am Ende des Berichtsjahres die Maaslricht-Obergrenze von 60% des BIP nur mar
ginal überschriHen (Kapitel 3.3), 

• Der Fall der Rechtsträgerfinanzierungen in Österreich zeigt, dass aus ökonomischer Sicht grundsätzlich ein Abgehen 
vom gegenwärtigen EU-Konzept einer Bruttoverschuldung hin zu einer Nettoverschuldung bzw, zumindest eine Er
weiterung des Indikatorensets um die NeHoverschuldung zweckmäßig wäre, Zur Evaluierung der öffentlichen Schulden
entwicklung im Hinblick auf die langfristige Tragfähigkeit erscheint eine Kenngröße, die neben den finanziellen Passiva 
auch die finanziellen Aktiva (Bankeinlagen, Darlehensgewährungen, Wertpapierveranlagungen, Beteiligungen) des Staa
tes einbezieht, geeigneter. Ein solches NeHokonzept in Bezug auf die Verschuldung würde weiters auch mit dem Maast
richt-Defizitbegriff korrespondieren, der Auskunft über die Veränderung des NeHofinanzvermÖQens des Staates gibt (Ka
piteI 3,3). 

• Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die öffentlichen Haushalte in Österreich im Jahr 2003 den Konsolidie
rungskurs fortgesetzt haben. Allerdings zeigt sich, dass insbesondere länger anhaltende Konjunkturschwächen den Kon
solidierungsdruck erhöhen. Zum einen ergeben sich zusätzliche Ausgaben infolge der Konjunkturschwäche (automati
sche Stabilisatoren), zum anderen können Ausgabenpositionen mit steigender Tendenz (gesetzlich normierte Anpas
sungen, beschlossene bzw. vereinbarte Leistungsverbesserungen und/oder Mengen- bzw, Preiseffekte bei öffentlichen 
Leistungen) nicht durch zusätzliche Einnahmen (Konjunkturdividende) kompensiert werden, Die Folge ist eine Auswei-
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tung des Budgetdefizits. Zwar weist ÖSterreich im internationalen Vergleich ein niedriges Budgetdefizit auf, allerdings er
scheinen weitere strukturelle Reformmaßnahmen notwendig, um das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts über den 
Konjunkturzyklus nachhaltig zu erreichen. Im Zusammenhang mit der .Qualitär der öffentlichen Finanzen kann ferner 
festgestellt werden, dass Verschiebungen der Ausgaben- und Einnahmenstruktur des öffentlichen Sektors in Österreich 
im Berichtsjahr vorrangig durch konjunkturelle Einflussfaktoren (Konjunkturschwäche) hervorgerufen wurden. Das Wir
keniassen der automatischen Stabilisatoren sowie zusätzliche Steuererleichterungen einerseits und zusätzliche Ausga
ben im Bereich der Transferleistungen an den privaten Sektor andererseits trugen dazu bei, die ausgeprägte Konjunktur
schwäche in Österreich zu dämpfen (Kapitel 3.2). 

7.2 Finanzschuldengebarung des Bundes und Gläubigerstruktur im Jahr 

2003 

• Die bereinigte Finanzschuld des Bundes (ohne Eigenbesitz) stieg 2003 infolge des höheren Nettodefizits stär1<er als 
im Vo�ahr (2003: 2,9 Mrd EUR oder 2,4%, 2002: 2,5 Mrd EUR oder 2,1%) und erreichte damit zu Jahresende die HÖhe 
von 126,9 Mrd EUR. Gemessen am BIP war dennoch ein moderater Rückgang der Verschuldungsquote des Bundes zu 
verzeichnen (2003: 56,6% des BIP, 2002 56,8% des BIP). Der Anteil der Fremdwährungsschuld an der bereinigten 
Finanzsciluld verminderte sich vergleichsweise star1< von 12,7% (Ende 2002) auf 1 1  ,0% Ende 2003 (Kapitel 4.1.1). 

• Das Debt-Management des Bundes in ÖSterreich deckte im Berichtsjahr 2003 den Finanzierungsbedarf stär1<er als 
bisher durch längerfristige EUR-Bundesanleihen. Neuaufnahmen (unter Berücksichtigung der Swaps) erfolgten 2003 
zu rund 90% in Form von EUR-Bundesanleihen (2002: rund 75%). Für diese Debt-Management-Strategie sprachen ei
nerseits das historisch tiefe nominelle Zinsniveau und zum anderen die Mar1<tgegebenheiten im Euroraum. Die Nachfra
geseite auf dem Eurofinanzmarlkt wird von international agierenden Finanzintermediären geprägt, die hohe Volumina 
bzw. Übemahmequoten nachfragen und dem Kriterium .Liquiditär sehr hohe Bedeutung beimessen (Kapitel 4.1 .1). 

• Der Renditenabstand deutscher Bundesanleihen, die den .Benchmar1<status· im 100jährigen Laufzeitsegment inneha
ben, zu jenen Österreichs verringerte sich im Berichtsjahr weiter. Im Jahresdurchschnitt 2003 betrug die Renditendiffe
renz zu Deutschland bei 10-jährigen Anleihen nur noch 8 Basispunkte (2002: 18 Basispunkte). Vergleichbare Entwick
lungen waren auch bei den meisten anderen WWU-Staaten gegenüber Deutschland zu beobachten (WWU-Durchschnitt 
2002: 18 Basispunkte; 2003: 9 Basispunkte - ohne Griechenland und Luxemburg) (Kapitel 4.1 .1). 

• Die Finanzierungsaktivitäten des Debt-Managements des Bundes umfassen nicht nur Kapitalaufnahmen zur De
ckung des Bruttofinanzierungsbedarfes des Bundes (Nettodefizit und Tilgungen), sondern auch Finanzoperationen zur 
Steuerung des Schulden portefeuilles (Portloliomanagement) in Bezug auf Laufzeit, Verzinsungsmodalität und Wäh
rungsstruktur, um eine Anpassung der Verschuldungsstruktur an die jeweiligen Marlktgegebenheiten möglichst rasch zu 
gewährleisten und die Controlling-Richtlinien zu unterstützen (siehe Kapitel 4.4). Dieser Umstand zeigt sich vor allem im 
Anstieg der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Swap-Verträgen. Im Jahr 2003 wurden neben den Währungs- und 
Zinsswaps im Zuge der Schuldenaufnahme auch nachträgliche Cross-Currency-Swaps zur Umschichtung bereits be
stehender Verbindlichkeiten wieder verstär1<t eingesetzt (Kapitel 4.1.1). 

• Die Struktur der Finanzschuld des Bundes in ÖSterreich verschob sich im Jahr 2003 weiter in Richtung titrierte Euro
schuldformen. Von der bereinigten Finanzsciluld des Bundes entfielen zu Jahresende bereits 76,2% auf EUR
Bundesanleihen (2002: 73,0%) und auf alle titrierten Schuldformen in Euro 77,4% (2002: 74,3%). Der Anteil an Kredit
und Dartehensverträgen in Euro geht kontinuiertich zurück und betrug Ende 2003 nur noch 1 1 ,7% (2002: 13,0%) der be
reinigten Finanzschuld (Kapitel 4.1 .2). 

• Das aushaltende Volumen an Fremdwährungsverbindlichkeiten des Bundes wurde im Berichtsjahr 2003 leicht abge
baut. Zudem waren abermals buchmäßige Kursgewinne bei der bereinigten Fremdwährungsschuld zu verzeichnen 
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• Für den Aufwand der Finanzschuld gemäß Kapitel 58 ,Finanzierungen, Währungstauschverträge' des Bundesbudgets, 
der neben den Zinszahlungen auch sonstige Aufwendungen, wie Emissionskursverluste bzw. "9ewinne (Disagio bzw. 
Agio), Provisionen und Spesen umfasst, wird in den Berichten des Staatsschuldenausschusses traditionell eine so ge
nannte Nettodarstellung gewählt, die sich aus den Ausgaben abzüglich der Einnahmen des BudgetXapitels 58 ableitet 
(Tabelle 27). Im Berichtsjahr 2003 unterschritt die Ausgabenkomponente Zinsaufwand für die bereinigte Finanzschuld 
sogar den Vo�ahreswert, obwohl Nettodefizite des Bundes in den Jahren 2002 und 2003 zu verzeichnen waren (Zins
aufwand 2003: 6,3 Mrd EUR, 2002: 6,6 Mrd EUR). Diese erfreuliche Entwicklung erklärt sich primär aus dem Umstand, 
dass Schuld kategorien mit höherer Nominalverzinsung im Vergleich zum gegenwärtigen Zinsniveau in größerem Umfang 
fällig wurden. Bezieht man den sonstigen Aufwand mit ein, so verminderte sich der Aufwand für die bereinigte Finanz
schuld in geringem Umfang zusätzlich (-0,05 Mrd EUR). Im Berichtsjahr lagen die Ausgaben der Budgetkomponente 
,sonstiger Aufwand' abermals unter jenen der Einnahmen (Kapitel 4.3). 

• Stellt man den Zinskosten für die Finanzschuld des Bundes gesamtwirtschaftJiche Eckgrößen gegenüber (Tabelle 29), so 

zeigt sich einerseits, dass der Zinsendienst für die Finanzschuld des Bundes eine bedeutende Ausgabenposition des 
Bundes darstellt, dass aber andererseits die Budgetbelastung vor allem durch den Konsolidierungskurs des Bundes und 
das rückläufige Marktzinsniveau, aber auch durch kostendämpfende Debt-Management-Maßnahmen vermindert werden 
konnte. So ging im Jahr 2003 die Zinsendienstquote (gemessen am BIP) trotz der schwachen Konjunkturentwicklung 
abermals zurück (2003: 2,8% des BIP, 2002: 3,0% des BIP). Die Zinszahlungen (einschließlich sonstiger Aufwand) bin
den aber immer noch mit 1 7,6% (2003) etwas weniger als ein Fünftel des Nettoabgabenerfolgs des Bundes (BudgetXapi
tel 52 ,ÖffenUiche Abgaben') (Kapitel 4.3). 
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A 1 EMPFEHLUNGEN DES STAATSSCHULDENAUSSCHUSSES SEIT ERSCHEINEN 
DES LETZTEN BERICHTES 

Empfehlung des Ausschusses zur BudgetpolItik und deren Finanzierung 2004 

Beschlossen in der Sitzung des Artleitsausschusses vom 2. Dezember 2003 und genehmigt in der Sitzung des Staatsschul
denausschusses vom 10. Dezember 2003. 

In jüngster Zeit ist eine grundlegende Verbesserung des Weltwirtschaftsklimas zu beobachten. Allerdings konnten bislang 

weder der kräftige Aufschwung in den USA, der sich zunehmend festigt, noch jener in den asiatischen Schwellenländem die 

Exporte im Euroraum beleben. Ein Grund dafür dürfte in der Aufwertung des Euro liegen. Die Vorlaufindikatoren (Umfrageer

gebnisse über die Auslastung und Stimmungsindikatoren) signalisieren jedoch nachhaltig eine Konjunkturbelebung auch für 

den Euroraum. Wachstumsimpulse werden im Jahr 2004 - analog zum heurigen Jahr - vorrangig von der Binnennachfrage im 

Euroraum ausgehen. Insgesamt ist aus heutiger Sicht von einer moderaten Beschleunigung der Wirtschaftsaktivitäten im 

Euroraum für das Jahr 2004 auszugehen, die sich im Jahr 2005 fortsetzen sollte. Die jüngst abermals gestiegenen Ölpreise 

sowie die Schwäche des US-Dollar bergen jedoch Risiken für die konjunkturelle Erholung in sich. 

Für ÖSterreich zeichnet sich ein ähnlicher konjunktureller Verlauf ab: Nachdem in ÖSterreich das Wirtschaftswachstum im 

Jahr 2002 von der Entwicklung der Nettoexporte getragen wurde, ist für 2003 ein negativer Außenbeitrag aufgrund der Euro

aufwertung und der gestärkten Inlandsnachfrage zu erwarten. Allerdings stabilisiert nun die Inlandsnachfrage die Konjunktur. 

Vor allem die Investitionen, die von der Finanzpolitik durch befristete steuerliche Begünstigung und durch die Ausweitung der 

Finanzierungsrahmen für Infrastrukturprojekte unterstütz1 werden, tragen dazu bei. Der private Konsum wächst ebenfalls, 

jedoch deutlich geringer als im langfristigen Durchschnitt. Insgesamt ist für heuer ein reales Wirtschaftswachstum auf Jahres

basis von höchstens 1% und für 2004 zwischen 1 Y, bis 2% rur ÖSterreich zu erwarten. Damit zeichnet sich eine über dem 

Euroraum liegende Erholung der wirtschaftlichen Situation in ÖSterreich ab, die sich im Jahr 2005 weiter verbessem sollte. 

Die Situation auf dem Artleitsmarkt bleibt trotz der erwarteten Konjunkturerholung angespannt. Mit einem Anstieg der Arbeits· 

losenzahl ist weiter zu rechnen, wobei sich auch eine merkliche Zunahme bei der Zahl der Langzeitarbeitslosen abzeichnet. 

Im Lauf des Jahres 2004 sollte sich jedoch die Lage auf dem Artleitsmarkt etwas stabilisieren. 

Nachdem ÖSterreich in den Jahren 2001 und 2002 insgesamt einen ausgeglichenen Staatshaushalt erzeIte, ist für 2003 mit 

einem Budgetdefizit des Gesamtstaates in der Größenordnung von etwa 1% des BIP zu rechnen. Die Gründe dafür sind vor 
allem höhere budgetäre Ausgaben infolge der angespannten Artleitsmarktlage (Artleitslosengeld, Sozialhilfe, aktive Artleits

marktpolitik), die budgetären Effekte der beiden Konjunkturbelebungspakete aus 2001 und 2002, verzögerte Ausgaben auf

grund der Hochwasserhilfe des Jahres 2002, Ausweitung der familienpolitischen Leistungen (zunehmende Inanspruchnahme 

des Kinderbetreuungsgeldes, Erhöhung der Famitienbeihilfe) sowie höhere Ausgaben für öffentlich Bedienstete (Gehaltszu

wächse und Pensionsleistungen). Die Steuereinnahmen dürflen im Jahr 2003 zwar die Voranschläge nicht unterschreiten, 

weisen allerdings in Anbetracht des schwachen Wirtschaftswachstums nur eine gedämpfte Entwicklung auf. Mit 1 .  Jänner 

2004 tritt die erste Etappe der Steuerreform in Kraft. Von der Bundesregierung wird eine Rückführung des gesamtstaatlichen 

Defizits auf 0,7% des BIP angestrebt. 
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Empfehlung des Aussehusses zur Budgetpolitik und deren Finanzierung 2004 

Beschlossen in der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 23. Juni 2004 und genehmigt in der Sitzung des Staatsschulden
ausschusses vom 1 .  Juli 2004. 

Die dynamische Entwicklung des Welthandels (ausgehend von den USA und Asien) und das mittlerweile erkennbare Ansprin

gen der Investitionen im Euroraum sprechen dafür, dass 2004 eine langsame Erholung der Wirtschaftsentwicklung auch im 

Euroraum stattfindet. Dabei kommt insbesondere den Exporten eine tragende Rolle zu. Der neuerlich starke Anstieg der Erd

ölpreise in jüngster Zeit und/oder eine weitere Euroaufwertung könnte allerdings die erwartete Konjunkturerholung etwas 

bremsen. 

In ÖSterreich sollten vor allem die dynamischen Absatzmärkte der neuen EU-Mitgliedstaaten im Laufe des Jahres 2004 eine 

spürbare Belebung der österreichischen Außenwirtschaft bewirken. Diese außenwirtschaftlichen Impulse, aber auch der be

stehende Nachholbedarf sowie die günstigen Finanzierungskosten, werden in weiterer Folge die Investitionen stimulieren, 

wobei der damit verbundene Anstieg der Inlandsnachfrage mit einem entsprechenden Zuwachs der Importe einhergehen wird. 

Der private Konsum dürfte im Jahr 2004 - trotz erster Etappe der Steuerreform und vorgezogener Entlastungen aus der zwei

ten Etappe der Steuerreform 2005 - nur sehr verhalten steigen. Angesichts des schwachen Beschäftigungswachstums, m0-

derater Lohnabschlüsse sowie infolge von Abgabenerhöhungen (Energiesteuern, Krankenversicherungsbeiträge), die den 

Entlastungseffekt der ersten Etappe der Steuerreform zum Teil kompensieren, ist nur von einer schwachen Entwicklung der 

real verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte auszugehen. Erst 2005 sollte die zweite Etappe der Steuerreform in 

Kombination mit der erwarteten Konjunkturerholung einen deutlichen Anstieg des privaten Konsums bewirken. 

Eine Reduktion der Arbeitslosenquote ist für 2004 nicht zu erwarten und könnte unter Umständen erst im Jahr 2006 erreicht 
werden. 

Der Rnanzierungssaldo des Staates im Sinne von Maastricht dürfte im Jahr 2004 in etwa das Niveau des Vo�ahres (2003: 

-1 ,3% des BIP) erreichen und im Folgejahr aufgrund der zweiten Etappe der Steuerreform auf rund -2% des BIP anwachsen, 

obwohl sich das konjunkturelle Umfeld deuUich verbessern sollte. Im Jahr 2003 wurden wichtige Reformen beschlossen, die in 

den kommenden Jahren zur strukturellen Konsolidierung der öffentlichen Haushalte in Österreich beitragen werden. Dazu 

zählen insbesondere die Pensionsreform 2003 und die ÖBB-Reform. Darüber hinaus wurden durch die beiden Steuerreform

pakete und durch das so genannte .Wachstums- und Standortpaker auch Schritte zur Verbesserung der Standortattraktivität 
und für die Stärkung der Beschäftigung sowie der Kaufkraft der privaten Haushalte gesetzt, die sich positiv auf das Wirt

schaftswachstum in ÖSterreich auswirken sollten. 

Der Staatsschuldenausschuss empfiehlt ergänzend zu den Empfehlungen vom Dezember 2003 und unter den zuvor skizzier

ten Rahmenbedingungen für 2004 Folgendes: 

84 

• Den eingeschlagenen Weg der mittelfristigen Ausrichtung der Budgetpolitik in Form nachhaltiger, struktureller Re

formen fortzusetzen und am Ziel eines gesamtstaatlich ausgeglichenen Budgetsaldos über den Konjunkturzyklus 

grundsätzlich festzuhalten. Bei Reformvorhaben, von denen nachhaltig positive Effekte auf die gesamtwirtschaflliche 

Entwicklung zu erwarten sind, wie der Senkung der Abgabenquote, ist insbesondere darauf zu achten, dass sie mit

tel- bis langfristig das Ziel eines gesamtstaatlich ausgeglichenen Budgetsaldos über den Konjunkturzyklus unterstüt

zen. 
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• Reformvorschläge des ,ÖSterreich-Konvents' möglichst rasch auf politischer Ebene zu evaluieren und zu akkordie

ren. Zentrale Bestandteile der Bundesstaats- und Finanzverfassungsreform sollten aus Sicht des Staatsschulden

ausschusses folgende Aspekte sein: 

o Die FesUegung des Ziels eines gesamtstaatlich ausgeglichenen Budgetsaldos über den Konjunkturzyklus 

im Sinne der EU-Regeln, eingebettet in eine regelgebundene Budgetpolitik auf der Ausgabenseite. 

o Die Zusammenführung von Entscheidungs- und Finanzierungsverantwortung durch Zuordnung klarer Ver

antwortlichkeiten sowie durch Stärkung der Steuemoheit der Länder und Gemeinden. Der Abbau jener 

Kompetenz- und finanziellen Verflechtungen der Gebietskörperschaften, die ökonomisch falsche Anreizme

chanismen auslösen können (z. B. Landeslehrer, Siedlungswasserwirtschaft, Kopfquotenausgleich, Wohn

bauförderung, Sozial- und Gesundheitswesen). 

o Die Verankerung einer akkordierten mittelfristigen Budgetplanung der Gebietskörperschaften, die die Infor

mationen über die finanz- und wirtschaftspolitischen Maßnahmen, ihre strategischen Zielsetzungen sowie 

die budgetären Effekte umfasst Dies soll in Form von mehrjährigen Budgets erfolgen. 
o Die Stärkung der Koordination der Finanzpolitik zur Sicherung des Zusammenwirkens der öffentlichen 

Haushalte in Österreich als Maastrichl-Haushall. 

o Ausreichende rechtliche Bestimmungen und Anreize für interkommunale als auch überregionale Kooperati

onsmodelle. 

o Die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für den Einsatz von New-Public-Management-Methoden in 

Richtung Outputorientierung und Ergebnisverantwortung. 

o Die Verankerung eines transparenten, harmonisierten Berichtswesens aller Gebietskörperschaften (Infor

mationen über die laufende sowie mittelfristige Budget-, Schulden- und Vermögensgebarung). 

• Insbesondere die Besoldungssysteme an gemeinsame Standards - in Verbindung mit einer Ertlöhung der Flexibilität 

und der Leistungsanreize - anzupassen, da sich nach Aufhebung des verfassungsmäßigen ,Homogenitätsgebots' 

im Jahr 1999 die öffentlichen Dienstrechte immer weiter auseinander entwickelt haben. Sowohl distributive als auch 

allokative GeSichtspunkte sprechen für eine Harmonisierung, die einen ArtJeitsplatzwechsel sowohl innemalb einer 

Gebietskörperschaft als auch zwischen den Gebietskörperschaften erleichtern. Reformen im öffentlichen Dienst set

zen weiters eine umfassende Evaluierung der Aufgaben voraus. 

• Sich bei dem Projekt .Harmonisierung der Pensionsversicherungssysteme' nicht nur auf die soziatversicherungs

rechtlichen Pensionssysteme und jene der öffentlich Bediensteten des Bundes zu beschränken, sondern auch die 

der Länder und Gemeinden einzubeziehen. 

• Den neuen Finanzausgleich ab dem Jahr 2005 dahingehend zu gestalten, dass die vertikale und horizontale H

nanzmittelverteilung der einzelnen Gebietskörperschaften stärker unter Bedachtnahme auf das jeweilige Aufgaben

spektrum erfolgt und dadurch ein möglichst effizienter und zielorientierter Einsatz öffenUicher Finanzmittel sicherge

stellt wird. 

• Die Qualität und Aktualität der statistischen Informationen über die Gebarung der öffentlichen Haushalte einschließ

lich Bestandsgrößen (Personalstand, Schulden, Vermögen) durch Beschränkung des bestehenden Interpretations

spielraumes bei der Anwendung der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung, durch Erweiterung der Da

tenschnittstellen zu Statistik Austria sowie durch verstärkte Rückkoppelungsprozesse bei der Datenaufbereitung zwi-
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schen den Geb,elskoroerschaften und Stallstk Austna zu verbesse'n E nen Beitrag konnte dazu das . VR-KoC'ltee 

I .efern "derr es die bestenender VerbL.chungs- und Meldevorschnften konkretiSiert So waren be,splelswelse Irr 

gebletskorperschaftlichen Zusammenhang einheitl iche Standards In der Personalstruktunerung (nach LeIstungsbe

reichen und QualifiKation Ir  einheitlichen Mar,große n !  sowie In Bezug aL.' die Ve'buChurg 'ion Ausgl!ederurgen oder 
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A 2 FI SKALINDI KATOREN LAUT MAASTRICHT 

Öffentlicher Finanzierungssaldo nach Sektoren 

Bundessektor T 
Ö f f e n t l i c h e r  F I n a n  z I e r u  n g S s a I d o 1t 
ltl""'" und Gemeinden T Sozialversicheruoo.traaer I 5taol ln.o. 

Jahre In Mio EUR I In % des BIP I In Mio EUR I In % des BIP I In Mlo EUR I In % des BIP I In Mlo EUR I In % des BIP 
1986 -4.185 -4.0 
1987 -4.902 ·4.5 
1988 -5.331 -4.6 1 .644 1.4 ·343 -0.3 -4.031 ·3.5 
1989 -4.747 -3.8 1 .263 1.0 -358 -0.3 -3.841 ·3.1 
1990 -4.532 ·3.4 1 .539 1.2 -249 -0.2 -3.241 -2.4 
1991 -5.488 -3.8 1 .202 0.8 1 1  0.0 -4.275 -3.0 
1992 -4.444 -2.9 1 .704 1 . 1  -248 -0.2 -2.989 -2.0 
1993 -7.637 -4.9 966 0.6 1 5  0.0 ·6.656 ·4.2 
1994 -8.249 -5.0 -56 0.0 93 0.1 -8.212 ·5.0 
1995 -8.108 -4.7 -685 -0.4 -103 -0.1 ·8.895 -5.2 
1996 -7.192 -4.0 241 0.1 138 0.1 -6.813 ·3.8 
1997 -5.225 -2.9 1.522 0.8 305 0.2 -3.397 -1.9 
1 998 -5.793 ·3.0 1 .106 0.6 175 0.1 -4.512 ·2.4 
1 999 -4.915 -2.5 498 0.3 ·43 0.0 -4.459 ·2.3 
2000 -3.363 -1.6 515 0.2 -231 -0.1 ·3.079 -1 .5 
2001 -1.1 1 4  -0.5 1 .662 0.8 -17 0.0 531 0.2 
2002 -1.904 -0.9 1.416 0.7 ·33 0.0 -461 ·0.2 
2003 " -3.912 -1.8 1 . 1 1 6  0.5 0 0.0 ·2.856 -1.3 
2004 JJ -3.630 -1.6 1 .170 0.5 0 0.0 -2.460 -1.1 

1 )  Im Sinne der budgeU�ren Notifikatioo (Zinsaufwand unter BerOc.ksichtigung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
wahrungstauschvertragen). 

2) Vor1au�ge Daten. 
3) Budgetare Notifikation (Schatzung BMF vom Februar 2004). 
Quelle: Statistik Austrla (Stand: März 2004) und BMF; BIP: WIFO-Prognose vom April 2004. 

Öffentliche Verschuldung nach Sektoren 

O f f e  n t I i c:  h .  V a  r s c  h u I d U o g') 

Bundessektor " I Lander und Gemeinden I Sozialverslcherunastraoer I 5taol lnlO. 
Jahre on Mlo EuRTln % des BIPlin Mio EURl In % des BIP I in M" EUR I In % des BIP I ln Mio EURlin % des BIP 
1986 48.971 46.3 8.1 1 5  7.7 0 0.0 57.092 53.9 
1 987 55.615 50.6 8.324 7.6 0 0.0 63.939 58.2 
1 988 59.649 51.8 8.593 7.5 0 0.0 68.242 59.3 
1989 63.384 51.3 8.298 6.1 0 0.0 71.682 58.1 
1990 68.226 51.1 8.254 6.2 0 0.0 76.481 57.2 
1991 74.067 51.7 8.226 5,7 0 0.0 82.293 57.5 
1992 78.522 51.7 8.250 5.4 0 0.0 86.712 51.2 
1993 81.874 56.0 9.127 5.8 0 0.0 97.001 61.8 
1994 96.483 58.3 10.562 6.4 0 0.0 107.045 64.1 
1 995 105.028 61.0 1 3.501 1.8 673 0.4 1 19.207 69.2 
1 996  108.401 60.9 1 3.856 7.8 766 0.4 123.022 69.1 
1997 106.511 58.4 10.957 6.0 671 0.4 1 18.139 64.1 
1998 1 1 2.326 58.9 10.724 5.6 576 0.3 123.626 64.9 
1999 121.882 61.8 10.483 5.3 683 0.3 133.048 67.5 
2000 1 26.665 61.3 10.811 5.2 983 0.5 138.464 61.0 
2001 1 29.833 61.1 1 1 .133 5.5 1 . 103 0.5 142.669 61.1 
2002 1 33.588 61.2 10.318 4.8 1.353 0.6 145.319 66.6 
2003 " 135.612 60.5 8.576 3.8 1 .280 0.6 145.468 64.9 
2004 4) 1 49.000 64.3 

1) Gemaß ESVG 95 bzw. Ratsverordnung 475/2000 vom 28. Feb<uar 2000 (Amtsblatt der EU Nr. L58/1). 
2) Seit 1998 inklusive Rechtstragerfinanzierung. 
3) Vor1aufige Daten. 
4) BudgeWre Noti�kation (Schätzung: BMF vom Febfuar 2004). 
Quelle: Sla�stl� Austrla (Stand: Marz 2004) und BMF; BIP 2003 und 2004: WIFO-Prognose vom April 2004. 
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A 2 FISKALINDIKATOREN LAUT MAASTRICHT (Fortsetzung) 

Fina nzierungssaldo, Zinsaufwand und Primärsaldo des Staates 

Finanzteru ssaldoll Zinsaufwand1) Pnm3rsaldo n 
in MIO EUR in % des BIP in Mio EUR In % 005  BIP In Mio EUR in % des BIP 

1986 -4.185 ·�.O 3.838 3.6 -348 -0.3 
1987 ·4.902 -4.5 4.317 3.9 ·586 ·0.5 
1988 ·4.031 ·3.5 4.557 4.0 526 0,5 
1 989 ·3.841 ·3,1 4.894 4.0 1 ,053 0.9 
1990 ·3.241 -2,4 5.429 4.1 2,187 1.6 
1991 ·4.275 ·3.0 6.061 4,2 1 ,786 1.2 

1992 ·2.989 ·2,0 6.472 4.3 3,483 2.3 
1993 -6.656 ·4.2 6 806  4.3 1 50  0.1 
1994 -8 212 ·5,0 6 741 4.1 ·1 .471 -0.9 
1995 -8.895 -5,2 7 410 4.3 -1 .485 -0.9 

1996 ·6.813 ·3.8 7.543 4,2 730 0.4 
1997 -3.397 ·1 ,9 7.075 3,9 3.678 2.0 
1998 -4.512 ·2.4 7.199 3,8 2.687 1 .4  
1999 -4.459 ·2,3 7.094 3,6 2,634 1.3 

2000 -3.079 -1,5 7.522 3,6 4443 2.1 
2001 531 0.2 7.541 3.5 8.073 3,8 

2002 ·461 ·0.2 7.329 3.4 6.869 3.1 

2003 n ·2.856 ·1.3 7.060 3.1 4.203 1.9 

� "  ·2.460 -1 .1  7 .1SO 3.1 4.690 2.0 

1 )  Im Sinne der budgetSren NOIJfikalion IZlnsaufwand unter Ben.lckSlChtJgung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
W3hnungstauschvertrAgen). 

2) Vorlaufige Daten. 
3) Budgetare Notifikalion (Schätzung BMF vorn Februar 2003), 

Quelle: Staustik Austr13 (Stand: Marz 2003) und BMF: BIP: WIFO-Prognose vorn Apnl 2003. 

Ausgaben-, Einnahmen- und Abgabenvolumen des Staates 

1986 59.122 55.8 54 936 51.9 44.612 42.1 

1987 61 .670 56,1 56.768 51.6 45.920 41.8 

1988 63.537 55,2 59.506 51.7 48.072 41.8 

1989 66.185 53.6 62.344 SO.5 SO.079 40.6 

1990 70.879 53.1 67 637 SO.6 54.328 40.7 

1991 77.580 54.2 73.306 51,2 59.043 41.2 

1992 83.306 54.9 80.318 52,9 64.363 42.4 

1993 90.860 57.9 84.204 53.7 67 731 43,2 

1994 94.887 57.4 86.675 52.4 69.359 41.9 

1995 98.421 57.1 89.354 51.9 73.134 42.4 

1996 100.817 56.6 93.717 52.6 78.106 43.9 

1997 98.375 53,9 94,723 51.9 61.S03 44.7 
1998 102,957 54.0 98,195 51.5 84 724 44.4 

1999 106,366 54.0 101,660 51.6 87.464 44.4 

2000 108,052 52.3 104.628 50.6 90.1 1 1  43.6 

2001 109.555 51.6 109,780 51,7 96 507 45.4 

2002 1 1 1 ,977 51.3 1 1 1 ,076 SO.9 96.620 44.3 

2003 " 1 1 4.727 51.2 1 1 1 . 536 49.7 96.966 43.2 

� 

1) laut verordnung (EG) Nr, 1 500I00: ZInsaufwand ohne Ben.lcksichtigung der Forderungen und Verllindlichk .. ten aus wrv. 
2) Steuereinnahmen des Staales und talsachlich gezahlte SozialversicherungsbeitrAge (ESVG·Codes: 02. OS. 061 I .091) 

.. nschließlich EU·Eogenmlttel. 
3) VorUlufJge Daten. 
Quelle: Statistik Austria (Stand: März 2003) und BMF: BIP: WIFO·Prognose vom Apfli 2003. 
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A 3 BEREINIGTE FINANZSCHULD" UND NETTODEFIZIT DES BUNDES 

Jahre 

1965 

1966 
1967 

1968 

1969 
1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 
1976 

1977 

1978 

1979 
1980 

1981 

1 982 

1 983 

1 984 

1985 

1986 

1987 

1966 

1989 
1990 

1991 

1992 

1993 
1994 

1995 
1996 

1997 
1998 
1998.1 

1 999 

2000 

2001 

2002 
2003 

N e t t o v e r ä n d e r u ng 
Euroschuld 2} I FW.Schuld 31 I Gesamt 

in Mio EUR 1 in % 1 in Mio EURI in % lin Mio EURI in % 

1 1 7  

122 

130 

43 

209 
162 

62 
352 

556 
45 

1 .486 

2.216 
U32 

1 .598 

2.042 
162 

685 

2.363 

4.169 

4.377 

4.075 

6.204 
5.852 

3.131 

4.249 
3.773 

4.561 

2.221 

5.411 

5.052 
6.295 

3.602 
5.099 

-1.366 

3.257 

2.788 

1.236 
3.028 
4.730 

7.2 

7.0 
7.0 

2.2 

10.3 
8.1 

3.4 

13.9 

19.4 

1 .3 
42.7 
44.7 

18.5 
18.8 

20.2 
1.5 

6.5 

16.2 

24.6 

20.7 
16.0 

21.0 
16.4 

1.5 
9.5 
7.7 

8.7 

3.9 

9.2 
7.8 
9.0 
4.7 

6.4 

-1.6 

3.3 

2.8 

1.2 

2.9 

4.4 

-46 

-49 

256 

339 

65 
53 

-99 

-133 
-93 
329 

1 .346 

210 

906 
916 

264 
653 

1 .593 

1 .002 

1.253 
-482 

- 17  

428 

10 
441 

-361 
692 

952 

1.721 

2.959 

3.494 
2.193 

356 
647 

5.709 

3.1 1 5  

·56 

-529 
-487 

-1.806 

-12.7 

-15.5 
95.6 

64.9 
7.5 
5.7 

-10.1 

-15.1 

-12.5 

50.1 

1 36.8 

9.0 

35.7 
26.6 

6.0 
14.1 

30.2 
14.6 

15.9 

-5.3 

-0.2 
5,0 
0,1 
4.9 

·3.8 
7.6 

9.7 

16.0 

23.7 
22.6 
1 1.6 

1.7 

3.0 
25.8 

22.8 

-0.3 

-3,2 
-3,0 

-11 .5  

70 

73 
385 

382 

273 
252 

- 16  

219 

465 
374 

2.832 
2.428 

2.238 

2.513 

2.306 
2.201 

2.478 

3.365 

5.422 

3.895 

4.057 

6.632 
5.862 
3.572 

3.888 
4.465 

5.533 

3.942 

8.430 
8.547 

8.488 

3.958 

5. 746 
4.343 

6.372 

2.731 

707 
2.541 
2.924 

3.5 

3.5 
16.1 

1 5.2 

9.4 
8.0 

-0.5 

6.4 

12.8 

9.1 

63.5 

33.3 

23.0 
21.0 

15.9 
1 3.1 

1 3.1 
15.7 
21,B 

12.9 

1 1,9 

1 7,4 
13.1 

7.0 

7.2 
7.7 

8.8 

5.8 
1 1.7 

10.6 

9.5 

4.1 

5.7 

4.0 

5.7 

2.3 

0.6 
2.1 
2.4 

S t a n d  J a h r e s e n d e  
Euroschuld '11 FW-Schuld 3) I Gesamt 
in Mio EUR I in Mio EUR Hn Mio EUR 

1.738 

1.860 
1.990 

2.033 

2.241 
2.441 

2.523 

2.875 

3.432 

3.478 

4.964 

1.182 
8.514 

10. 1 12  

12.154 
1 3.702 

14.586 

16.950 

21 .119 

25.496 

29.570 

35.774 

41 .626 

44.757 

49.006 
52.779 

57.360 

59.581 

65.052 
70.104 

76.400 

80.001 

85.100 

83.734 

97.939 

101 .196 

103.984 

105.220 
108.248 
1 12.979 

317 

267 
523 

853 

927 
980 

882 

749 

655 
964 

2.330 
2.540 

3.447 

4.362 

4.626 
5.279 

6.872 

7.874 

9.127 

8.645 

8.628 

9.055 
9.065 

9.506 
9.145 
9.837 

10.789 

12.510 

1 5.469 

1 8.963 

21.156 

21.512 

22.160 
27.869 

1 3.664 

16.778 
16.722 

16.193 
1 5.705 
13.899 

2.055 

2.128 
2.513 

2.695 

3.169 
3.421 

3.405 

3.623 

4.088 

4.462 

7.294 

9.722 
11 .961 

14.474 

1 6.780 
1 8.981 

21.459 

24.824 

30.246 
34.141 

38.198 

44.830 

50.691 

54.263 

58.150 
62.616 

68.149 

72.091 

80.521 
89.068 

97.556 
101.514 

107.260 

1 1 1 .603 

1 1 1 .803 

1 1 7.974 

1 20.705 

121.413 
1 23.953 

1 26.878 

i n % d  • •  B I P  

Finanz· I Netto· 
schuld defizit 

1 1 .5 

10.9 
12.1 

13.0 

13.0 
12.5 

1 1 .2 

10.4 

10.4 

9.9 
15.3 
17.9 
19.9 

22.8 

24.1 
25.4 

27.0 

29.0 

33.3 

35.7 

37.9 

42.3 

46.1 

47.1 

47.1 
46.9 

47.6 

47.5 

51.3 

53.8 

56.6 

57.0 

58.8 

58.5 

58.5 

59.9 
58.4 

57.1 
56.6 
56.6 

0.5 

0.4 
1.9 

1.8 

0.7 
0.6 

0,4 

0.3 
1 .3 
1 .9 
4.5 

4.5 

3,6 

4,1 

3.4 
2.9 

2.5 

4.0 
5.3 

4.4 
4.4 

5.' 

4.7 
4.2 
3.7 
3.4 

3.2 

3,2 

4.5 
4,6 
5.0 

3.6 

2,7 

2,5 

2.5 

2.5 
1.4 

0.7 
1.1 

1,8 

1) SeH 1993 ohne im Eigenbesi1z befindrlChef Bundesschuldkalegonen. seit 1989 unter BerOcksichtigung der Währungslllusch-
veJträge sowie seil 1998 unter BerÜCksichtigung der Forderungen gegenOber RechtsU3gern. 

2) Auf Euro laulende FInanzschulden; Schiningschuid bis E_ 1998. 
3) Nicht auf Euro lautende FInanzschulden bewertet zum Devisenminelkurs des jeweiligen JahreSulllmos. 

4) Rockrechnung. 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES 

Bereinigte FInanzschuld nach Schuldformen1) (in Mio EUR) 

Euroschuld 2' 
T i t r i e r t e  E u r o s c h u l d  N i c h t  t i t r i e r t e  E u r o s c h u l d  

Jahre 

1970 

1971 

1972 

1973 

1 974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1998 ]) 
1999 

2000 
2001 

2002 

2003 

Anleihen 

1.219 

1 .266 

1.350 

1.432 

1 .388 

1 .826 

2.376 

2.858 

3.470 

4.198 

5.100 

5.379 

5.967 

7.073 

7.555 

8.316 

9.096 

10.024 

11010 

13.353 

15.530 

19.408 

23.035 

28.718 

34.274 

39.788 

43.951 

50.588 

55.935 

68.120 

75.095 

79.796 

85.532 

90.470 

96.744 

Bundes· 

obligationen 
24 

19 

159 

226 

221 

750 

1.764 

2.422 

3.053 

3.671 

3.823 

3.921 

4.207 

5.079 

5.250 

5.609 

6.869 

8.479 

9.237 

8.746 

8.364 

7.773 

7.141  

6.222 

5.428 

4.885 

4.182 

2.478 

1.602 

1 .482 

1 .294 

856 

1 .461 

951 

835 

Bundes· 
schatz· 
scheine 

600 
737 

785 

1 .168 

1.231 

1.653 

1.81 1 

1 .696 

1.756 

1.818 

2.252 

2.336 

3.028 

3.425 

3. 574 

3.655 

3.886 

4.437 

5.175 

6.633 

8.406 

8.903 

7.835 

8.801 

8.820 

7.870 

7.934 

9.126 

5.943 

7.631 

5.988 

5.241 

1 .585 

681 

608 

Summe 

1.843 

2.022 

2 293 

2 826 

2.840 

4 230 

5.951 

6.977 

8.279 

9.686 

1 1 .175 

1 1 .636 

1 3.202 

1 5.577 

16.380 

1 7.580 

19 850 

22.940 

25 422 

28 732 

32.300 

36.085 

38.010 

43.742 

48 522 

52.543 

56.066 

62.192 

63.480 

77.233 

82.377 

85 892 

88578 

92.103 

98.187 

Versiehe-

rungs· 
darlehen 

1 1 1  

1 30 

159 

1 72 

1 71 

155 

298 

404 

473 

628 

682 

742 

788 

1 . 196 

1.721 

2.228 

2.924 

3.416 

3.765 

4.219 

4.503 

5.160 

5.828 

6.057 

7.055 

9.065 

10.514 

10.358 

9.883 

9.883 

9.382 

8.928 

8.302 

7.586 

6.863 

Banken· 
darlehen 

43 

62 

83 

73 

63 

197 

581 

600 
1.044 

1 .558 

1 .596 

1 990  

2.732 

4.103 

7.137 

9.566 

12.885 

1 5.208 

15 526 

16 019 

15.938 

16.076 

15.701 

15.212 

1 4.397 

1 4.788 

13.417 

12.547 

10.324 

10 776 

9.196 

9 161 

8.339 

7.458 

6.802 

SOnst 
Kredite 

75 

85 

108 

105 

106 

90 

72 

67 

61 

54 

53 

71 

65 

56 

53 

44 

28 

21 

14 

9 

6 

5 

5 

5 

88 

4 

3 

3 

47 

47 

241 

2 

2 

1.101 

1.127 

Noten-
bank· 

schuld 

369 

224 

231 

257 

298 
292 

279 

267 

255 

228 

196 

149 

162 

187 

205 

1 52 

87 

42 

30 

27 

32 

33 

37 

37 

43 

Summe 

597 

501 

581 

607 

638 

734 

1.231 

1.537 

1.833 

2.468 

2.527 

2.951 

3.748 

5.542 

9.116 

1 1 .990 

15.924 

18.686 

19.335 

20.274 

20.479 

21.275 

21.571 

21.310 

21.583 

23.857 

23.935 

22.908 

20.254 

20.706 

18.819 

1 8.092 

16.642 

16.146 

14.792 

1) Seit 1989 unter Befllcksichtigung der Wahrungstauschvertrage. seit 1993 Inklusive Im Eigenbesitz berondlicher Bundes· 
schuldkategorien sowie seit 1998 unter BerOCksichtigung der Forderungen gegenOber Rechtstragern. 

2) Auf Euro lautende Finanzschulden: SchilIingschuld bis Ende 1998. 

3) RUckrechnung. 

90 

Summe 
Eurolchuld 

2.4-41 
2.523 
2.875 
3.432 
3.478 
4.964 
7.182 
8.514 

10.112 
12.154 

13.702 
14.586 
16.950 
21.119 
25.496 
29.570 
35.774 
41.626 
4-4.757 
49.006 

52.779 
57.360 
59.581 
65.052 
70.104 
76.400 
80.001 
85.100 
83.734 
97.939 

101.196 
103.984 
105.220 
108.248 
112.979 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Bereinigte Finanzschuld nach Schuldformen 1) (in Mio EUR) 

Fremdwährun!!sschuld 11 Gesamtschuld 

�' t r ' e r t e  F W - S c h u l c  E l a e n b e s l t z  
Schuld· Kredite 

versehret- und Summe FW- Summe 
Jatve Anleinen bungen Summe Darlehen Schuld bereini!!! in EUR in FW  Eigenbesitz: 

1970 246 284 530 450 980 3.421 

1971 259 316 575 306 882 3.405 

1972 244 265 509 240 749 3.623 

1973 217 242 460 196 655 '.088 

1974 204 268 472 512 984 4.462 

1975 399 793 1 . 191 1 . 1 39 2.330 7.294 

1976 467 826 1.293 1.247 2.540 9.722 

1977 707 1 . 186 1.893 1 .554 3.447 1 1 .961 

1978 810 1 .448 2.258 2.105 4.362 14.474 

1979 822 1.612 2.434 2.192 4.626 1 6.780 

1980 1 .024 1.758 2.781 2.498 5.279 18.981 

1981 1 .230 2.098 3.328 3.545 6.872 21 .459 

1982 1.336 2.464 3.800 4.074 7.874 24.82. 

1983 1.739 2.778 4.516 4.61 I 9.127 30.246 

1 984 2.064 2.430 4.494 4.151 8.645 34.141 

1985 2.809 2.253 5.061 3.566 8.628 38.198 

1986 4.446 1.552 5.997 3.058 9.055 44.830 

1987 5.424 1.332 6.755 2.310 9.065 50.691 

1988 7.143 1.093 8.237 1.269 9.506 54.263 

1989 7.723 770 8.493 652 9.145 58.150 

1990 8.595 685 9.279 558 9.837 62.616 

1991 9.200 998 10.198 591 1 0.789 68.149 

1 992 10.679 878 1 1.558 952 12.510 72.091 

1993 13.810 910 14.719 750 1 5.469 80.521 77 0 77 

1994 16.126 750 1 6.876 2.087 18.963 89.068 202 0 202 

1995 18.308 861 19.170 1 .986 21.156 97.556 1 78 401 519 

1996 18.955 916 19.871 1 .642 21.512 101.514 1 .440 33 1.473 

1997 19.816 833 20.650 1 .510 22.160 107.260 1 .436 0 1.436 

1998 24.169 2.264 26.433 1 .436 27.869 1 1 1.603 1.986 718 2.704 
1998" 

1 1 .983 696 12.619 984 1 3.664 1 1 1.603 2.674 30 2. 704 

1 999 14.722 800 15.523 1 .256 16.778 117.974 4.822 40 4.862 

2000 14.717 892 1 5.609 1 . 1 13  16.722 120.705 6.239 38 6.277 

2001 1 4.356 805 15.161 1.032 16.193 121.413 7.451 35 7.486 

2002 1 3.976 773 1 4.748 957 1 5.705 123.953 8.200 33 8.233 
2003 12.414 715  1 3.129 170 13.899 126.878 9.043 30 9.073 

1) Se� 1989 unter Beril<:kslchtlgung der Wahrungstauschveruage. seit 1 993 inklusive im Eigenbesitz ber.ndlicher Bundes· 
schuldkategorien sowie seit 1998 un,er BerOckSichugung der Forderungen gegenOber Rechtsträgern. 

2) Nicht auf Euro lautende Finanzschulden bewertet �um Oevtsenminelkurs des jeweiligen Jah,esuh.imos. 
3) ROckrechnung. 

91 

un-
bereinigt 

80.598 

89.269 

98.134 

102.987 

108.696 

1 1 4.307 

114.307 

122.836 

126.983 

128.898 

132.187 

135.951 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Anteile der Schuldformen an der bereinigten Gesamtschuld1) (in %) 

Euroschuld 'I 
T l l r l e r l e  E u r o s c h u l d  N i e  h I I l l r l e r l e  E u r o s e h u l d  

Bundes· Versiehe· Noten· 
Bundes· schatz- rungs· Banken· SonS!lge bank· Summe 

Jahre Anleihen obligatIOnen scheine Summe darlehen darlehen Kredite schuld Summe Euroschuld 

1970 

1971 

1972 

1973 

1 974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1 979 

1980 

1 981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1 997 

1998 

199831 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

35.6 

37.2 

37.3 

35.0 

31.1 

25.0 

24.4 

23.9 

24.0 

25.0 

26.9 

25.1 

24.0 

23.4 

22.1 

21.8 

20.3 

19.8 

20.3 

23.0 

24.8 

28.5 

32.0 

35.7 

38.5 

40.8 

43.3 

47.2 

50.1 

61.0 

63.7 

66.1 

70.4 

73,0 

76.2 

0.7 

0.6 

4,4 

5.5 

4.9 

10.3 

18.1 

20.3 

21.1  

21.9 

20.1 

18.3 

16.9 

16.8 

1 5.4 

1 4.7 

15.3 

16,7 

17.0 

15.0 

13.4 

1 1.4 

9.9 

7.7 

6.1 

5.0 

4.1 

2.3 

1.4 

1.3 

1 . 1  

0.7 

1.2 

0.8 

0.7 

17.5 

21.6 

21.7 

28.6 

27.6 

22.7 

18.6 

14.2 

12.1 

10.8 

1 1 .9 

10.9 

12.2 

1 1.3 

10.5 

9.6 

8.7 

8.8 

9.5 

1 1.4 

1 3.4 

1 3. 1  

10.9 

10.9 

9.9 

8.1 

7.8 

8.5 

5.3 

6.8 

5.1 

4.3 

1 .3 

0.5 

0.5 

53.9 

59.4 

63.3 

69.1 

63.6 

58.0 

61.2 

58.3 

57.2 

57.7 

58.9 

54.2 

53.2 

51.5 

48.0 

46.0 

44.3 

45.3 

46.8 

49.4 

51.6 

52.9 

52,7 

54.3 

54.5 

53.9 

55.2 

58.0 

56.9 

69.2 

69.8 

71.2 

73.0 

74.3 

77.4 

3.2 

3.8 

4.4 

4.2 

3.8 

2.1 

3.1 

3.4 

3.3 

3.7 

3.6 

3.5 

3.2 

4.0 

5.0 

5.8 

6.5 

6.7 

6.9 

7.3 

7.2 

7.6 

8.1 

7.5 

7.9 

9.3 

10.4 

9,7 

8.9 

8.9 

8.0 

7.4 

6.8 

6.1 

5.4 

1 .3 

1.8 

2.3 

1.8 

1.4 

2,7 

6.0 

6.7 

7.2 

9.3 

8.4 

9.3 

1 1 .0 

1 3.6 

20.9 

25.0 

28.7 

30.0 

28.6 

27.5 

25.5 

23.6 

21.8 

18.9 

16.2 

1 5.2 

13.2 

1 1,7 

9.3 

9.7 

7.8 

7.6 

6.9 

6.0 

5.4 

2.2 

2.5 

3.0 

2.6 

2.4 

1 .2 

0.7 

0.6 

0,4 

0.3 

0.3 

0.3 

0.3 

0.2 

0.2 

0.1 

0.1 

0.0 

0.0 

0.0 

0.0 

0.0 

0.0 

0.0 

0.1 

0.0 

0.0 

0.0 

0.0 

0.0 

0.2 

0.0 

0.0 

0.9 

0.9 

10.8 

6.6 

6.4 

6.3 

6.7 

4.0 

2.9 

2.2 

1.8 

1.4 

1.0 

0.7 

0.7 

0.6 

0.6 

0.4 

0.2 

0.1 

0.1 

0.0 

0.1 

0.0 

0.1 

0.0 

0.0 

17.5 

14.7 

16.0 

14.8 

14.3 

10.1 

12.7 

12.9 

12.7 

14.7 

1 3.3 

13.8 

15.1 

18.3 

26.7 

31.4 

35.5 

36.9 

35.6 

34.9 

32.7 

31.2 

29.9 

26.5 

24.2 

24.5 

23.6 

21.4 

18.1 

18.6 

16.0 

15.0 

13.7 

1 3.0 

1 1.7 

1 )  Seit 1989 unter BerilCksichtigung der Währungslauschvertrage. seit 1993 inklusive im Eigenbesitz befindlicher Bundes· 
schuldkatcgorien sowie seit 1 998 unler Berllckslchligung der Forderungen gegenOber Rechtstragern. 

2) Auf Euro lautende Finanzschulden; Schillingschuld bis Ende 1998. 

3) ROCkrechnung 

92 

71,3 

74,1 

79.3 

84,0 

n,9 

68,1 

73,9 

71,2 

69,9 

72,4 

72,2 

68,0 

68,3 

69,8 

74,7 

77,4 

79,8 

8'2,1 

82,S 

84,3 

84,3 

84,2 

82,6 

80,8 

78,7 

78,3 

78,8 

79,3 

75,0 

87,8 

85,8 

86,1 

86,7 

87,3 

89,0 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Anteile der Schuldformen an der bereinigten Gesamtschuld') (in %) 

Fremdwährungsschuld 21 
T i t r i e r t e  F W - S c h u l d  

Schuld-
verschrei· Kredite und Summe FW-

Jahre Anleihen bungen Summe Darlehen Schuld Gesamt 

1970 7.2 8,3 15.5 13,2 28,7 100,0 
1971 7.6 9,3 16,9 9,0 25,9 100,0 
1972 6.7 7,3 14,1 6,6 20,1 100,0 
1973 5,3 5,9 1 1 ,2 4,8 16,0 100,0 
1974 4.6 6.0 10.6 1 1.5 22,1 100,0 
1975 5.5 10.9 16.3 1 5.6 31.9 100.0 
1976 4.8 8,5 13.3 12.8 26,1 100,0 
1977 5,9 9,9 15,8 13.0 28,8 100,0 
1978 5.6 10,0 15,6 14,5 30,1 100,0 
1979 4.9 9,6 14,5 1 3,1 2716 100.0 

1980 5.4 9.3 14,7 13.2 27,8 '00.0 
1981 5,7 9,8 '5,5 16,5 32,0 100.0 
'982 5,4 9,9 15.3 16,4 31,7 100.0 
'983 5,7 9.2 14.9 15.2 30,2 100.0 
1984 6,0 7.1 13.2 1 2,2 25,3 100,0 
1985 7,4 5.9 13.3 9,3 22,6 100,0 
1986 9,9 3,5 13.4 6,8 20,2 100,0 
1987 10,7 2,6 '3,3 4,6 17,9 100,0 
1988 13.2 2.0 1 5.2 2.3 17,5 100,0 
1989 13,3 1,3 14.6 1. , 15,7 100,0 

'990 13,7 1 , 1  14,8 0,9 15,7 100,0 
1991 13,5 1 ,5 15,0 0,9 1 5,8 100,0 
1992 14,8 1,2 16,0 1.3 17,4 100.0 
1993 1 1,2 1 , 1  18.3 0.9 19,2 100,0 
1994 18,1 0.8 18.9 2.3 21,3 100,0 
1995 18,8 0,9 19,7 2,0 21,7 100,0 
1996 18.7 0,9 19,6 1,6 21,2 100,0 
1997 18,5 0,8 19,3 1,4 20,7 100.0 
1998 21.7 2,0 23.7 1,3 25,0 100,0 
'998 31 10,7 0,6 , 1.4 0,9 12,2 '00,0 
1999 12,5 0.7 13.2 1 , 1  '4,2 100,0 
2000 12.2 0,7 12.9 0,9 13,9 100,0 
200' 11,8 0,7 12,5 0,8 13,3 100,0 
2002 11,3 0.6 11.9 0,8 12,7 100,0 
2003 9,8 0.6 10.3 0,6 11 ,0 100,0 

1 )  Sei, 1989 un'er Berücksichtigung der Wahwngstauschvenrage, sea 1993 inklusove im Eigenbesitz befindlicher Bundes

sthuldkaiegOOen sowie seil '998 unler Berücksichtigung der Forderungen gegenüber Rechtstragem. 
2) Nicht auf Euro lautende Flnanzschuklen bewerte' zum Devisenmiuelkurs deS jeweiligen Jahresultimos, 
3) ROckrechnung. 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Restlaufzeit der Finanzschuld nach Schuldformen 1) (in Jahren) 

Euroschuld 2) 
T i t r i e r t e  E u r o s c h u l d  N i c h t  t i t r i e r t e  E u r o s c h u l d  

Bundes· Versiehe· Noten-
Bundes· schatz· rungs· Banken· Sonstige bank- Summe 

Jahre Anleihen oIJI'93t1onen scheine Summe da�ehen darlehen Kred�e schuld Summe Euroschuld 
1 986 

1 987 

1 988 

1 989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1998� 

1999 

2000 
2001 

2002 

2003 

6.5 

6.6 

6.8 

7.2 

6.7 

6.3 

6.0 

5.6 

5.3 

5.2 

4.9 

5.0 

5.1 

5.7 

6.1 

6.1 

5.8 

5.7 

6.5 

5.8 

6.2 

6.4 

5.2 

5.0 

4.4 

3.8 

3.2 

2.8 

2.9 

2.7 

3.1 

4.9 

6.9 

5.0 

4.6 

5.4 

6.9 

8.8 

7.9 

7.0 

6.7 

6.4 

6.2 

5.0 

5.3 

4.9 

4.0 

4.7 

6.0 

4.9 

4.1 

4.1 

5.0 

3.1 

2.1 

1 2.4 

7.0 

6.5 

6.5 

6.7 

6.6 

6.1 

5.6 

5.4 

5.1 

4.8 

4.9 

4.9 

4.9 

5.0 

5.6 

6.0 

6.0 

5.8 

5.8 

6.5 

9.3 

9.1 

9.1 

9.4 

9.1 

8.4 

7.8 

7.4 

7.3 

8.0 

7.8 

7.1 

6.4 

6.4 

5.8 

5.1 

4.4 

3.7 

3.2 

1 1 .6 

1 1 .5 

1 1 . 7  

10.9 

10.5 

9.8 

9.1 

7.7 

7.9 

7.2 

6.9 

6.1 

6.6 

7.3 

7.2 

6.5 

5.8 

5.8 

5.4 

7.3 

4.0 

8.8 

5.9 

8.2 

8.7 

8.2 

7.7 

0.4 

6.9 

6.4 

5.9 

0.4 

0.4 

0.2 

4.5 

4.1 

0.8 

1 .2 

0.6 

0.6 

0.5 

0.5 

0.5 

0.3 

0.2 

0.3 

0.3 

1 1 . 1  

1 1 .0 

1 1 . 1  

10.6 

10.2 

9.5 

8.8 

7.6 

7.6 

7.5 

7.3 

6.6 

6.5 

6.9 

6.4 

5.8 

5.1 

4.5 

4.1 

Durchschnittliche Nominalverzinsung der Finanzschuld nach Schuldformen 1) (in %) 

Euroschuld 2) 
T i t r i e r t e  E u r o s c h u l d  N I  c h t t i t r i e r t e  E u r o s c h u l d  

Bundes· Versk:he- Noten-
Bundes- schatz· rungs· Bank.en- Sonstige bank· 

8,6 

8,5 

8.6 
8.2 

7.7 

7.0 

6,6 

5,9 

5,7 

5,7 

5.6 

5.4 

5.4 

5,9 

6,1 

5,9 

5,7 

5.6 

6,2 

Summe 

Jahre Anleihen oIJIogauonen sclletne Summe darlehen darlehen Kredite SChuld Summe Euroschuld 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1998 J) 
1999 

2000 
2001 

2002 

2003 

8.3 

8.0 

7.7 

7.5 

7.6 

7.8 

7.8 

1.4 

7.2 

7.1 

6.8 

6.5 

6.2 

6.1 

5.6 

5.5 

5.3 

5.2 

4.9 

8.2 

7.8 

7.5 

1.4 

1.3 

1.3 

1.2 

1.1 

6.9 

6.9 

6.9 

6.9 

6.8 

4.8 

6.8 

1.0 

6.2 

6.2 

6.4 

6.1 

5.1 

5.5 

6.8 

7.8 

8.0 

1.1 

5.4 

4.8 

4.1 

3.1 

3.9 

3.1 

3.7 

3.6 

4.8 

3.7 

2.5 

2.2 

7.8 

7.3 

7.2 

7.3 

1.6 

1.1 

1.5 

1.0 

6.8 

6.7 

6.4 

6.2 

6.0 

5.8 

5.5 

5.5 

5.3 

5.2 

4.9 

8.0 

7.8 

7.6 

7.6 

8.1 

8.5 

8.5 

8.3 

7.6 

7.6 

7.2 

6.9 

6.8 

6.8 

6.7 

6.7 

6.6 

6.6 

6.6 

8.1 

1.6 

7.4 

7.7 

8.6 

8.1 

8.6 

1.7 

1.3 

7.1 

6.7 

6.3 

6.0 

6.0 

6.1 

6.3 

6.2 

5.9 

5.8 

2.5 

2.3 

1 .8 

1.2 

0.1 

0.1 

0.1 

0.1 

4.7 

0.0 

0.1 

0.1 

2.8 

2.8 

2.6 

0.1 

0.1 

2.9 

2.2 

2.3 

2.4 

2.2 

2.0 

2.0 

2.0 

2.0 

2.0 

2.0 

8.0 

1.6 

1.5 

1.7 

8.5 

8.6 

8.5 

7.9 

7.3 

7.3 

6.9 

6.6 

6.4 

6.4 

6.4 

6.5 

6.4 

6.1 

5.9 

1) Se� 1989 unter BerOckslChtigung der Währungstauschvcr1IlIge. seil 1 993 inklusive im EIgenbesi1z befindlicher Bundes· 
schuldkategorien sowie seit 1998 unter BerOckslchtJgung der Forderungen gegenObe< Rechtstr3gern. 

2) Auf Euro lautende FInanzschulden; Schiliingschuld bis Ende 1998. 

3) ROCkrechnung. 
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7,9 

7,5 

7,3 

7,5 

7.9 

8.1 
7.9 

7,3 
6,9 
6,9 

6.5 

6.3 
6.1 
5,9 

5,6 

5,7 

5,5 

5,3 

5,1 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Restlaufzeit der Finanzschuld nach Schuldformen l'  (in Jahren) 

Fremdwährungsschuld 21 
T i t r i e r t e  F W - S c h u l d  

SChuld· 
versehret- Kredite und Summe FW· 

Jahre Anleihen bungen Summe Dar�hcn Schuld Gesamt 

1986 9,4 3.1 7.8 4,1 6,6 8,2 
1987 8,7 4,0 7.8 6,2 1,4 8,3 
1988 8,3 4,7 7,8 8,8 8,0 8,5 
1989 7,8 5,1 7,6 1 1 ,9 1,9 8,2 
1990 7,8 4,8 7,6 12,2 1,9 1,1 

1991 7,1 6,6 7,0 1 1,3 1,3 1,1 

1992 7,1 6.3 7.0 7,0 1,0 6,7 
1993 7,0 5.4 6.9 1 1 ,3 1,2 6,2 
1994 8,7 5,5 8,5 7,9 8,5 6,2 
1995 7,6 6,4 7,6 12,8 8,1 6,2 
1996 7,3 8,0 7,3 H,5 1,9 6,1 

1997 7,2 8,2 7,3 1 3,8 7,7 5,9 
1998 6,6 8,8 6,8 13,0 7,1 5,8 

1998 � 
4,7 8,9 4,9 7,5 5,1 5,8 

1999 4,4 8,4 4,6 6,7 4,8 5,9 
2000 4,4 8,1 4,6 5,9 4,1 5,8 
2001 4,5 7,5 4,7 4,9 4,1 5,5 
2002 4,5 6,4 4,6 3,9 4,5 5,5 
2003 4,2 5,4 4,3 2,7 4,2 5,9 

Durchschnittliche Nominalverzinsung der Finanzschuld nach Schuldformen1) (in %) 

Fremdwährungsschuld 2) 
T i t r i e r t e  F W - S c h u l d  

Schuld· 
versehrei· Kredite und Summe FW· 

Jahre Anleihen bongen Summe Darlehen Schuld Gesamt 

1986 6.4 6,7 6,5 5,4 6,0 7,6 
1 987 5,9 6,1 6,0 5,1 5,1 7,2 
1 988 5,7 6.0 5,8 5,4 5,1 7,0 
1 989 6.2 5.7 6,2 5,9 6,2 7,3 

1 990  6,5 5,4 6.5 6,0 6,5 7,7 
1 991 6,5 6.2 6.5 6.2 6,5 7,8 
1992 6,6 6.1 6,5 6,9 6,6 7,7 
1993 5.6 4,7 5,6 5,4 5,5 6,9 
1994 5,2 5.1 5,2 3,8 5,0 6,5 
1995 5.1 3,9 5.1 4,3 5,0 6,5 
1996 5,2 3.8 5,1 4,6 5,1 6,2 
1997 5,2 3,6 5,1 4,5 5,1 6,0 
1998 4,9 3,0 4,7 4,4 4,7 5,7 
1998 lj 4,4 3.0 4.4 3,5 4,3 5,7 
1999 4.3 3,1 4,2 3,3 4,2 5,4 
2000 4,0 3.0 3.9 3,3 3,9 5,4 
2001 3,6 2.6 3.5 3,2 3,.5 5,2 
2002 3,3 1,9 3,2 3,2 3,.2 5,0 
2003 2,9 1,6 2,8 2,8 2,8 4,8 

l '  Seil 1989 unter BerOcksichtlgung der W3hrungstauschvertr3ge. seit 1993 inklusive Im Elgenbesll2 befindliche< Bundes-
schuldkalegorlen sowie seit 1998 unter BerOcksichtigung der F Ofdet'ungen gegenObe< RechlStI3gern. 

2) NK;ht auf Euro lautende flnanz.schulden bewertel zum DevisenmitteIkurs des jeweiltgen Jahresuhimos. 
3' ROCkrechnung. 
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A 5 FREMDWÄHRUNGSSCHULD DES BUNDES 

Stand und Anteile der bereinigten Fremdwährungsschuld nach Währungen1) (in Mio EUR) 

U S D  D E M  C H F  N l G  J P Y  F R F  X E U  B E F  

JalYe 

in Mio I %-EUR Anteil 

in Mio I %-
EUR Anteil 

In Mkl I %-
EUR Anteil 

In Mio I %-
EUR Anteil 

In Mio I %-EUR Anteil 
in Mio l

,
"o 

EUR Anteil 

in MIO I, %-EUR Antetl 
in M�I %-
EUR Anteil 

1 980 267 5.1 2.136 40.5 2.435 46.1 327 6.2 89 1.7 24 0.5 

1981 301 4.4 2.048 29.8 3.872 56.3 315 4.6 314 4.6 23 0.3 

1982 189 2.4 2.579 32.8 4,477 56.9 304 3.9 325 4.1 

1983 208 2.3 2.831 31,0 5.069 55.5 520 5.7 499 5.5 

1984 144 1.7 2.800 32.4 4.465 51.6 707 8.2 529 6.1 

1985 104 1.2 3.218 37.3 3.815 44.2 760 8.8 730 8.5 

1986 76 0.8 3.546 39.2 3.420 37.8 874 9.7 1 . 1 39 12.6 

1987 56 0.6 3.1H 35.0 3.749 41.4 600 6.6 1.486 16.4 

1988 38 0.4 3.479 36.6 3.282 34.5 491 5.2 2.215 23.3 

1989 34 0.4 3.690 40.3 2 851 31.2 478 5.2 2.093 22.9 

1990 8 0.1 3.440 35.0 3.S03 35.6 479 4.9 2.407 24.5 

1991 84 0.8 3.039 28.2 4.237 39.3 479 4.4 2.950 27.3 

1992 6 0.0 3.653 29.2 5 048 40.3 341 2.7 3 461 27.7 

1993 6 0.0 3.879 25.1 5.484 35.5 798 5.2 5.302 34.3 

1994 4 0.0 5.066 26.7 6.749 35.6 903 4.8 6.242 32.9 

1995 2 0.0 5.921 27.5 7.947 36.9 822 3.8 6.866 31.8 

1996 2 0.0 6.378 29.6 7.352 34.1 1.S03 7.0 6.311 29.3 

1997 0 0.0 6.163 27.8 6.741 30.4 1 .952 8.8 6.538 29.5 765 3.5 

1998 8.496 29.7 7.210 25.2 2.520 8.8 6.483 22.7 1 .219 4.3 2.658 9.3 

1998 � 7.210 52.8 6.453 47.2 

1999 7.479 44.6 9.299 55.4 

2000 7 836 46.9 8.886 53.1 

2001 8.049 49.7 8.144 SO.3 

2002 8.602 54.8 7.103 45.2 

2003 8.341 60.0 5.558 40.0 

1) Nicht auf Euro lautende Flnanzschulden; exklusive Eigenbesi1Z von Bundesschuklkategooen; seit 1982 unter BerUcksichttgung der 
Cross·Currency·Swaps 

2) ROCkrechnung 
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A 5 FREMDWÄHRUNGSSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Stand und Entwicklung der Fremdwährungsschuld im engeren Sinn (vor Swaps) 

nach Währungen1) (in Mio Fremdwährung) 

Stand Stand 

1 9 9 4  Jahresbeginn Zugang� Abgang� Nettover3nderung Jahresende 
In Mio FW in MIO FW In Moo FW In Moo FW I in % in Mio FW 

USO 4,320.3 800.0 298.4 501.6 1 1 .6 4,821,9 

DEM 6,793.0 2,550.0 750.0 1 .800,0 26,5 8,593.0 

CHF 2,949.8 1 .200.0 150.0 1 ,050,0 35.6 3,999.8 

NLG 1 , 450.0 1 .000.0 0.0 1 000,0 69,0 2,450,0 

JPV 554,900,0 124,000.0 30 000.0 94,000.0 16.9 648.900.0 

XEU 200.0 0.0 200.0 ·200.0 ·100.0 0.0 

AUO 100.0 0.0 100.0 ·100.0 ·100.0 0.0 

GBP 1 35.0 200.0 0.0 200.0 148.1 335.0 

CAO 550.0 0.0 0.0 0.0 0.0 550.0 

ITL 0.0 560.000.0 0.0 560,000.0 560,000,0 

FRF 1 ,649.4 0.0 0.0 0.0 0.0 1 .649.4 

ESP 15.000.0 0.0 0.0 0.0 0.0 15.000.0 

Stand Stand 

1 9 9 5  Jahresbeginn Zugang" Abgang l) Neltoverllnderung Jahresende 
in Mio FW In MtO FW in Mio fW In MIO FW I on '"  in Mio FW 

USO 4.821.9 519.7 411.1  108.6 2.3 4,930.5 

DEM 8,593.0 3,419.8 392.0 3,027.8 35.2 1 1 ,620.8 

CHF 3,999.8 1 ,000.0 1 .200.0 ·200.0 ·5.0 3.799.8 

NLG 2.450.0 0.0 0.0 0.0 0.0 2.450.0 

JPV 648,900.0 180.000.0 69,718.0 110.282.0 1 7.0 759,182.0 

XEU 0.0 400.0 0.0 400.0 400.0 

GBP 335.0 0.0 0.0 0.0 0.0 335.0 

CAO 550.0 0.0 0.0 0.0 0.0 550.0 

ITL 560.000.0 300.000.0 0.0 300.000.0 53.6 860.000.0 

FRF 1.649.4 0.0 0.0 0.0 0.0 1 .649.4 

ESP 15.000.0 0.0 0.0 0.0 0.0 15.000.0 

LUF 0.0 5,000.0 0.0 5.000.0 5.000.0 

Stand Stand 
1 9 9 6  Jahresbeginn Zugang" Abgang � Nettoveränderung Jahresende 

in MIO fW in Moo FW in Mio FW in Mio FW I in %, In Moo FW 

USO 4,930.5 200.0 901.5 ·701.5 ·14.2 4,229.0 
DEM 1 1 .620.8 2.425.2 125.3 2.299.9 19.8 1 3,920.7 

CHF 3.799.8 750.0 650.0 100.0 2.6 3,899.8 
NLG 2.450.0 1.500.0 0.0 1 .500.0 61.2 3,950.0 
JPV 759.182.0 30.436.2 65,718.2 ·35,282.0 ·4.6 723.900.0 

XEU 400.0 0.0 0.0 0.0 0.0 400.0 
GBP 335.0 0.0 0.0 0.0 0.0 335.0 
CAO 550.0 0.0 0.0 0.0 0.0 550.0 
ITL 860 000.0 0.0 0.0 0.0 0.0 860.000.0 
FRF 1 649.4 0.0 0.0 0.0 0.0 1 .649.4 
ESP 1 5 000.0 0.0 0.0 0.0 0.0 1 5.000,0 
LUF 5,000.0 1 ,500.0 0.0 1 .500.0 30.0 6.500.0 

1)  Inklusive im Eigenbesltt befindlICher Bundesschuldkategorien, 
2) InklUSive Konversionen, 
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A 5 FREMDWÄHRUNGSSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Stand und Entwicklung der Fremdwährungsschuld im engeren Sinn (vor Swaps) 

nach Währungen') (in Mio Fremdwllhrung) 

Stand Stand 
1 9 9 7  Jahresbeginn Zugang" Abgang " Nenover3nderung Jahresende 

in Moa FW in Mio FW in Mio FW in Moa FW I 'n "  In Mio FW 

USO 4.229.0 1 10.2 751.6 ·641.4 ·15.2 3.587.6 
DEM 13.920.7 425.0 500.0 ·75.0 ·0.5 1 3.845.1 
CHF 3.899.8 0.0 450.0 ·450.0 ,".5 3 449.8 
NLG 3.950.0 1 .000.0 200.0 800.0 20.3 4.750.0 
JPV 723.900.0 0.0 24.900.0 ·24.900.0 ·3.4 699.000.0 
XEU 400.0 0.0 0.0 0.0 0.0 400.0 
GBP 335.0 0.0 0.0 0.0 0.0 335.0 
CAO 550.0 0.0 0.0 0.0 0.0 550.0 
ITL 860.000.0 0.0 400.000.0 ·400.000.0 ·46.5 460.000.0 
FRF 1 .649.4 5.000.0 0.0 5.000.0 303. 1 6.649.4 
ESP 15.000.0 0.0 1 5.000.0 ·15 000.0 ·100.0 0.0 
LUF 6.500.0 0.0 0.0 0.0 0.0 6.500.0 
CZK 0.0 3.000.0 0.0 3.000.0 3.000.0 
ZAR 0,0 1 50,0 0,0 1 50.0 150,0 
PLN 0,0 100,0 0,0 100,0 1 00,0 

Stand Stand 
1 9 9 8  Jahresbeginn 31 Zugang 

" Abgang" Neuoveranderung Jahresende" 
on Mio FW in Mto FW In Mio FW in Mio FW I ,n "  on Mio FW 

USO 3.587.6 33,6 100,5 ·66.9 ·1.9 3.520,7 
DEM 1 3 845.7 9.050.0 4.700.0 4.350.0 31.4 18.195,7 
CHF 3 449.8 1 .300.0 0.0 1 .300.0 37,7 4.749.8 
NLG 4.750,0 1 .500.0 250.0 1 250,0 26.3 6.000.0 
JPV 699.000.0 0.0 50.000.0 ·50.000.0 ·7.2 649.000.0 
XEU 400.0 2.651.9 400.0 2.251.9 563.0 2.651.9 
GBP 335,0 250.0 0.0 250,0 74,6 585.0 
CAO 550.0 0.0 0.0 0,0 0.0 550.0 
ITL 460 000,0 0.0 200.000.0 ·200.000.0 ·43,5 260.000.0 
FRF 6 649.4 3 000.0 0.0 3.000.0 45.1 9.649.4 
LUF 6.500.0 0.0 0.0 0.0 0.0 6.500.0 
CZK 3 000.0 0.0 0,0 0.0 0.0 3.000,0 
ZAR 1 50.0 0.0 0.0 0.0 0.0 1 50,0 
PLN 100.0 0.0 0.0 0.0 0.0 100,0 

Stand Stand 
1 9 9 9  Jahresbeg,nn ') Zugang

" Abgang ., Nenoveranderung Jahresende 
in Moa FW In MIO FW ,n Mio FW ,n Mlo FW I ,n "  in Mio FW 

USO 3.520.8 1 .198.6 333,6 865.0 24.6 4.385,8 
CHF 4 750.0 500.0 300.0 200.0 4.2 4.950.0 
JPV 649.000.0 0.0 0.0 0.0 0.0 649.000.0 
GBP 585,0 0.0 100.0 ·100.0 ·17.1 485.0 
CAO 550.0 0.0 0.0 0,0 0,0 550.0 
CZK 3.000.0 0.0 1.500.0 ·1 .500.0 ·50.0 1.500.0 
ZAR 1 50.0 0.0 150.0 ·150.0 ·100.0 0.0 
PLN 100.0 0.0 100.0 ·100.0 ·100.0 0.0 

1) Inklusive im Eigenbesitz befindlicher Bundesschuldkategolien. 
2) InklUSIVe Konversionen. 
3) Unter BerOcksichtigung der FOfderungen gegenüber Rechtstrage<n (,nklusive RechlStrage<swaps). 
4) Zeilfeihenb<uch: Nicht auf Euro lautende Finanzschulden unter Be<OCksichtigung der Forderungen gegenüber RechlStrage<n. 
5) Inklusive Forderungszu· bzw. ·abnahme gegenOber RechlStragern und Konversionen. 
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A 5 FREMDWÄHRUNGSSCHULD DES BUNDES (Fortsetzung) 

Stand und Entwicklung der Fremdwährungsschuld im engeren Sinn (vor Swaps) 

nach Währungen') (in Mio Fremdwährung) 

Stand Stand 
2 0 0 0  Jahresbeginn D zugang" Abgang l) Nenover3nderung Jahresende 

In MiO fW in MIo FW In Mio FW In MIo FW I in %  in Meo FW 

USO 4.385.8 747.9 1 .049.0 -301 . 1  -6.9 4.084.7 

CHF 4.950.0 250.0 1.500.0 -1.250.0 -25.3 3.700.0 

JPY 649.000.0 0.0 40.000.0 ·40.000.0 -6.2 609.000.0 

GBP 485.0 0.0 0.0 0.0 0.0 485.0 

CAO 550.0 0.0 0.0 0.0 0.0 550.0 

CZK 1 .500.0 0,0 1 .500.0 · 1 .500.0 -100.0 0.0 

2 0 0 1  " 

USO 4.084.7 1 .750.0 671.1 1 .078.9 26.4 5.163,6 
CHF 3 700.0 1 00.0 300.0 ·200.0 -5.4 3.500.0 
JPY 609.000,0 7.000.0 155 000.0 -1 48.000.0 ·24.3 461.000.0 
GBP 485.0 0.0 35.0 -35,0 -7,2 450,0 
CAO 550.0 0.0 0.0 0.0 0,0 550,0 

Stand Stand 

2 0 0 2  Jahresbeginn l) Zugang " Abgang " NellOVer3nderung Jahresende 
in Mio FW in Mio FW In Mio FW In Mio FW I in % In Mlo FW 

USO 5.163.6 2.377.1 1 .350.0 1.027.1 1 9.9 6 190.7 
CHF 3.500.0 1 .300.0 0.0 1 .300.0 37.1 4.800.0 
JPV 461.000,0 18.000.0 0.0 18.000,0 3,9 479.000.0 
GBP 450.0 14.0 0,0 14.0 3.1 464.0 
CAO 550,0 0.0 250.0 -250.0 �5.5 300.0 
ZAR 0.0 300.0 0.0 300.0 300,0 
NOK 0.0 400.0 0.0 400.0 400.0 

Stand Stand 

2 0 0 3  Jahresbeginn 2) Zugang l) Abgang l) Nenover3nderung Jahresende 
In Mio FW in MK) FW in MtO FW in MIO FW I In % In M'IO FW 

USO 6. 190,7 4.808.5 966,0 3.842.5 62.1 10.033,2 

CHF 4.800.0 0.0 0,0 0,0 0,0 4.800.0 

JPV 479 000.0 16.000.0 1 1 3.700.0 -97.700,0 -20.4 381.300,0 

GBP 464.0 0,0 14,0 -14.0 -3.0 450,0 

CAO 300.0 0.0 300,0 -300.0 -100.0 0.0 

ZAR 300.0 0,0 0,0 0.0 0.0 300.0 

NOK 400,0 0.0 0.0 0,0 0,0 400,0 

HUF 0,0 1 3.000.0 0,0 13.000.0 1 3.000.0 

1)  Inklusive im Eigenbesitz befindlicher Bundesschuldkategorien. 

2) ZellreihenbfUch: Nicht auf Euro lautende Finanzschulden untet' Betilcksichligung der Forderungen gegenObet' RechlStr3get'n. 
3) Inklusive ForderungSlu- bzw. -abnahme gegenObet' Rechtstr3get"" und Konversionen. 
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A 6 FINANZSCHULD IM ENGEREN SINN UND CROSS CURRENCV SWAPS (CCS) NACH SCHULDFORMEN 2003') 

S t a n d  a m  3 1 . 1 2 . 2 0 0 2  N e t t o v e , ä n d e r u ng S t a n d  a m  3 1 . 1 2 . 2 0 0 3  
Finanz- ces ces ces Finanz· Finanz- ces Finanz- Finanz· ces ces ces Finanz· 
Schuld Verbind· Forde- Verbindl schuld schuld Verbindl. schuld SChuld Verbind· Forde· Verbindl. schuld 

In Mio EUR i.e.S. lichkeiten rungen netto l.e.S netto l.e.S. lichkelten rungen netto 
E u r o s c h u l d  
Anleihen 98.559 4.686 5.719 -1.034 97.526 3 959 3.235 7.194 102.519 9.1 1 7  6.916 2.201 104.720 

BundesobligatJonen 1 .587 218 396 ·179 1.409 -97 ·67 -164 1.490 1 51 396 ·245 1 .245 
BundesschallSChelne 1 .320 49 0 49 1 . 369 ·55 ·49 -104 1.265 0 0 0 1 .265 
Titrierte Euroschuld 101.467 4.952 6.116 -1.164 100.303 3.807 3.119 6.926 105.274 9.268 7.312 1.956 107.229 

Versicherungsdarlehen 7.586 0 0 0 7.586 -723 0 -723 6.863 0 0 0 6.863 
Bankendanehen 7.458 0 0 0 7.458 ·656 0 -656 6.802 0 0 0 6.802 
Sonstoge Kred�e 1.101 0 0 0 1.101 25 0 25 1.127 0 0 0 1 . 1 27 
Nicht titrierte Euroschuld 16.146 0 0 0 16.146 -1.354 0 -1.354 14.792 0 0 0 14.192 

Euroschuld 117.612 4.952 6.116 -1.163 116.449 2.453 3.119 5.572 120.065 9.268 7.312 1.956 122.021 

F W - S c h u l d Z) 

� Anleihen 12.476 9.1 78 7.646 1 .533 14.009 913 ·2.477 - 1 .564 1 3.389 8 764 9.709 -944 12.444 

8 Schuldverschreibungen 563 411  201 210 773 -101 44 -58 461 382 128 253 715 
BundcsschaLZscheine 46 0 46 -46 0 -46 46 0 0 0 0 0 0 
Tltr. Fremdwährungslchuld 13.085 9.589 7.893 1.696 14.781 765 -2.387 -1 .622 13.850 9.146 9.837 -691 13.159 

Kredite und Darlehen 957 0 0 0 957 -187 0 -187 770 0 0 0 770 

Fremdwährungllchuld 14.042 9.589 7.893 1.696 15.738 518 -2.387 -1.809 14.620 9.146 9.837 -691 13.929 

F I n a n z s c h u l d  131.654 14.541 14.009 533 132.187 3.031 732 3.764 134.685 18.414 17.149 1 .265 135.951 

Abzügllch Eigenbesitz. 8.233 840 9.073 

Bereinigte Euroschuld 31 1 08.248 4.730 1 1 2.979 

Bereinigte FW-Schuld 'I 1 5.705 -1 806 1 3.899 

eerelnlgte Finan:r.schuld 123.954 2.924 126.878 

1) Unter BenkksichtJgung der Forderungen gegentlber RechtSträgern zu NormnaiWerten 
2) NlChl auf Euro lautende Flnanzschulden. 

3) OIe bereinigle SchuldenenlWicklung nach Schuldformen Ist unler der Inlernel.Homepage der Osterreichischen Bundesfinanllerungsagenlur zu finden (hllp:/Iwww.oeDfa.co.at). 
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A 7 LANGFRISTIGE VERBINDLICHKEITEN1) VON UNTERNEHMEN 

ÖFFENTLICHER GEBI ETSKÖRPERSCHAFTEN 

I ... Mrd EUR 

Unternehmen des Bundes l) 
Alpenstraßen AG 

ASFINAG 

AUSTRO CONTROL 

BIG 

MUQUA 

OBB 
davon OBB-Infrastruktur 

OIAG 

OSAG 

PTBG 

SCHIG 
Summe 

davon BundesfinsnzJerungen 4J 
Krankenanstaltenbetriebsgesell. der Länder 5} 
KABEG 
KAGes 

KRAGES 
LKS Holding 

TILAK 

Summe 
davon Landesfinanzierungen I} 

Marktbestlmmta Betnebe der Gemeinden n 
Gemell1deyerbande 
Inlrastrukturbetnebe der Gemeinden ohne W"", 
Intrastrukturbetnebe der Gemeinde W.,., 
WIe<1er Wohnen 
Summe 

I n s g e s a m t  

Abkürzungen: 

1997 

0.0 

5.6 

1 . 1  

2.9 

2.1 

3.4 

3.6 

1 .8 

18,3 

0.1 

0.0 

0,1 

2,2 

1.4 

2,5 

6,0 

1998 1999 2000 2001 

5,6 6. I 6.3 6.9 

0.1 0,1 0,1 

1.2 1 .2 1 .2 2. I 

0.1 

3.6 4.0 4.3 4.5 

2,9 3,4 3.8 3,9 

3.3 3.4 2.9 2.0 

3. I 2.5 

2, I 2.3 3,3 3.9 

18,9 19,5 18,0 19,5 

2.2 5.4 7.8 9,2 

0.1 0.1 0.1 0.2 

0.0 0.0 0.0 0.2 

0.0 0.0 0.0 0.0 

0.0 

0,1 0,1 0,1 0,4 

0, 2  

1 .5  1 , 7  2.0 2.3 

2.9 3.3 3.7 4.6 

1 .4 1 .4 0.2 0.2 

2,5 2.5 2,3 2.2 

8,3 8,9 8,2 9,3 

27,3 28,6 26,3 29,2 

ASFINAG 
AUSTRO CONTROL 
BIG 

Autobahnen· und Schneilstraßen-Finarwerung-Aktlengesellscha� 
AUSTRO CONTROL Osterreichische GeseIlscha� to< ZMlluftlahrt mbH 
Bundeslmmobll",ngeselischaR mbH 

KABEG 
KAG .. 
KRAGES 
LKS Holding 
MUQUA 
OBB 
OIAG 
OSAG 
PTBG 
SCHIG 
TILAK 

Karnlr1er KrankenanstahenbetrlebsgeselischaR 
St_rkische Krankenanstahengesellschaft m.b.H. 
Burgenlandische Krankenanstallengesellschaft mbH 
Holding der Landeskliniken Salzburg 
MuseumsQuartlcr ErriChtungs· und BetriebsgmbH 
OsterreichiSChe Bundesbahnen 
Osterreichische Industrieholding AktiengesellschaR 
Autobah,.,.,- und Schnellstraßen AG 
Post- und Te1ekombetelhgungsyerwahungsgesellschaft 
Schieneninfrastrukturfinanzierungs-GeseIlschaft m.b.H_ 
TirQter landeskrankenanstalten GmbH 

2002 

7,3 

0.1 

2.4 

0.1 

4.8 

3.9 

1.4 

4.7 

20,7 
11 .7 

0,2 

0.1 

0.0 

0,0 

0.0 

0,4 

0. 1 

2.2 

5.5 

0.1 

2, I 
10,0 

31,1 

2003 � 

8.0 

3.4 

0,1 

4.7 

3,4 

1,3 

5. I 

22,5 

10,9 

0.3 

0.4 

0.0 

0,1 

0,8 

0.4 

2.0 

1) Kaprtalmarktf .... nZlerungen mit einer originaren Laufzeit von einem JaIY (Anlethen. Kredn-/Dar1ehensyerlllndlichkeiten einschheBlich 
ForderungszesSlOnen an F .... nZlnSlltutionen) SOWIe KapotalmarktfinanzlerUngen der Gebietskorperschaften im Auftrag der au6et-· 
budgeIlIren Elnhenen. 

2) VorlauflQe Daten. 
3) Selbstständige Einheiten, die gemaB ESVG 1995 dem Unternehmenssektor zugerechnet werden, 
4) Kapitalmarktflnanzlerungen Im Namen des Bundes (insbesondere Bundesanleihen) fllr Dritte. die in Form von Darlehen an die 

Unternehmen weitergegeben werden und deren Schuldendienst von den Unternehmen Zu bedienen Ist SOChe Orittfinanzierungen 
durch den Bund sind gemaß BHG seit 1998 mOglich (§ 65< BHG 1. d. J. F,), 

5) BetriebsgeseIl, ohne Verbindlichkeiten gegenOber Kredilin>tit, bzw. kapitalmarktfinanziene LandeSCariehen werden nlchl dargestetn, 
6) KapnalmarktfinanzlefUngen Im Namen der Länder tOr Dritte, die In Form von Darlehen an die Unternehmen weitergegeben werden. 
7) Unternehmen und Betriebe der Gemeinden mit marktbestJmmter raugkeit. Dazu zählen InfraSlrukturbetrlebe bzw. GebOhrenhaushal 

(Wasser-, Abwasserversorgung und WohnungsWIrtsChaR) SOWie GerneindeYerbande (y_ ,. Wasserversorgung. Umwel� Gesundheit) 
Quelle: Bllanzd.ten der Unternehmen und Stao>tik Austria, 
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A 8  FINANZSCHULD DER LÄNDER 1) 

Stand der Finanzschuld (in Mio EUR) 

1993 I 1994 I 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland " 1 00.4 92.9 167.1 165.3 163.3 212.0 210.0 208.1 207.8 207.8 
Karnten 481.0 585.9 733.1 852.7 900.9 956.7 1.007.5 1 .050.9 356.0 405.5 
NiederOSterreich 875.3 860.5 1 . 161.6 1 .303.9 1 .200.9 1 . l t 2.9 986.7 931.5 885.1 950.4 
OberOSterreich 547.2 662.6 828.6 719.6 572.5 555.7 545.9 447.3 370.4 
Salzburg 292.9 302.2 343.5 408.4 462.7 436.6 385.9 383.3 365.6 347.2 

Stetermark :n 896.2 957.9 1.1 19.7 1 .036.3 852.1 756,S 875.5 1 .045.2 1 .005.3 652.8 
Tirel 98.8 1 15.6 154.5 1 18.5 167.8 180,6 194.4 186.3 157.0 102.3 
Vorarlberg 71.2 77.3 81.5 90.2 92.2 92,8 88.4 86.7 83,6 81.7 

Wien '· 2.760,8 3,288.5 4.090.4 3.943,0 4.015.7 3.793.6 3.581.3 2.044.2 2.083,9 2.104.4 

Summe Bund.sländer 6.130tO 6.9-43,'- 8.680.1 8.637,8 8.428,2 8.097,4 7.875,& &.383,5 5.514,& 4.852,1 

Stand der Finanzschuld (%-Anteile) 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland Zj 1.6 1 . 3  1 .9 1 ,9 1.9 2,6 2.7 3,3 3,8 4.3 
Körnten 7.8 8.4 8.4 9,9 10.7 1 1 .8 12.8 1 6,5 &.5 8.4 
NiederOslerreteh 14.3 12.4 13.4 15,1 14.2 13.7 12.5 14.6 1 &.0 19.& 
OberOSterretCl'l 8.9 9.5 9.5 8.3 6.8 &.9 &.9 7.0 6.7 
Salzburg 4.8 4.4 4.0 4.7 5.5 5.4 4.9 6.0 &.6 7.2 

Stetermar1< " 14.6 13.8 12.9 12.0 10.1 9.3 1 1 . 1  16.4 18.2 13.5 
Tlrol 1.6 1 .7  1.8 1.4 2.0 2.2 2.5 2.9 2.8 2.1 
Vorarlberg 1.3 1 .1  0.9 1.0 1 . 1  1 .1  1 .1  1.4 1.5 1 .7  

Wien l) 45.0 47.4 47.1 45.& 47.6 46.8 45.5 32.0 37.8 43.4 

Summe Bundesländer 1 00,0 1 00,0 1 00,0 100.0 100,0 100,0 100.0 100,0 100,0 100,0 

Veränderung der FInanzschuld zum Vorjahr (in Mio EUR) 

1993 I 1994 I 1995 I 1996 I 1997 I 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland II 7.5 ·7.5 74.2 -1.9 ·2.0 48.7 ·2.0 ·1,9 .0.3 0,0 
Karnten 87.5 104,9 147.2 1 19.5 48,2 55,8 SO,8 43,4 ·&94.9 49,4 
NiederOSterreich 554.5 -14,8 301.1 1 42.3 -103,0 ·88.0 ·126.2 ·55,2 ·46.4 65,3 
OberOSterreich 21.0 1 1 5,3 166.1 ·109.0 -147.1 -16,8 ·9.8 ·98.6 -71.0 
Salzbufg -20.5 9.3 41.3 64.9 54,4 -26.2 -SO.7 ·2.6 -1 7.6 -18.4 

Steiermark l) · 1 1 0.1 61.7 161.8 ·83.4 ·184.2 -95.6 1 1 8.9 169.7 -39.9 -352.5 
Tirol -23.7 16.7 38.9 ·36.0 49.3 12.8 13.9 -8.1 -29.4 ·54.7 

Vorarlberg 0.4 0.1 4.2 8.7 2.1 0.6 ·4.4 -1.8 ·3.1 ·1.9 

Wien l) 1 39.4 527.7 801.9 ·147.4 72.7 ·222.1 -212.3 ·1 .537.1 39.7 20.6 

Summe Bund •• tänder 655,9 813,4 1.736,7 �2,2 -209,7 -330,8 -221,8 -1.492,1 -868,9 -292,1 

Veränderung der Finanzschuld zum Vorjahr (in %) 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland " 8.0 -7.5 79.9 -1,1 -1 ,2 29,9 ·1,0 .0.9 .0.2 0.0 
Karnten 22.2 21.8 25.1 1 6,3 5.7 6.2 5,3 4,3 ·66.1 13.9 
NiederOslerreich 172.8 ·1 .7 35.0 12,3 ·7.9 -7.3 - 1 1,3 -5,6 ·5.0 7.4 
OberOsterreich 4.0 21.1 25.1 -13.2 ·20,4 -2.9 ·1,8 ·18,1 ·1 7.2 
Salzburg ·6.5 3,2 13.7 18,9 13,3 -5,7 · 1 1 ,6 -0.7 -4.6 ·5.0 

Steiermark Z) ·10.9 6.9 16.9 -7,4 -17.8 ·1 1.2 15,7 19,4 -3,8 ·35.1 
T .. 01 -19,3 16,9 33.7 ·23,3 41.6 7.6 7.7 -4,2 ·15.8 -34.8 
Vora�berg 0,5 0,2 5.4 10.6 2.3 0.6 -4.7 ·2.0 -3.6 ·2.3 
W.en 11 5,3 19.1 24.4 -3.6 1.8 ·5.5 ·5.6 -42,9 1,9 1.0 

Summe Bundeslinder 12,0 13,3 25,0 .0,5 ·2,4 -3,9 -2,7 -18,9 -13,& -5,3 

1)  Olme innere Anleinen. [)oe Verschuldung der lander in Form von inneren Anleinen becrug Ende 2000: 2.596,0 Mio EUR (ROCkgang 
gegenOber 1999 inlolge der Ausghederung von Woener Wohnen"). Ende 2001 : 2.541.8 Mio EUR und Ende 2002: 2.376.5 Mio EUR. 

2) Ohne für Dritte Obernornmene Schuldendienste. 

3) Seit 2000 ist Wtener Wohnen- Infolge Ausgliederung als Unternehmung nicht mehr enthalten. 

Quelle: Statistik Austria . Gebarungen und Sektor Staa� laufende Jahrgange. 
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A g  F I NANZSCHULD DER GEMEINDEN 

Stand der Finanzschuld (in Mio EUR) 

1993 I 1994 I 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland 276.2 296.5 333.9 366.3 398.3 405.8 399.7 402.6 392.4 393.0 
KärnLen 423.0 454.0 488.7 524.2 545.5 561.5 573.2 588.9 584.2 602.4 
Niederöslerreich 1 .863.1 2.024.5 2.218.7 2.410.1 2.524.1 2.695.5 2.836.1 2.963.1 3 . 183.2 3.148.0 
OIlefMterreich 1.124.6 1 .280.0 1 . 447.2 1 .535.9 1.577.8 1 .648.9 1 .762.6 1 .852.5 1 .929.1 1 .994.0 
Salzburg 666.6 100.5 709.8 706.9 692.6 705.7 706.8 728.8 746.3 753.5 

Sleiermark 1 . 169.4 1.253.1 1 .404.3 1 . 479.8 1 .558.0 1.617.4 1 .692.4 1 . 755.6 1.769.9 1 .875.0 
Torol 617.4 641.8 691.0 712.1 732.2 677.8 721.6 738.4 742.5 737.5 
Vora�berg 330.3 378.4 418.8 446.0 461.4 487.3 526.4 564.6 591.6 593.6 

Summe ohne Wien 6.470.6 7.028.8 7.712,5 8.181.2 8.490,4 8.799,9 9.221,5 9.594,4 9.939,7 10.097,0 

Wien " 2.760.8 3.288.5 4.090.4 3.943.0 4.015.7 3.193.6 3.581.3 2.044.2 2.083.9 2.104.4 

Summe mit Wien 9.231.5 10.317.2 11.802.9 12.124.2 12.506,1 1 2.593,5 1 2.802,8 11.638,1 12.023,6 12.201,5 

Stand der Finanzschuld (%·Anleile) 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1 999 2000 2001 2002 

Burgenland 3.0 2.9 2.8 3.0 3.2 3.2 3.1 3.5 3.3 3.2 
Kärnlen 4.6 4,4 4.1 4.3 4.4 4.5 4.5 5.1 4.9 4.9 
Niederösl'erreich 20.2 19.6 18.8 19.9 20.2 21.4 22.2 25.5 26.5 25.8 
Oberöslerreich 12.2 12.4 12.3 12.7 12.6 13.1 13.8 1 5.9 16.0 16.3 
Salzburg 1.2 6.8 6.0 5.8 5.5 5.6 5.5 6.3 6.2 6.2 

Sleiermark 12.1 12.1 1 1 .9 12.2 12.5 12.8 13.2 15.1 14.1 15.4 
Tirol 6.1 6.2 5.9 5.9 5.9 5.4 5.6 6.3 6.2 6.0 
Vora�berg 3.6 3.7 3.5 3.1 3.1 3.9 4.1 4,9 4.9 4.9 

Summe ohne Wien 10,1 68,1 65,3 61,S 67,9 69,9 72,0 82,4 82,1 82,8 

Wten I' 29,9 31.9 34.7 32.5 32.1 30.1 28.0 1 7,6 1 7.3 17.2 

Summe mit Wien 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Veränderung der Finanzschuld zum Vorjahr (in Mio EUR) 

1993 1994 1995 1996 1997 I 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland 3.3 20.3 37.4 32.4 32,0 7.6 ·6.2 3.0 ·10.3 0.7 
Kärnten 36,9 31 .1  34.7 35.6 21,2 1 6.0 1 1.8 15.6 ·4.7 18.2 
NiederM'errelch 1 1 1 .4 161.4 194.2 191.3 1 1 4.1 110.8 141.2 1 26.4 220.1 ·35.3 
OberO<i'erreich 1 82,6 155.4 167.2 88.1 41,9 11.2 1 1 3.7 89.8 77.2 64,3 
Salzburg 94.2 33.9 9.3 ·2.9 · 1 4.3 1 3, 1  3.1 20.0 1 7.5 7.2 

S'eiermar1< 1 1 2.5 83.6 151.3 75.5 78.2 59.4 75.0 63.2 1 4.3 105.1 
TIroi 38.6 24.4 49.2 21.1 20.1 ·54.4 43.8 16.8 4.1  ·5.0 
Vorarlberg 34.0 48.1 40.4 27.1 15.4 25.9 39.1 38.1 27.1 2.0 

Summe ohne Wien 613,5 558,1 683,7 468,1 309,1 309,6 421,6 37219 �5.3 1 57.3 

Wien ') 
139.4 527.1 801.9 ·1 47.4 72.7 ·222.1 ·212.3 ·1.537.1 39.7 20.6 

Summe mit Wien 752,8 1 .085,8 1.485,6 321,3 381.9 87,4 209.3 ·1.164,1 38s.o 177,8 

Veränderung der Finanzschuld zum Vorjahr (in %) 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

Burgenland 1.2 7.4 12.6 9.7 8.7 1.9 ·1.5 0.7 ·2.5 0.2 
Kam,,,,, 9.5 7.3 7.6 7.3 4.0 2.9 2.1 2.7 -0.8 3.1 
Niederösterreich 6.4 8.7 9.6 8.6 4.8 6.8 5.2 4.5 7.4 ·1.1 
OberOsterreIch 19.4 13.8 1 3.1 6.1 2.7 4.5 6.9 5.1 4.2 3.3 
Sa11OO'9 16.5 5.1 1 .3  ·0.4 ·2.0 1.9 0.4 2.8 2.4 1.0 
S,ele<mark 10.6 7.2 12.1 5.4 5.3 3.8 4.6 3.7 0.8 5.9 
Tiro. 6.7 3.9 7.7 3.1 2.8 ·7.4 6.5 2.3 0.5 -0.1 
Vorarlber9 1 1.5 14.5 10.7 6.5 3.5 5.6 8.0 7.2 4.8 0.3 

Summe ohne Wien 10,5 8.6 9,7 6,1 3.8 3,6 4,8 4.0 3,6 1,6 

Wien H 5.3 19.1 24.4 ·3.6 1.8 ·5.5 ·5.6 ·42.9 1.9 1.0 

Summa mit Wien 8,9 1 1 ,8 14.4 2.7 3.1 0,7 1,7 -9,1 3,3 1,5 

1) Sei' 2000 ist "Wiener Wohnen" infolge Ausgliederung als Un'ernehmung nicht melv ""thatten. 
Quelle: Statistik AusUia • Gebarungen und Sek'or 5' •• '; laufende Jahrgange. 
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A 1 0  STAATSVERSCHULDUNG IM INTERNATIONALEN VERGLEICH 

Öffentlicher Schuldenstand (in % des BIP) 

Belgien 
Deutschland 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
loand 
ttalien 
LuxembtJrg 
Niedertande 
Osterreich 
Portugal 
Spanten 
EU-12-Aggrogat 

OAnemarlt 

Großbritannien 
Schweden 
EU-15-Aggrogat 

USA '1 
Japan ') 
Schweiz 

1994 

137.6 
49.8 
61 .6 
48.4 

105.2 
73.4 

1 19.7 
6.3 

n.3 
64,7 
62.4 
59,9 
68,8 

73,5 
48.5 
73,9 
66,3 

60,2 
58,3 
44.4 

1995 

1 33.5 
56.6 
57.0 
55.3 

105.7 
58.0 

127.1 
6,7 

76,9 
69,2 
64.2 
65.3 
73,6 

69.3 
51.8 
73,7 
70,6 

59,7 
62.9 
45.8 

1996 

1 27.5 
58.6 
57.2 
56.5 

109.9 
67.9 

126.0 
7.1 

73.7 
69,1 
62.9 
66.7 
75,2 

65,1 
52.2 
73.5 
71,8 

58.6 
67,4 
48.2 

1997 

124.1 
60.6 
53.1 
59,3 

107.2 
59.3 

1 19.7 
6.7 

69,4 
64,7 
58.1 
66.0 
74,9 

61,2 
SO.8 
70,6 
70,6 

56.1 
70.8 
SO.3 

1998 

120,4 
61.3 
48.9 
59.9 

106.1 
54,8 

117.2 
6.3 

67.2 
64,9 
55,3 
64,9 
74,2 

56.2 
47.6 
68,1 
69,2 

53.1 
83.0 
53.1 

1999 

114,8 
81.2 
47,0 
58.5 

105.2 
48.8 

1 15,5 
6.0 

63,1 
67,5 
54,3 
83,1 
72,8 

53.0 
45.0 
82,8 
67,8 

49.8 
94.2 
SO.2 

Öffentliche Verschuldung pro Kopf der Bevölkerung (in EUR)3) 

Belgien 
Deutschland 
Finnland 
Frankreich 
Gnechenland 
Irtand 
Italien 
Luxemburg 
Niederlande 
Österreich 
Portugal 
Spanien 

EU-12-Aggregat 

oAnemarlt 

Großbritannien 
Schweden 
EU-15-Aggrogat 

USA 11 
Japan 2) 
Schweiz 

1994 

27.000 
10 800 
10 200 
9 600 
8 500 
9 400 

18 100 
2.000 

14.700 
13.300 
4.800 
8 500 

1 1 .900 

18.300 
8 100 

15.200 

1 1 .300 

12.800 
18.900 
15.000 

1995 1996 1997 1998 1999 

27.900 26.700 26.300 26.400 26 500 
13.000 13.400 13 800 14.300 14.700 
1 1.100 1 1 200 1 1.200 1 1 .000 10.900 
1 1 .400 1 1 900 12 600 13.300 13.500 
9.100 10 300 10.900 1 1 000 1 1 .600 
9.600 10.800 1 1  400 1 1 .500 1 1 .600 

18.600 21 300 21 400 21.700 22.200 
2.200 2.400 2 500 2.500 2.600 

15.800 15.400 14.800 15.100 14.900 
1 4.800 1 5.300 1 4.600 1 5.300 16.400 

5.300 5.500 5.400 5.500 5.800 
7.400 8.200 8.300 8.600 9.000 

1 3.300 1 4.100 14.300 1 4.800 15.100 

18.000 17.600 17  400 18.500 16 100 
9.100 9 700 10 000 10.000 9.900 

16.300 16.600 16 600 16.700 16.200 

12.500 1 3.400 1 3.800 14.100 14.400 

13.200 13 500 13 700 13.500 13.300 
18.400 20.200 21 600 25.000 27.900 
15.500 1 6 400 17.300 18.700 17.900 

2000 

109,1 
60,2 
44.6 
57.2 

106.2 
38,4 

1 1 1 ,2 
5.5 

55.9 
67,0 
53,3 
8 1 ,2 
70,4 

SO.1 
42.1 
52.8 
64.0 

44.3 
102.1 
49,9 

2000 

26.400 
14.900 
1 1.200 
13.800 
12 200 
10 400 
22.500 

2.700 
14.100 
17.100 

6.000 
9.300 

15.300 

18 100 
9.700 

14.400 

14.600 

12.400 
30.500 
18.500 

2001 

108.1 
59,4 
43.9 
56.8 

106.9 
38,1 

1 10.6 
5.5 

52,9 
67,1 
55,6 
57,5 
69,4 

47.8 
38.9 
54.4 
63,2 

43.5 
1 1 5,1 

SO.5 

2001 

26.700 
15 000 
1 1 .500 
14.200 
1 3.200 
10.700 
23 300 

2.700 
14.100 
17.S00 

6.600 
9.300 

15.600 

1 5.900 
9.300 

15.300 

1 4.800 

1 2 400 
33 900 
18.900 

2002 

105,8 
60.8 
42,6 
58,6 

104.7 
32.3 

108.0 
5.7 

52,6 
66,6 
58.1 
54.6 
69,2 

47,2 
38,S 
52.6 
62,5 

45.6 
129,1 

54,0 

2002 

26.600 
15.600 
1 1 500 
15 000 
13.900 
10 600 
23 500 

2 800 
14.500 
1 7.800 

7.200 
9.400 

16.000 

1 6 100 
9 600 

15.200 

1 5.200 

1 3 400 
37.400 
20.200 

2003 

100.5 
64.2 
45,3 
63.0 

103.0 
32,0 

106.2 
4.9 

54,8 
64,9 
59.4 
SO.8 
70,4 

45,0 
39.9 
51.9 
64,0 

48.0 
134.4 

56.4 

2003 

26.000 
16.600 
12.500 
1 6.400 
14.700 
10.800 
23.800 

2.500 
15.300 
17.800 

7.500 
9.300 

16.700 

15.600 
10 500 
15 600 

1 5.700 

14.600 
38.900 
20.700 

1) USA: Gesamt.taat nach Flow of Funds Accounts. bereinigt um Intergovemmentale Verbindlicl1keiten: Fi.kaljahr (Seplember). 
2) Japan' Zentralstaal einschließlich inlergovernmenlaler Verbindlichkeiten. 
3) Die OHenthchen Verschuldungsdaten der USA, Japan. Schweiz sowie der NicI1t·WWU·L3nder wurden zu durchschnitt licl1en 

Devisenmittelkursen des Jahres 2003 In EUR umgerechnet und auf 100 EUR gerundet 
Quelle. ÖSterreich. USA, Japan. Schweiz: nationale Daten: EU·LAnder: EU·Kommisslon: EU-12 und EU-15: eigene Berechnung. 
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A 1 0 STAATSVERSCHULDUNG IM INTERNATIONALEN VERGLEICH 

(Fortsetzung) 

Zu- ' Abnahme der öffentlichen Verschuldung (in % des Vorjahresstandes) 

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 

Belgien 6,8 3,4 -4,0 -1 ,1  0,4 0,5 -0,1 1,5 0,2 -2,1 
Deutschtand 1 1 ,8 21 ,4 3,4 2,6 4,0 3,0 0,9 0,9 4,1 6,4 
Finnland 21,7 8,8 1,8 -0,2 -1,8 -0,2 2,8 2,5 0,3 8,9 
Frankreich 10.9 19,2 5,2 6.4 5,6 1,9 2,5 3,3 6,7 9,5 
Griechenland 4.6 7,1 13.3 6,7 0,7 5,7 5,6 8,4 5,7 6,1 
I�and -17,3 2,0 13,3 7,2 1 ,4 2,3 -9,3 5,0 0,8 3,4 
lla lien 6,4 3,2 14,8 0,8 1 ,5 2,2 1 ,4 3,9 0,9 1,5 
Luxemburg 1,2 12,2 9,8 3,0 2.9 4,7 4,5 3,4 5,0 -10,2 
Niede�ande 2,9 7,5 -2,0 -3,4 2,4 -0,2 -4,8 1,0 3,1 6,3 
Osterreich 1O,. 1 1 ,. 3,2 -4,0 4,6 7,6 4,1 3,0 1,9 0,1 
Portugal 14,5 1 1 ,3 4,7 -1,8 1,8 5,7 5,0 1 1,0 9,8 4,5 
Spanien 9,2 14,5 9,9 2,1 4,2 4.7 4,5 0,7 1 , 1  -0,6 
EU-12-Aggregal 8,4 1 1 ,8 6,7 1,9 3,1 2,6 1,5 2,7 3,1 4,4 

OAnemark 1,0 -1 ,4 -1,3 -1 ,1  -4,8 -1.5 0,3 -1,3 1,5 -2.7 
Großbntannlen 13.5 12.6 7,0 3,3 -0,5 -0,6 -1 ,6 -3,5 3,9 9,3 
Schweden 10,5 7,3 2,3 -0,2 0,8 -3,0 -11 ,0 6,2 0,1 2,5 
EU-1 5-Aggregat 8,9 10,7 6,9 3,6 2,6 2,3 1,8 1,5 3,0 3,7 

USA '. 4,6 3,9 3,7 1,8 -0,4 -0.6 -5,7 1,2 8,7 10,3 
Japan 2) 10,5 9,5 9,9 7,2 15,8 11,9 9,3 1 1,6 10,4 4,2 
Schweiz 8,3 4.3 5,8 6,1 8,3 -3,5 3,9 2,8 8,2 2,3 

Zu- ' Abnahme der öffentlichen Verschuldung (in % des BIP) 

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 

Belgien 8,8 4,4 -5,3 -1,3 0,5 0,6 -0,1 1,6 0,3 -2,1 
Deutschland 5.3 10,0 1.9 1,5 2,4 1,8 0,6 0,5 2,4 3,9 
Finnland 1 1 ,0 4,6 1,0 -0,1 -0,8 -0,1 1,2 1 ,1  0,1 3,7 
Frankreich 4,7 8,9 2,8 3,6 3,2 1 ,1  1 ,4 1,8 3,7 5,5 
Griechenland 4,6 7,0 12,9 6,7 0,8 5,6 5,6 8,3 5,6 5,9 
I�nd ·15,' 1 .4 7,9 4,0 0,8 1 , 1  -3,9 1,7 0,3 1 ,1  
llalien 7,2 3,9 16,2 0,9 1,8 2,5 1,5 ',2 1,0 1,6 
Luxemburg 0,1 0,7 0,6 0,2 0,2 0,3 0,2 0,2 0,3 -0.6 
Niedertande 2,2 5,4 - 1 ,5 -2,5 1.6 -0,1 -2.8 0,5 1,6 3,3 
Ös1errelch 6,1 7,1 2,1 ·2,7 2,9 4,8 2,6 2,0 1,2 0,1 
Portugal 7,9 6,5 2,8 -1 ,1  1,0 2,9 2,5 5,5 5,2 2.6 
Spanien 5,0 8,3 6,0 1,3 2.6 2,8 2.6 0,4 0,6 -0,3 

EU-12-Aggregat 5,4 7,8 4,7 1 ,4 2,2 1,8 1,0 1,8 2,1 2,9 

Oanemark 0,7 -1.0 -0,9 -0,7 -2.9 -0,8 0,1 -0,6 0,7 -1,2 
Großbritannien 5,8 5.8 3,4 1,6 -0,3 -0,3 -0,7 -1,4 1 ,4 3,4 
Schweden 7,0 5,0 1,7 -0,1 0,5 -1 ,9 -6,5 3,2 0,1 1,3 

EU-I 5-Aggrega\ 5,4 6,8 4,6 2,5 1,8 1,5 1 ,1  0,9 1,8 2,3 

USA 1) 2,7 2.2 2.1 1,0 -0,2 -0,3 -2,7 0,5 3.6 4,5 
Japan 2) 5,5 5.5 6.1 4,8 1 1 ,3 10,0 8,7 1 1 ,9 12,2 5,4 
Schweiz 3,4 1,9 2.7 2,9 4,1 -1 ,8 1,9 1,4 ',1 1 ,3 

1 )  USA: Gesamtstaal nach Flow of Funds Accounts. bereintgt um Intergovemmentale Verbindltchkeilen: Fiskaljahr (September). 
2) Japan: Zentralstaat einschließlich intergovemmentaler Verbindlichkeiten. 
Quelle: Osterreich, USA, Japan, Schweiz: nationale Daten; EU-LAndee EU-Kommission; EU-12 und EU-15: eigene Berechnung. 
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A 1 1  GLOSSAR ') 

FInanzschuld 

Auslandsverschuldung: 

Verschuldung in heimischer Währung und In Fremdwahrungen gegenOber ausländischen Gläubigem. 

Bereinigte FInanzschuld: 

FInanzschuld des Bundes nach Abzug von Im eigenen Besitz befindlichen Bundesschuldkategonen (Bundesanleihen, 
Bundesschatzscheine). 

Bewertungsänderungen: 

Auf Wechselkursänderungen zurOckzuführende Unterschiede der Eurogegenwerte der Fremdwahrungsschuld. Kursgewinne 
(Verminderung der Eurogegenwerte) entstehen durch Abwertung, Kursverluste (Erhöhung der Eurogegenwerte) durch Auf
wertung der jeweiligen Fremdwährung gegenOber dem Euro. Bewertungsdifferenzen ergeben sich IOr die während des Jahres 
unverändert gebliebenen Fremdwährungsbeträge, aus der Differenz zwischen den Kursen zum Jahresende des 
Berichtsjahres und des Vo�ahres. Bel den Im Laufe des Jahres aufgenommenen Schuldtiteln kommen Bewertungsdifferenzen 
durch die Differenz zwischen dem Kurs am Tag der Umrechnung In Euro und dem Jahresendkurs zustande, IOr die während 
des Jahres getilgten Teilbetrage durch die Differenz zwischen dem Jahresendkurs des Vo�ahres und dem Tilgungskurs. 

Bruttozunahme der FInanzschuld: 

Neuaufnahmen von Schuldtiteln einschließlich Konversionsaufnahmen und Kursverluste. 

Cash Flow al Rlsk: 

Das Cash Flow at Risk ist eine statistische RIsikokennzahl. die angibt, wie stark die Zinskosten der Verschuldung aufgrund 
der Volatilität von Zins- und Wahrungsmärkten In einem bestimmten Zeitraum mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit 
maximal ansteigen können. Dieser Risikoabschatzung liegen meist Annahmen bezOglich der zukOnftlgen Defizite und der 
Struktur der zukOnftigen Mittelaufnahme zugrunde. Für die Schwankungsintensität der Preise (Zinssätze und Wechselkurse) 
wird auf historische Volatilitaten zurOckgegriffen. 

Duralion (Modifled Duratlon): 

Die Duration bezeichnet die durchschnittliche Zeitdauer der Kapitalbindung von Schuldverschreibungen. Im Gegensatz zur 
ResUaufzeit werden beim Konzepl der Duration auch die Zinszahlungsströme berOcksichtigt. Die Modlfied Duration wird von 
der Duralion abgeleitet und stellt ein Risikomaß dar, mit dem die Sensitivität von Schuldverschreibungen oder Portefeuilles 
auf Zinssatzveränderungen geschätzt werden kann. 

Euroschuld: 

Auf Euro lautende Finanzschulden des Bundes gegenOber inländischen und ausländischen Gläubigem. 

FInanzierungssaldo: 

Veränderung der finanziellen Forderungen abzOglich der Veränderung der finanzielien Verbindlichkeiten. 

FInanzschuld: 

Nicht fällige Verbindlichkeiten des Bundes laul § 65a Bundeshaushaltsgesetz 1986 i. d. g. F. zuzOglich der Verbindlichkeiten 
und abzOglich der Forderungen aus Wahrungstauschverträgen (Finanzschuld im engeren Sinn einschließlich Cross-Currency
Swaps). Zieht man davon jene Schuldmel des Bundes ab, die sich im eigenen Besitz befinden, so ergibt sich der bereinigte 
Schuldenstand. 

FInanzschuld Im engeren Sinn: 

Finanzschuld des Bundes ohne BerOcksichtigung der Währungstauschverträge im Sinne des § 65 des Bundeshaushalts
gesetzes 1 986  i. d. g. F. 

Fremdwährungsschuld: 

Finanzschulden des Bundes in fremden Währungen gegenüber Inländischen und auslandischen Gläubigem. Seit Beginn der 
Währungsunion am 1 .  Jänner 1 999 auf Nicht-Euro lautende FInanzschulden. Die Umrechnung In Euro erfolgl zu Devi
senmittelkursen . 

• ) DIe Begnffe SInd in alphabebsche< Reihenfolge geordneL 
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Konversion: 

Umwandlung eines Schuldtitels. wobei Ausstattungsmerkmale (Zinssatz, Tilgung, Laufzeit) oder die Verschuldungsform 
gelindert werden. 

Nenodeflzit: 

Überhang der Ausgaben Ober die Einnahmen des Allgemeinen Haushaltes laut Bundesfinanzgesetz bzw. Bundesrechnungs
abschluss. 

Neuverschuldung (Nettoveränderung der Finanzschuld): 

Bruttozunahme der Verschuldung abzOglieh Tilgungen einschließlich Konversionstilgungen und Kursgewinne. 

Nicht titrierte FInanzschuld: 

Verschuldung in Form von Direktkrediten und Da�ehen. 

Pensionsgeschäfte: 

Befristete Übertragung von Wer1papieren des Pensionsgebers an den Pensionsnehmer. Der Pensionsgeber erhält für die 
Dauer des PensionsgeschAfts Liquidität im Wert der Anleihe, während der Pensionsnehmer im Gegenzug eine mit dem 
Wer1papler abgesicherte Veranlagung zu GeldmarkIkonditionen tatigt. Im Falle unechter Pensionsgeschäfte Ist laut § 50 BWG 
der Pensionsnehmer berechtigt, aber nicht gezwungen. die VermOgensgegenstande zurOckzuObertragen. Unechte 
Pensionsgeschäfte sind in der Bilanz des Pensionsnehmers auszuweisen. 

Primärsaldo: 

Budgeteinnahmen abzOglich Budgelausgaben ohne Zinszahlungen. 

Rechtsträgerlinanzierungen: 

Kreditoperationen im Namen des Bundes fGr sonstige Rechtstrllger, an denen der Bund mehmeiUich beteiligt ist oder fOr 
deren Kreditoperationen der Bund die Haftung als BOrge und Zahler übernommen hat (§ 650 BHG I. d. g. F. ). Knaditopera
tionen für sonstige Rechtstrllger gelten nicht als Finanzschulden gemäß Bundeshaushaltsgesetz. Bel den öffentlichen 
Schulden im Sinne von Maastricht sind allerdings Rechlstrllgerfinanzierungen des Bundes hinzuzuzählen (EUROSTAT
Erkenntnis vom Jänner 2003). 

Restlaufzeit: 

Zeitraum vom Beobachtungszeitpunkt bis zur Endfälligkeit der Verbindlichkeit. Die durchschnittliche Restlaufzeit ergibt sich 
aus der mit dem aushaftenden Kapital gewichteten mittleren Restlaufzeit der Verbindlichkeiten. 

Schuldformen des Bundes In Fremdwährungen: 

• A n  l e i  h e n : Fremdwahrungsanleihen der Republik Osterreich. 
• K r e d  i t e u n d  0 a r I e h e  n : Direktkredite und Darlehen in- und auslandischer Banken in Fremdwährung. 
• S c  h u I d v e r  s c h r e l  b u n g e n :  Privatplatzierungen der Republik Osterreich in Fremdwahrung, wobei auf OffenUiche 

AnkOndigung und Zeichnungsaufforderung des Publikums verzichtet wird. 

Schuldformen des Bundes In heimischer Währung: 

• A n  l e i  h e  n :  Im Auktionsverfahren oder im Wege eines Bankenkonsortiums emittierte Euroanleihen (Einmalemissionen) 
der Republik Osterreich mit fixer Verzinsung und mittel- bis langfristigen Laufzeiten. 

• B a n  k e n d  a r I e h e  n : DIrektkredite und Darlehen von Banken. 
• B u n d  e s 0 b I i 9 a t i o n  e n : Von der Republik Osterreich mit der Bezeichnung "BundesObligationen" begebene Einmal

emissionen (i. a. Privatplatzierungen). 
• B u n d  e s s c h a t  z s c h e i n  e :  Vorwiegend kurzfristige Schuldverschreibungen des Bundes mit fixer Verzinsung, die zur 

öffenUichen Zeichnung aufgelegt oder direkt in die Portefeuilles der Banken übernommen werden und für die teilweise 
Konversionsvereinbarungen bestehen. 

• S o  n s t i g e K r  e d i t e : Kredite und Darlehen von Gebietskörperschaften und Parafisci. 
• V e r  s i c h  e r u n  g s d a r  I e h e  n : Darlehen der Vertragsversicherungen an den Bund_ 

Titrierte FInanzschuld: 

Verschuldung, die vom Inhaber formlos Obertragen werden kann (Bundesanleihen, Bundesobligationen, Bundesschatzscheine 
und Schuldverschreibungen). 
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Value at Risk: 

Während beim Cash Flow at Risk eine FlussgrOße analysiert wird, zieh das Value at Risk auf die Risikoabschätzung einer 
BestandsgrOße ab. Value at Risk zeigt das Verlustpotenzial für das Portfolio (mögliche MarktwerterhOhungen der Verschul
dung). Dabei wird - mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit und Ober einen bestimmten Zeithorizont - abgeschätzt, wie stark 
sich der Wert eines Portfolios maximal Andern kann. Im Risikomanagement der Osterreichischen Bundesfinanzierungsagentur 
wird sowohl das Fremdwahrung-Value at Risk (mögliche Verluste wegen Währungsbewegungen) als auch das Gesamt-Value 
at Risk (mögliche Verluste wegen Währungs- und ZinsAnderungen) gemessen. 

Währungstauschverträge (Cross-Currency-Swaps und/oder Zinsswaps): 

VertrAge, in denen die Vertragspartner vereinbaren, jeweils die Verpflichtungen (Zinsen- und/oder Tilgungszahlungen) aus 
Kreditaufnahmen der anderen Partei zu übemehmen. Oie aufgrund der MarktsteIlung erziellen Vorteile für die Vertragspartner 
werden je nach Bonität und Verhandlungsgeschick aufgeteilt. 

Länderbezeichnungen 

A = Osterreich FIN = Finnland 
B = Belgien I = Italien 
D = Deutschland IRL = Irland 
E = Spanien L = Luxemburg 
EL = Griechenland NL = Niederlande 
EU-t2 = Euroraum P = Portugal 
F = Frankreich 

Rentenmarkt 

Einmalemission: 

Ausgabe eines bestimmten Nominalbetrags gleichartig ausgestatteter Rentenwerte, die während einer bestimmten Frist 
(Zeichnungsfrist) gleichzeitig zum Ersterwerb angeboten werden (Anleihen und Bundesobligationen). 

Mengentender: 

Auktionsverfahren m� fixem Zinssatz. bei dem die Zuteilung nach der HOhe der gebotenen Volumina der Banken erfolgt. 

Zins· bzw. Rendilenlender: 

Emissionsverfahren, bei dem die Ausstattungsmerkmale der Emission (Kurs, Nominalverzinsung) und die Zuteilung aufgrund 
der Renditeangebote der Teilnehmer bestimmt werden. Oie Emissionstechnik bei Bundesanleihen in EUR erfolgt · wie auch 
das EZB-Tenderverfahren . nach dem amerikanischen Zuteilungsverfahren, bei dem der Zuteilungssatz bzw. -preis der 
individuellen Bietung entspricht. 

Verzinsung 

EONIA: 

Euro OverNight Index Average (Durchschnitt für Taggeldsatz zwischen den Banken). 

EURIBOR: 

Euro Interbank Offered Rate (Durchschnitt für Geldmarktsatz bis 12 Monate zwischen den Banken). 

Geldmarktorienllerte Verzinsung: 

Als Referenzzinssatz wird ein Geldmarktzinssatz (z. B. Drel-Monats-EURiBOR) vereinbart. Die Zinskondition der 
Verbindlichkeit entspricht sodann dem Referenzzinssatz mit oder ohne Aufschlag bzw. Abschlag. 

Nominalverzinsung: 

Jener Zinssatz, der sich auf den Nennbetrag der Verbindlichkeü bezieht (Kupon). Die Nominalverzinsung der Finanz5chuld 
ergibt sich aus den gewichteten Nominalzinssätzen der aushanenden Verbindlichkeiten des Bundes. 

Primärmark10rlentierte Verzinsung: 

Als Referenzzinssatz wird eine Emissionsrendite gewählt. 

1 08 

III-97 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)110 von 120

www.parlament.gv.at



Sekundärmarktorientierte Verzinsung: 

Als ReferenzzinssalZ wird eine Sekundllrmarktrendite gewllhlt. 

Sprungflxe Verzinsung: 

Zinsanpassung bei Überschreiten der vertraglich festgelegten Schwankungsbreite des Referenzzinssa12es (i. a. der Sekun
därmarl<trendite). 

Währungs bezeichnungen 

ATS " Osterreichische Schilling GRD = Griechische Drachmen 
AUD " Australische Dollar HUF " Ungarische Forint 
BEF " Belgische Francs ITL = Italienische Lire 
CHF " Schweizer Franken JPV " Japanische Ven 
CZK = Tschechische Kronen LUF " Luxemburgische Francs 
CAD " Kanadische Dollar NLG " Holländische Gulden 
DEM " Deutsche Mark NOK " Norwegische Kronen 
ESP = Spanische Peseten PLN = Polnische Zloty 
EUR " Euro USO " US-Oollar 
FRF = Französische Francs XEU = European Currency Unit 
GBP " Pfund Sterling ZAR " Südafrikanische Rand 

Zeichenerklärung 

: Zahlenwert ist null bzw. Eintragung ist definitorisch unmOglich. 
: Zahlenwert nicht ermitlelbar. 

o oder 0,0 : Zahlenwert ist kleiner ais die Halfte der lelZten angegebenen Dezimalstelle. 
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SONDERTHEMA 

Entwicklung der öffentlichen Beschäftigung in Österreich 

Die folgenden Ausführungen fassen die Ergebnisse der Studie im Auftrag des Staatsschuldenausschusses, die vom Büro des 
Staatsschuldenausschusses 1 unter Einbindung von Experten erstellt und im März 2004 finalisiert wurde, zusammen. Die 
gesamte Studie mit einem umfassenden statistischen Anhang ist im Internet unter ,www.staatsschuldenauschuss.ar abruf
bar. 

1 Inhalt und Beweggründe der Studie 

Im Rahmen dieser Studie wurde der Versuch unternommen, auf der Grundlage öffentlich zugänglicher Daten ein möglichst 
konsistentes Datenset über die öffentlich Bediensteten der Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) zu erstellen, 
wobei der Klärung von Zeitreihenbrüchen besonderes Augenmerk galt. Zudem wurden Mängel der statistischen Basis im 
Bereich öffenUicher Beschäftigung aufgezeigt und Vorschläge zur Verbesserung des Informationsspektrums (u. a. Definition 
von Mindestanforderungen, Konzeption eines abgestimmten Erhebungsbogens) formuliert. 

Die Befassung mit diesem Thema schien in mehrfacher Hinsicht geboten: 

• Bekenntnis zur Verwaltungsreform. 
• Konsolidierungserfordemisse, 
• mangelnde Transparenz hinsichtlich tatsächlicher Personalkapazitäten öffenUicher Einrichtungen (Ausgliederungen), 
• unzureichende Beschaffenheit verfügbarer Daten (z. B. unterschiedliche Maßeinheiten, Bereinigungen, Zuordnun

gen und Erfassungsgrade) rur komparabve Darstellungen und Analysen. 

2 Erkenntnisse der Studie über die Entwicklung der öffentlich Bediens

teten bei den Gebietskörperschaften 

2_1 Allgemeine Aspekte 

• Die Gesamtzahl der öffentlich Bediensteten wird von allen gebietskörperschaftlichen Ebenen erheblich beeinHusst. 
Von den öffentlich Bediensteten in Höhe von 503.176 entfielen Ende 2002 38,7% auf den Bund, 42,7% auf die Bun
desländer (einschließlich Wien) und 1 8,6% auf die Gemeinden (ohne Wien und einschließlich Gemeindeverbände). 
Bestrebungen zur Redimensionierung der Zahl der öffentlich Beschäftigten sollten daher grundsätzlich bei allen Ge
bietskörperschaften ansetzen und durch Verwaltungs- sowie Aufgabenreformen unterstütz1 werden. 

• Die öffentlich zugänglichen statistischen Informationen über die Personalkapazitäten der Länder und Gemeinden 
sind für eine zielgerichtete Steuerung der Personalkapaziläten sowie rur die Generierung von outputorientierten 
Leistungsindikatoren unzureichend (Mangel an Detaillierungsgrad - insbesondere nach Leistungsbereichen), unter
schiedliche Verbuchungsusancen, divergierende Abgrenzung des Erhebungsumfanges, keine bzw. keine ausrei
chenden Informationen über Ausgliederungseffekte). 

• Sektorale Vergleiche zwischen Bund, Ländern und Gemeinden werden zusätzlich durch unterschiedliche Maßein
heiten (Vollzeitäquivalente - VZÄ, Köpfe) und durch unterschiedliche Verbuchungsvarianten, insbesondere bei Aus
und Umgliederungen, erschwert. Darüber hinaus fanden seit 2001 Verschiebungen im Bereich der Aufgabenwahr
nehmung vom Bund zu den Ländem und Gemeinden statt. Ihre Auswirkungen auf den Beschäftigtenstand der jewei-

-) Aut"""': Grossmann. B. und Hauth. E. 
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ligen Gebietskörperschaft konnten nicht konkret spezifiziert werden, dürften aber im Regelfall die Entwicklung nicht 
markant beeinflusst haben. 

• Will man die Ergebnisse zusammenführen bzw. das Ausmaß der jeweiligen Veränderungen des Personalstandes im 
komparativen Sinne möglichst seriös beurteilen (eine diesbezügliche Tabelle findet sich auf Seite 1 1 5), so sollte dies 
unter Einrechnung der Bediensteten in ausgegliederten Einheiten erfolgen, 

• da die statistische Erfassung von Ausgliederungseffekten zum Teil gar nicht (Gemeinden) oder zumindest 
nicht lückenlos (Länder) erfolgen kann, 

• Bedienstete in ausgegliederten Einheiten zum Teil im Beschäftigtenstand der Gebietskörperschaft verbtei
ben (Leih beamte) und 

• da die Abgrenzung des Sektors Staat nach unterschiedlichen Kriterien durchgeführt werden kann. 

Darüber hinaus ist bei der Interpretation der Ergebnisse auf die unterschiedliche Aufgabenverantwortung der jeweili
gen Gebietskörperschaft (die mitunter eine andere Ressourcenausstattung erfordert) Bedacht zu nehmen. 

• Eine Bereinigung der Zeitreihenbrüche auf Basis von Recherchen, wie im Rahmen der Studie versucht wurde, ist 
extrem aufwändig und nur begrenzt machbar. Für die Bundesländer und Gemeinden stehen weder Auflistungen 
über Ausgliederungsmaßnahmen, noch Infonmationen über die Bediensteten in den ausgegliederten Einheiten zur 
Verfügung (auch liegen Geschäftsberichte nicht für alle Einheiten vor). Das Personalinfonmationssystem des Bundes 
verfügt ebenfalls über keine Infonmationen über die Beschäftigungsentwicklung in den ausgegliederten Organisati
onseinheiten. 

• Am Beispiel des Bundes ist ersichtlich, dass bestehende Einsparungspotenziale - insbesondere im Bereich der All
gemeinen Verwaltung - auch tatsächlich lukriert werden können, sofem der politische Wille zur Redimensionierung 
der Beschäftigtenzahl (Vereinfachung der öffentlichen Verwaltung, effizienzsteigemde Maßnahmen und Konzentra
tion auf Kemaufgaben (Ausgliederungen)) vorhanden ist und entsprechende Maßnahmen eingeleitet werden. 

2_2 Entwicklung der öffentlich Bediensteten beim Bund 

• Der Bund reduzierte in den letzten Jahren seinen Beschäftigtenstand in höherem Umfang als die anderen gebiets
körperschaftlichen Ebenen. Der Personalstand des Bundes ist von 1997 bis zum Jahr 2002 um 1 0.549 Vollzeitäqui
valente (VlÄ) im Jahresdurchschnitt (davon 5.096 durch Ausgliederungen) gesunken. Dies bedeutet, dass Auslage
rungen von Leistungen zu etwas weniger als die Hälfte für den Beschäftigtenr\ickgang verantwortlich waren und sich 
der Personalstand des Bundes unter Einbeziehung der in ausgegliederten Einheiten tätigen Bediensteten ver
gleichsweise staIk venmindert hat (Veränderung 2002197: -5.453 vlÄ; Veränderung: 2002100: -4.364 vlÄ). 

• Der Rückgang des Personalstandes des Bundes wurde innerhalb der Beobachtungsperiode vorrangig durch die 
Nichtnachbesetzung des natürlichen Abgangs und in geringerem Umfang durch vorzeitige Pensionierungen erzielt. 

• Die Betrachtung einzelner Berufsgruppen im Bundesdienst zeigt, dass insbesondere die Zahl der Beschäftigten im 
Verwaltungsdienst markant (Veränderung 2002100: -5.563 vlÄ), aber auch jene im Exekutivdienst gesunken ist. Bei 
den Bundesiehrem fiel der Rückgang eher bescheiden aus (Veränderung 2002100: - 174 VlÄ). Gemessen an der 
Schülerzahl dürfte sich dennoch seit 2000 das Betreuungsverhältnis (Schüler je Lehrer) erhöht haben. Zudem wurde 
diese Berufsgruppe neben den Hochschullehrern von vomherein von den vorgesehenen Personaleinsparungen der 
Bundesregierung ausgenommen. Bei den Bediensteten im ExekuUvdienst war ein relativ hoher Beschäftigungsrück
gang zu beobachten (Veränderung 2002100: -999 vlÄ), der nur zu einem sehr geringen Teil auf die Übertragung 
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von Aufgaben - des Meldewesens (mit 1 ,  März 2002) und des Fund- und Passwesens (mit 1 ,  Februar 2003) - zu
rückzuführen sein dürfte, 

2.3 Entwicklung der öffentlich Bediensteten bei den Bundesländern (ohne Wien) 

• Die Personalentwicklung in den Leistungsbereichen des Schul- und Spitalswesens beeinflusst die Gesamt

entwicklung auf Länderebene maßgeblich, 

• Betrachtet man die Entwicklung des BeSchäftigtenstandes der Bundesländer (ohne Wien) insgesamt gemäß Geba

rungsübersichten, so zeigt sich, dass ein Rückgang des Beschäftigtenstandes ausschließlich im Jahr 2001 zu be0-
bachten ist. Oie deuUiche Abnahme der Personalkapazitäten von Ende 2001 gegenüber Ende 2000 in Höhe von 

8,384 ist in erster Linie auf die Ausgliederung der Oberösterreichischen Gesundheits- und Spitals-AG (GESPAG) 

(-7.411  Personen) und nur in relativ geringem Umfang auf sonstige Personalreduktionen der Bundesländer (-972 

Personen) zurückzuführen, 

• Lässt man die öffentlich Bediensteten in den ausgegliederten LandeSkrankenanstalten außer Acht, so ändert sich 
das Bild ein wenig, Seit Anfang 2001 zeigt sich ein rückläufiger Verlauf des Beschäftigtenstandes in den Bundeslän

dem, Während Ende 2000 die Zahl der öffentlich Bediensteten in den Bundesländem (ohne Wien und ohne Kran-

kenanstalten) noch die Höhe von 1 14.785 erreichte, verminderte sich diese bis Ende 2002 um 1 ,482 auf 1 1 3,303 

Personen, 

• Der Großteil des Beschäftigtenrückganges seit Ende 2000 geht auf den Abbau der Zahl der Landeslehrer zurück 

(Veränderung 200212000: -1 ,022 Personen), Im Zuge der Verhandlungen zum Finanzausgleich 2001 wurden mit 

den Ländem restriktivere StelienplanrichUinien für allgemein bildende Pflichtschulen ab dem Schuljahr 2001102 ver

einbart, die schrittweise bis zum Schuljahr 2004/05 umzusetzen sind, Gemessen an der Schüleranzahl verringerte 

sich ab Ende 2000 bis Ende 2002 die Zahl der Landeslehrer jedoch nicht. 

• Im Bereich .Allgemeine Verwaltung' (allgemeine Verwa�ung, öffentliche Ordnung und Sicherheit, Kultur, soziale 

Wohlfahrt, Verkehr) wurde der Personalstand seit Ende 2000 nur geringfügig reduziert (-460 Personen), wobei in 

diesem Zusammenhang die Bundesländer Burgenland, Kärnten, Oberösterreich und Salzburg maßgeblich waren, 

• In den hier präsentierten Ergebnissen sind allerdings auch Dienstnehmer (vor allem Beamte) enthalten, die den 

ausgegliederten Einheiten zugeteilt sind und deren Personalkosten von der ausgegliederten Einheit getragen wer

den, Eine Betrachtung der Personalstandsentwicklung des Bereichs .Allgemeine Verwaltung' unter Berücksichti

gung der Ausgliederungen und Dienstzuteilungen hätte vermuUich einen etwas höheren Rückgang des Beschäftig

tenstandes ergeben, Ebenso ware es möglich, dass unter Berücksichtigung aller Ausgliederungen und Dienstzutei

lungen neben den Bundesländern Burgenland, Kärnten, Oberösterreich und Salzburg auch andere Bundesländer ih

ren Beschäftigtenstand im Bereich .Allgemeine Verwaltung' abgebaut haben, 

2.4 Entwicklung der öffentlich Bediensteten in Wien 

1 12 

• Oie Entwicklung des Beschaftigtenstandes in Wien gemäß Gebarungsübersichten ist innerhalb des Beobachtungs

zeitraumes durch Fluktuationen gekennzeichnet: Einem Rückgang folgt stets ein Zuwachs im darauf folgenden Jahr, 

wobei die Veränderung von 2000 gegenüber dem Vorjahr aufgrund der Ausgliederung von Wiener Wohnen deutli

cher ausfällt als in den Jahren zuvor, 

• Erst im letzten Jahr der Beobachtungsperiode (2002) dürften Maßnahmen gesetzt worden sein, um den Stand an öf

fentlich Bediensteten in Wien zu vermindem, Unter dem Gesichtspunkt der laufenden Ausgabenausweitung auf 
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kommunaler Ebene signalisiert der rückläufige Verlauf des Beschäftigtenstandes Wiens im Jahr 2002 zunehmende 
Sparanstrengungen. Die Personalkapazitäten von Wien gingen 2002 sowohl unter Einbeziehung der Bediensteten in 
den ausgegliederten Organisationseinheiten (-899 VZÄ) als auch ohne Ausgliederungen (-842 VZÄ) vergleichswei
se stark zurück. 

• Das Spitalswesen bindet in Wien deutlich mehr Beschäftigte als der Länderdurchschnitl (ohne Wien) (Krankenan
staltenquote 2002: Wien 41 ,4%; Bundesländer (ohne Wien): 28,9%); der Anteil bei den Landesiehrem gemessen an 
den öffentlich Bediensteten von Wien liegt deutlich unter jenem der anderen Bundesländer (Landeslehrerquote 
2002: Wien 1 5,7%; Bundesländer (ohne Wien): 40,1%). 

• Das SchülerlLehrerverhältnis in Wien unterschreitet innerhalb der gesamten Beobachtungsperiode mit einer Quote 
von unter 1 0  den Länderdurchschnitl (ohne Wien), der knapp unter 1 1  liegt. Zudem nimmt die Schüleranzahl pro 
Landeslehrer tendenziell ab und erreicht im Jahr 2001 mit 9,2 den geringsten Wert. 

2,5 Entwicklung der öffentlich Bediensteten bei den Gemeinden (ohne Wien) 

• Die Veränderung der Personalkapazität der österreichischen Gemeinden insgesamt fällt sehr moderat aus, ver
gleicht man den Anfang und das Ende des Beobachtungszeitraumes. Allerdings unterliegt der Personalstand stets 
großen Schwankungen. Beispielsweise folgt dem Tiefpunkt im Jahr 1999 der personelle Höchststand auf kommuna
ler Ebene in der Höhe von 81 .734 VZÄ im Jahr 2000 (+1 .862 VZÄ). Seither ist die Zahl der Gemeindebediensteten 
rückläufig, obwohl die laufende Umsetzung der zuletzt erfolgten Ausweitung des kommunalen Ausgabenspektrums 
(v. a. Verwaltungsreformgesetz 2001) genau in diesen zeitlichen Rahmen fällt. Allerdings dürfte auch dieser Rück
gang primär Folge einer Ausgliederung sein: Berücksichtigt man die Bediensteten des AKH Linz - in einer Größen
ordnung von rund 2.200 Bediensteten -, die ab dem Jahr 2001 in den zuvor genannten Daten nicht mehr enthalten 
sind. so wäre der erwähnte Rückgang der Bediensteten auf kommunaler Ebene gegen Ende des Beobachtungs
zeitraumes nicht mehr reststeIlbar. Zudem ist festzuhalten, dass die GesamtentwiCklung wesentlich durch einen Er
fassungsmangel beeinflusst wird: Die Gemeindebediensteten des Spitals St. Pölten (knapp 2.500 Beschäftigte) wer
den erst ab dem Jahr 2000 berücksichtigt. 

• Aus der Betrachtung der Personalkapazität nach Gemeindegrößenklassen wird ersichtlich, dass die Veränderungen 
der Personalstände sehr unterschiedlich bzw. sogar gegenläufig hinsichtlich Umfang und Zeitpunkt sind. 

• Die Gesamtentwicklung der kommunalen Personalkapazität wird vorrangig durch die Volatilität der Gemeinden mit 
einer Einwohnerzahl von mehr als 50.000 (GK 4) geprägt. was auf das höhere Veränderungs- bzw. Restrukturie
rungspotenzial sowie die Existenz einer ,kritischen' Menge an Bediensteten zurückzuführen ist. 

3 Vorschläge zur Verbesserung der statistischen Basis im Bereich der 

öffentlichen Beschäftigung 

• Um eine aussagefähige Datenbasis nach einheitlichen Konzepten generieren zu können, scheinen aus Sicht der 
Autoren folgende (Zusatz-)Informationen unerlässlich: 

• Einheitliche Maßeinheit (möglichst VZÄ im Jahresdurchschnitl der ständig beschäftigten Dienstnehmer), 
• Differenzierungen nach Leistungsbereichen (VA- bzw. RA-Ansätze), 
• Subpositionen zur Bereinigung der Daten (Dienstzuteilungen, ,lebende Subventionen'), 
• Ausgliederungseffekte (Veränderung des Beschäftigtenstandes infolge von Ausgliederungen oder Erfassung 

der Zahl der BeSchäftigten in ausgegliederten Organisationseinheiten), 
• sonsUge Dienstnehmer der Gebietskörperschaften (Sonderverträge, Saisonarbeitskräfte eie.). 
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• Der C rekte Konnex l\Nlsc�er der .A.nzar ,je' offer�l ,c� SeC ers:eter L.:nd cer; Pe�s:Jnala Jsgabe"1 IS: ': Im Rallf"'1en Ce' 

Voranscniags- und Rechnurgsabscnlussverordnungen - VRV I herzJstellen 

• Jungste Bestrebungen von Statistik Ausma den statistischen Meldeumfang der  ofenti lchen Haushalte zu erweitern 

..... '"Tl u a der' rternatlona er" Melde'�orsch" fter. I,  EU-Verorc""Jng i 2E7 0 3 1  'Iachkorr' '"'len ZL. ko�ner 'lat)efl ,m Be

'e'en Personal aC':Jezelgt dass 

• jas In�orrnatlcnss;Je,:ri...m der 11terren Persorall flformatlonssy'steme ser'r heteroger sein curte 

• nsbescndere k,elnere Gemeinden mangels KostenreC'1rcrg derze l keine Daten "De' den Persona'stanC nacr 

Leistungsbereichen zJr  Verfugung stellen kannen 

• die VRV einen relatiV großen InterpretationsspIelraum lasst und 

• Dateranforderungen n u r  rachgekomncer w'rd wenn e'erfJr m Rahmen des 'IR-Komitees E ln'gung ewe': wur

de I S::rafung einer n nerosterre,c .... , SC'le'1 rech�i'chen Bas:s I 

Demzufolge lluss:en lJr1 e rer BestlrnmJ1ger der VRV bz' ..... cer Hausr,altsrechte durcn Erlau�erungen �Yczisle1 

.... nd erNeiter: 'f"iIerden und lUfT' ardere'" ',"Iare e ie '�'er:J,r; e:ende E,n'�"'r ,/',1; €'rer o(ostenrecr'"' ... '"'g ' l J""'tndes: a:, e:

ner bestimmten Elrwohnerzahi :1 noNie'lljlg 

• Daruber h ,nal>S waren fur das Controll ;rg bzw d ie  Steuerung der Pwsona1ressourcen I n formationen uber die offent

I Ich Bedlerstetec nacr O"al l f ,katlor, und A,tersl'ukIJ' ,0" jroße"l Interesse 
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Vergleich der Entwicklung des Personalstandes von Bund, Ländern und Gemeinden 1 }  

einschließlich Bedienstete in ausgegl iederten Einheiten 

Maßeinheit 1 997 2000 2001 2002 tJ. 02100 
Erlassungszeilpunkl absolut 

vZA. 
Bund 2) Jahresdurchschnitte 167. 198 166.109 163.589 161 .745 -4.364 
Länder (ohne Wien) Islslände - 1 59.822 1 58.816 1 59.262 -580 
Ll1nder(ohne Wien) 3) Ultimo - 159.822 158.494 158. 340 - 1. 482 
Wien VZA - 70.458 70.743 69.835 -621 
Wien 3) Ultimo - 70. 456 70.887 70.045 -4 1 1  
Gemeinden 

') vZA. 80.585 81 .734 80.876 80.370 -1 .364 

Gemeinden 5) Ultimo 82.948 81. 734 83. 125 82.649 915 

1)  Bei diesem Vergleich ist zu beachten, dass statlstisctHnethodische Differenzen nicht gAnzttch eliminiert werden konnten und 

dass das Aufgabenspeklrum bei den Gebietsköperschaften unterschled llcl1 lsl. 

tJ. 02100 
relativ 

-2,6% 
-0,4% 

-0,9% 
-0.9% 
-0,6% 
-1 ,7% 
1,1% 

2) Ausgliederungen werden mit dem Beschaftigtenstand zum Zeitpunkt der Ausgllederung er1asst. Einzelrecherchen lassen &r'kennen, dass sich der 
BescMftlgtenstand In den ausgeglledef1en Organisatlonseinheiten In Summa - angesichts dlvetgletander V8I1Aufe - nlcl1t stark vetandert haben dOrfte. 

3) Fikltve Entwicklung unler der Annahme, dass der Stand der OffenUich Bediensteten In den ausgeghedert'en OrganlsationelnheUeo 

von Ende 2000 konstant bleibt 

4) Ergebnisse gemAß Statistik Austria 
5) Inklusive identifIZierter ZeitrelhenbrOche (AKH Unz und Gemeindespital SI. POlten). 

tJ. 02197 tJ. 02197 
absolut relativ 

-5.453 -3,3% 
- -
- -
- -
- -

-195 -0,2% 
-299 -0,4% 

tJ. 02197 
pro Jahr 

-0.7% 
-
-
-
-

0,0% 
-0,1 % 
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